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Friedhof in spe

Er wird und wurde wiederholt dem ehemaligen SPD-Vorsitzenden und
Bundeskanzler von 1969 bis 1974, Willy Brandt, zugesprochen, jener
indessen berühmte Satz: "Von deutschem Boden darf nie wieder Krieg
ausgehen."

Abgesehen von bereits vielen Jahren praktizierter Beteiligungen oder
Initiativen an diversen Angriffs- bzw. Überfallskriegen, welche die
Bundesrepublik Deutschland bereits auf ihrem Konto sammeln sollte, hat
die noch amtierende Regierung über ihre Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen auch die jüngste Chance eines Sicherheitstreffens
diverser Staaten Europas auf Nato-Ebene nicht ungenutzt gelassen, die
Frage nach einer eigenständig getragenen europäischen Verteidigung und
ihrem notwendigen Rüstungsaufbau gegen die mutmaßliche Gefahr einer
russischen Bedrohung vor dem Hintergrund vermeintlich eklatanter
Unterlegenheit an Technik, Waffen und Soldaten positiv und durch den
Vorschlag, eine in Deutschland angesiedelte Kommandozentrale "für
schnelle Truppen- und Materialtransporte" aufzubauen (dpa),
vorauseilend zu beantworten.

Eilfertig, diensteifrig und von denkbar fremdesten Interessen
geleitet, hat von der Leyen auf diesem Wege Mitteleuropa, und das
heißt insbesondere die Bundesrepublik Deutschland, zum Schlachtfeld
der Zukunft bestellt.

Sargnagel- und atomkopffrei wird doch nach langen weltbürokratischen
Mißlichkeiten endlich jener nennenswerte Federstrich getan, der sich
in allen seinen Folgen ausschließlich dazu eignet, großen, wartenden
Mehrheiten hierzulande das Licht auszublasen und eben diesen
möglicherweise eine fortgesetzte Beteiligung an der vollständigen
Zerrüttung und Zerstörung der irdischen Existenz zu ersparen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


16. Februar 2018
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LESUNG/4008: Stuttgart - Madame Nielsen, Der endlose Sommer, 20.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Dienstag, 20.03.18, 20.00 Uhr

Der endlose Sommer

Madame Nielsen

Lesung und Gespräch,

Moderation: Martina Grohmann

Deutsche Lesung: Sebastian Röhrle



"Eine literarische Entdeckung. Als Leser wurde ich mitgerissen vom
Fluss, der Weisheit und dem Witz des charmanten Erzählers. Als Autor
beneide ich Madame Nielsen um ihren meisterhaften Text." Sjón
Autor*in, Sänger*in, Performer*in und Künstler*in - In Skandinavien
ist 'Madame Nielsen' ein Star, ließ sich vor vielen Jahren als
identitätslos erklären, lebte längere Zeit ohne Namen und reiste z.B.
von der mazedonischen Grenze aus auf den Routen der Flüchtlinge bis
Passau, immer der Frage auf der Spur: Was macht der Flüchtlingsstatus
mit der eigenen Identität? Er/Sie bezeichnet sich als europäisch und
sagt über sich selbst: "Nielsen ist kein Mann, aber auch keine Frau.
Vielleicht ist Nielsen einfach ein menschliches Wesen." Nun erscheint
ihr erster Roman "Der endlose Sommer", ins Deutsche übertragen von
Hannes Langendörfer. Ein flirrender Text, der die Grenzen des
Erzählens sprengt, eine Geschichte einer kleinen Gruppe von Menschen,
die im Spiel um die Liebe, die Freundschaft und die Kunst aus der
Zeit in einen endlosen Sommer geworfen werden, in dem alles möglich
und schicksalsentscheidend ist. Der endlose Sommer - das ist dieser
Ort, der nie existiert hat und an den wir nie zurückkehren können,
ein Augenblick der Jugend, in dem alles erkennbar und verwirrend
zugleich erscheint - und den wir alle noch einmal erleben möchten.

In Zusammenarbeit mit dem Christopher Street Day Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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LESUNG/4007: Stuttgart - Michael Chabon, Moonglow, 16.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Freitag, 16.03.18, 20.00 Uhr

Moonglow

Michael Chabon

Lesung und Gespräch,

Deutsche Lesung: Stefan Wancura

Moderation: Bernhard Robben



"Mit 'Moonglow' legt der US amerikanische Pulitzerpreisträger Michael
Chabon seinen neuen Roman vor, eine Geschichte über Umwege und
Unfälle, die dem Leben eine neue Richtung geben, und über die
Geheimnisse, die man erahnt, aber nicht sieht", so die Washington
Post. Michael Chabon erzählt von seinem unkonventionellen Großvater,
der einst den Raketeningenieur Wernher von Braun in Deutschland jagte
und ein in vielerlei Hinsicht leidenschaftliches und bemerkenswertes
Leben führte. In den Episoden aus der Lebensgeschichte seines
Großvaters finden sich die großen Themen der amerikanischen und
europäischen Geschichte des 20. Jahrhunderts wieder - von der
Mond-Raumfahrt bis zum Mauerfall. Ein in den USA gefeierter großer
Roman, der u. a. von der Washington Post und dem Wall Street Journal
zum Book of the Year gewählt wurde und nun von Andrea Fischer ins
Deutsche übertragen wurde.

Michael Chabon, geboren 1963 in Washington D.C., lebt mit seiner
Familie in Berkeley, Kalifornien. Für sein umfangreiches Werk erhielt
er zahlreiche Auszeichnungen, u.a. den Pulitzer-Preis für "Die
unglaublichen Abenteuer von Kavalier & Clay".

In Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Amerikanischen Zentrum

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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LESUNG/4006: Stuttgart - Fuminori Nakamura, Die Maske, 12.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Montag, 12.03.18, 20.00 Uhr

Die Maske

Fuminori Nakamura

Lesung und Gespräch,

Deutsche Lesung: Thomas Eggenberg

Moderation: Thomas Klingenmaier



Die mächtige japanische Kuki-Familie folgt einer menschenverachtenden
Tradition: der jeweils jüngste Sohn des alternden Patriarchen, der am
Ende seines Lebens noch ein Kind zeugt, wird dazu erzogen, das Böse
über die Menschheit zu bringen. Grund dafür ist die Hybris des
Mächtigen: Wenn er sterben muss, soll alles mit ihm vergehen.
Fumihiro Kuki ist elf Jahre alt, als sein Vater ihn zu sich ins
Arbeitszimmer ruft und ihm erklärt: "Ich habe dich gezeugt, damit du
ein Geschwür für diese Welt bist." Und so erhält Fumihiro eine
Ausbildung, deren Ziel Zerstörung und Unglück ist, so viel ein
einzelner Mensch nur vermag. Doch er hat ganz andere Pläne: Fumihiro
will ein guter Mann werden und liebt das Mädchen Kaori - und damit
wird sein eigener Vater zum schlimmsten Feind. Fuminori Nakamura,
1977 in Tokai geboren, lebt in Tokio. 2003 erschien sein Debüt "Ju"
("Pistole"). Inzwischen hat er in Japan über ein Dutzend Romane
veröffentlicht, die in viele Sprachen übersetzt und mit zahlreichen
Preisen ausgezeichnet wurden. "Die Maske" kommt in diesem Jahr in
Japan ins Kino.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4005: Stuttgart - Garth Greenwell, Was zu Dir gehört, 09.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Freitag, 09.03.18, 20.00 Uhr

Was zu Dir gehört

Garth Greenwell

Gespräch und Lesung,

Moderation: Jan Wilm

Deutsche Lesung: Robert Kuchenbuch



"Ein Roman, so schön und rein wie Poesie" schreibt Hanya Yanagihara
über diesen berührenden amerikanischen Debütroman "Was zu dir
gehört", ein Buch über die Macht von Scham, Sehnsucht und Begehren.
Ein amerikanischer Expat betritt die öffentlichen Toiletten des
Kulturpalasts von Sofia, Bulgarien. Dort unten, wo niemand einfach so
hingeht, trifft er Mitko, der Charisma ausstrahlt und Gefahr. Der
Amerikaner bezahlt Mitko für Sex und trifft ihn danach immer wieder,
gefangen in seinem Begehren und in einer Beziehung, in der
Zärtlichkeit bald umzuschlagen droht in Gewalt. Und während er sich
seiner komplizierten Vergangenheit stellen muss, kann er weder seinem
Verlangen entkommen noch den Privilegien als Ausländer, die ihn von
Mitko trennen.

Garth Greenwell wurde in Louisville, Kentucky geboren. Er hat unter
anderem an der Harvard University und am Iowa Writers' Workshop
studiert. Er lebt in Iowa City.

In Zusammenarbeit mit dem Christopher Street Day Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018
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Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - TREFF/1105: Stuttgart - Lukas Bärfuss, Juri Andruchowytsch, Europa lesen, 18.03.2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1105: Stuttgart - Lukas Bärfuss, Juri Andruchowytsch, Europa lesen, 18.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Sonntag, 18.03.18, 11.00 Uhr

Europa lesen

Lukas Bärfuss, Juri Andruchowytsch

Veranstaltungsreihe: The future of Europe

Gespräch und Lesung,

Moderation: Katharina Raabe



Die Idee des Nationalstaats beruhe auf einem räumlichen
Hoheitsgebiet, die Realität hingegen sei längst eine ganz andere und
der Nationalstaat am Ende. Nicht zuletzt die Situation in der Ukraine
zeige, was das veraltete Konzept der Nation anrichte, sagt der
Schweizer Dramatiker und Schriftsteller Lukas Bärfuss, der sich immer
wieder in politische und gesellschaftliche Diskussionen zur Schweiz
und zu Europa zu Wort meldet. Mit Blick auf die Schweiz beobachtet er
vor allem Ausprägungen einer regionalen statt nationalen Identität,
wenn er in Rechnung stellt, dass es "sehr schwierig herauszufinden
ist, was überhaupt noch das gemeinsame Interesse ist - etwa zwischen
einem Tessiner und einem Zürcher." Mit ihm ins Gespräch kommt der
ukrainische Schriftsteller Juri Andruchowytsch, der sich ebenfalls
beharrlich öffentlich einmischt, im Ringen der Ukraine und ihrer
gesellschaftlichen Erneuerung als Land Europas. Bereits 2004 hat er
zusammen mit Andrzej Stasiuk den Essayband "Mein Europa"
veröffentlicht, in dem er als "poetischer Landvermesser" (FAZ)
literarische Portraits einer bis dahin noch vielfach unbekannten
Landschaft entworfen hat, die sowohl auf polnischem, slowakischem,
tschechischem, ungarischem, rumänischem und ukrainischem Territorium
liegt. Jüngst erschien sein "Kleines Lexikon intimer Städte", ein
Alphabet aus 44 Städten - in dem auch Stuttgart nicht fehlt.

Mit den beiden diskutiert die Lektorin und herausragende Vermittlerin
mittel- und osteuropäischer Literatur, Katharina Raabe.

Eine Veranstaltung des Literaturhauses Stuttgart und des Schauspiel
Stuttgart in der Reihe "The future of Europe" sowie im Rahmen von
"Heimat - Internationale Wochen gegen Rassismus in Stuttgart.

Eintritt: 6,- EUR

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018
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TREFF/1104: Stuttgart - Kristof Magnusson, Lann Hornscheidt, Queeres Lesen hören, 07.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Mittwoch, 07.03.18, 20.00 Uhr

Queeres Lesen hören

Kristof Magnusson, Lann Hornscheidt

Veranstaltungsreihe: Hörraum | Dichterlesen.net

Gespräch,

Moderation: Solveig Bostelmann, Tom Zille



"Dichterlesen.net" - mit diesem Titel platziert sich DAS
Online-Tonarchiv literarischer Veranstaltungen schlechthin im
digitalen Raum - präsentiert werden aktuelle bis hin zu historisch
einmaligen Tondokumenten, Diskussionen und Werkstattgesprächen. Das
Literarische Kolloquium Berlin war Initiator des Projekts, das seit
2015 online ist. Partner sind neben dem Literaturhaus Stuttgart das
Literaturarchiv Marbach und das Literaturhaus Basel. Die dort
archivierten und aufbereiteten Lesungen werden auf diese Weise
weltweit zum kostenfreien Nachhören angeboten. Begleitet wird das
Portal durch regelmäßige "Hörräume". Für den neuen Hörraum im März
mit dem Titel "Queeres Lesen hören" haben Kristof Magnusson und Lann
Hornscheidt Texte von Autor*innen ausgewählt, die für sie eine ganz
bestimmte Qualität haben: sie sind allesamt geschrieben mit einem
dezidiert queeren Blick auf die Welt. Bei der Auswahl ging es vor
allem um die Perspektive, aus der diese Autor*innen erzählen.
Schließlich machen bis heute die meisten queeren Menschen die
Erfahrung, in einer Welt aufzuwachsen, die nicht für sie gemacht ist,
und diese Erfahrung prägt die künstlerische Arbeit: All diese
Autor*innen würden anders schreiben, hätten sie nie ihre sexuelle
Identität in Frage gestellt. Es gibt ihn also, den ganz besonderen
queeren Blick auf die Welt! Zur Onlineschaltung des Hörraums stellen
Kristof Magnusson und Lann Hornscheidt Aufzeichnungen von Lesungen
und Gesprächen mit Carolin Emcke, Édouard Louis und Hanya Yanagihara
vor und bringen sie ins Gespräch: Queeres Lesen hören!

Gefördert durch die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien, der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der S. Fischer
Stiftung.

In Zusammenarbeit mit dem Christopher Street Day Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018
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TREFF/1103: Berlin - Shandy Hall Berlin, 23.-25.03.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2018

Shandy Hall Berlin

In Shandy Hall Berlin werden drei Tage lang Veranstaltungen zu und
über Laurence Sterne präsentiert.



In diesem Frühjahr jähren sich das Erscheinen des legendären Romans A
Sentimental Journey sowie der Tod von dessen Autor Laurence Sterne
zum 250. Mal. Aus diesem Anlass verwandelt sich das Literaturhaus
Berlin vom 23. bis zum 25. März in Shandy Hall Berlin. Der Kurator
von Shandy Hall in Coxwold, North Yorkshire, Patrick Wildgust, wird
eingeflogen und als Mithausherr eingesetzt, begleitet vom
Sterne-Forscher Geoffrey Day.



Freitag 23. März 2018

Großer Saal

19:30 Uhr

»All about Sterne«

Inauguration von Shandy Hall Berlin mit dem Kurator von Shandy Hall
Patrick Wildgust und dem Sterne-Forscher Geoffrey Day.
Schlüsselübergabe durch die Hausherrinnen Janika Gelinek und Sonja
Longolius unter musikalischer Begleitung von Klaus Wallendorf.

20:00 Uhr

Galiani-Verleger Wolfgang Hörner im Gespräch mit dem Übersetzer
Michael Walter und dem Autor Hans von Trotha anlässlich des
Erscheinens der ersten deutschen Sterne-Werkausgabe (Galiani) sowie
von »A Sentimental Journey. Laurence Sterne in Shandy Hall«
(Wagenbach).



Samstag, 24. März 2018

Großer Saal

11:00-14:00 Uhr

»Der Umweg ist das Ziel«

Symposium zu überraschenden Aspekten von Sternes Leben, Werk und
Wirkung - für alle Sternianer und solche, die es werden wollen:
mit Werner Busch, Karl Bruckmaier, Christian Filips, Sieglinde
Geisel, Lothar Müller, Jörg Paulus, Manfred Pfister, Gisela Reschke,
Hazel Rosenstrauch, Helga Schwalm, Michael Walter und Rüdiger Zill.

11:00-14:00 Uhr

Workshop: »Tristram Shandy für Kinder: Wir basteln eine marmorierte
Seite« mit Aneta Kajzer (Kaminzimmer). Altersempfehlung ab 6 Jahren.



Die Laurence-Sterne-Party

15:45 Uhr

Fanfaren in der Fasanenstraße (mit Klaus Wallendorf) (Großer Saal)

16:00 Uhr

Beginn der 24-Stunden-Lesung »Schriftsteller*innen lesen Tristram
Shandy«

mit Pieke Biermann, Marion Brasch, Karen Duve, Jenny Erpenbeck,
Mathias Gatza, Durs Grünbein, Gerd Haffmans, Steffen Jacobs, Jens
Johler, Thomas Kapielski, Michael Kleeberg, Steffen Kopetzky, Michael
Kumpfmüller, Katja Lange-Müller, Michael Lentz, Sibylle
Lewitscharoff, Ulrich Peltzer, Katja Petrowskaja, Bruno
Preisendörfer, Sven Regener, Manuela Reichart, Verena Roßbacher,
Jochen Schmidt, Kathrin Schmidt, Barbara Sichterman, Peter Wawerzinek
und Hanns Zischler.

Musikalische Begleitung: Daniel Arnaldos und Gina May Walter
(Studierende der UdK Berlin) interpretieren Michael Nymans »Nose-List
Song« begleitet von Eric Schneider (Klavier)

Aufführung des »Lillibullero« durch Christian Filips, Sing-Akademie
(Gesang), Klaus Wallendorf (Horn), Thomas Kapielski (Nasenflöte)

Die Wunsiedlerin Beate Roth bietet ihre Rezepte aus den Werken des
kreativsten deutschen Sternianers Jean Paul an.



Sonntag, 25. März 2018

Großer Saal

16:00 Uhr

Das Schöne Quartett

Musikalischer Abschluss der Laurence-Sterne-Party.

Ausstellungspositionen und Hörstation im Kleinen Saal. Devotionalien,
Fanartikel und Raritäten aus dem Sterne-Universum im ganzen Haus.

Shandy Hall Berlin ist eine gemeinsame Veranstaltung des
Literaturhaus Berlin mit Shandy Hall Coxwold, dem Verlag Galiani
Berlin und dem Verlag Klaus Wagenbach.

Wir danken der Brougier-Seisser-Cleve-Werhahn-Stiftung für ihre
großzügige Unterstützung.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1102: Berlin - Frühlingsfest & Shandy Hall, 20.-21.03.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2018

Frühlingsfest & Shandy Hall



Am 20. März 2018 öffnet das Literaturhaus Berlin seine Pforten für
eine Eröffnungswoche zum Programmstart der neuen Leiterinnen Janika
Gelinek und Sonja Longolius. Mit einem großen Frühlingsfest am 20.
und 21. März gibt das Literaturhaus vom Keller bis zum Dach Ausblick
auf das Programm des kommenden Jahres. Und am 23. März verwandelt
sich die Fasanenstraße 23 anlässlich des 250. Todestages von Laurence
Sterne für 48 Stunden in »Shandy Hall Berlin«, um mit tatkräftiger
Hilfe von Schriftsteller*innen, Musiker*innen und Engländern dem
Autor von »Tristram Shandy« zu huldigen.

Kommen Sie zahlreich, wir freuen uns auf Sie!




Frühlingsfest

Dienstag, 20. März 2018

18:00 Uhr

»Fassade« Eröffnung der Schaukasten-Installation mit Henrik Jacob
(Garten)

18:15 Uhr

»Choreografie der Worte« ein Tanz durchs ganze Haus mit Helen
Schröder und Ekaterina Statkus

19:00 Uhr

Begrüßung durch die neuen Leiterinnen Janika Gelinek und Sonja
Longolius (Großer Saal)

19:30 Uhr

»Literaturhaus und Weltliteratur« Sandra Richter und Ilija Trojanow
im Gespräch (Großer Saal)

20:30 Uhr

»Berlin als Schaffensort« Daniel Medin im Gespräch mit Lina Meruane
und Samanta Schweblin (Großer Saal)

21:30 Uhr


Lenz-Lounge mit Fanny Tanck (Kaminzimmer)




Mittwoch, 21. März 2018

10:00 Uhr

»Fasanenküken & Druckfrischling: Comicspaß mit Flix & Ferdinand!«
(Kaminzimmer)

17:00 Uhr

Begrüßung durch die neuen Leiterinnen Janika Gelinek und Sonja
Longolius (Großer Saal)

17:15 Uhr

»Das Junge Literaturhaus am Start«: Slam Poesie mit »Pop-Poetry
Pionier« Bas Böttcher und U20-Slammerin Sophia Szymula (Großer Saal)

18:15 Uhr

»Choreografie der Worte«: ein Tanz durchs ganze Haus mit Helen
Schröder und Ekaterina Statkus

19:00 Uhr

»Ein Haus und seine Geister. Ein Wechselgesang« mit Annett Gröschner
und Widad Nabi (Großer Saal)

20:00 Uhr

»My favorite kitab« Ramy Al-Asheq und Leila Chammaa sprechen über
Herta Müller und Ghalib Halasa (Großer Saal)

21:00 Uhr

»Die Scheibe meines Lebens« Florian Werner im Gespräch mit Helene
Hegemann über Patti Smith (Großer Saal)

22:00 Uhr

Lenz-Lounge mit Helene Hegemann und Florian Werner (Kaminzimmer)

Die »Choreografie der Worte" wurde großzügig gefördert vom
Kulturbeirat Charlottenburg-Wilmersdorf.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13
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MESSE/636: Aus dem Leben der Anderen - TRADUKI widmet sich europäischen Minderheiten (Leipziger Buchmesse)

Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 21. Februar 2018

Aus dem Leben der Anderen - TRADUKI widmet sich europäischen
Minderheiten 



Der Balkan beheimatet unzählige ethnische, konfessionelle und sprachliche
Minderheiten. Er ist ein Ort, an dem es viel über die Möglichkeit eines
Miteinanders und der Vielfalt, aber auch über die daraus erwachsenden
Spannungen zu erfahren gibt. Die zehnte Ausgabe der Themenreihe TRADUKI auf
der Leipziger Buchmesse lädt deshalb dazu ein, den Geschichten des Balkans
zu lauschen und Einsichten in das Leben europäischer Minderheiten zu
erlangen.

Es ist inzwischen eine echte Institution: Die Themenreihe TRADUKI findet
zum zehnten Mal im Rahmen der Leipziger Buchmesse statt. Das europäische
Netzwerk für Literatur und Bücher präsentiert in diesem Jahr unter dem
Titel "Es gibt was zu entdecken. Aus dem Leben europäischer Minderheiten"
insgesamt 30 Autoren, darunter 20 aus Südosteuropa. Sie alle zeichnen ein
spannendes Bild des Balkans und laden Übersetzer, Literaturkritiker,
Journalisten und Experten herzlich dazu ein, die kulturellen Werte ihrer
Länder zu entdecken.

In den verschiedenen Veranstaltungen begeben sich die Mitwirkenden auf die
Suche nach dem fiktiven Sehnsuchtsort Tradukistan und ergründen den Zustand
des realen Kosovo zehn Jahre nach der Unabhängigkeit. Sie werfen einen
Blick auf die weibliche Literatur Südosteuropas, auf Homosexualität in der
Literatur, die Geschichte(-n) und Schicksale von Juden, Sinti und Roma. Und
immer wieder geht es um vergessene Minderheiten: die "Unsichtbaren", wie
sie der Balkan-Experte Cyrill Stieger nennt. Das gesamte Programm gibt es
ab sofort unter www.leipziger-buchmesse.de/ll.

Sigmar Gabriel und Christoph Ransmayr gratulieren dem europäischen
Netzwerk 

Im zehnten Jahr des Bestehens ist aber auch Zeit für ein wenig
Feierlichkeit: "Auf Europa! Auf TRADUKI!" heißt es deshalb am 16. März um
15 Uhr im Café Europa in Halle 4. Der geschäftsführende Bundesaußenminister
Sigmar Gabriel und Christoph Ransmayr gratulieren dem europäischen
Netzwerk.

Höhepunkt der Reihe bleibt aber die "Balkan-Nacht" am 17. März. Ab 20 Uhr
versammeln sich dazu im UT Connewitz Autoren und Musiker aus Albanien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Kroatien, Liechtenstein, Rumänien,
Serbien und Slowenien.

Über TRADUKI

TRADUKI ist ein europäisches Netzwerk für Literatur und Bücher, an dem
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Deutschland, Kosovo,
Kroatien, Liechtenstein, Mazedonien, Montenegro, Österreich, Rumänien, die
Schweiz, Serbien und Slowenien beteiligt sind. Das Netzwerk TRADUKI ist ein
Projekt des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres der
Republik Österreich, des Auswärtigen Amts der Bundesrepublik Deutschland,
der Schweizer Kulturstiftung Pro Helvetia, von KulturKontakt Austria (im
Auftrag des Bundeskanzleramts der Republik Österreich), des 
Goethe-Instituts, der S. Fischer Stiftung, der Slowenischen Buchagentur JAK, des
Ministeriums für Kultur der Republik Kroatien, des Ressorts Kultur der
Regierung des Fürstentums Liechtenstein, der Kulturstiftung Liechtenstein,
des Ministeriums für Kultur der Republik Albanien, des Ministeriums für
Kultur und Information der Republik Serbien, des Ministeriums für Kultur
der Republik Rumänien, des Kulturministeriums von Montenegro sowie der
Leipziger Buchmesse.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 24. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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REZENSION/691: Werner Seppmann - Kapital und Arbeit. Klassenanalysen 1 (SB)

Werner Seppmann



Kapital und Arbeit

Klassenanalysen I



 



Wendemarke Arbeiterbewußtsein - und Klassenkampf

Das weltweit immer drastischer gewordene Ausmaß der sozialen Ungleichheit
anzuprangern ist heute Aufgabe von Nichtregierungsorganisationen. So meldete
Oxfam kurz vor dem Weltwirtschaftsgipfel in Davos, dass das reichste Prozent der
Weltbevölkerung inzwischen über mehr Vermögen als die anderen 99 Prozent
zusammen verfügt. Was für Millionen Menschen im Globalen Süden eine Frage von
Leben oder Tod ist, bildet sich auch in der wohlhabenden Bundesrepublik in Form
immer tieferer sozialer Klüfte ab. So sei das Vermögen des reichsten Prozents
der Bevölkerung Deutschlands 2017 um 22 Prozent gewachsen, das der ärmeren Hälfte
nur um drei Prozent. Auch in bürgerlichen Kreisen gehört heute zum guten Ton,
die soziale Ungleichheit zu skandalisieren. Zuständig dafür, Forderungen wie
etwa den Abbau von Steuerprivilegien für die reichsten Personen zu erheben, sind
professionelle Campaigner. Sie werden dafür bezahlt, die Interessen der stumm
und unsichtbar bleibenden Gruppe überflüssig gemachter Menschen zu artikulieren.

Die Grundfesten der kapitalistischen Eigentumsordnung auch nur zu erwähnen,
geschweige denn zu ihrer Überwindung aufzurufen, den klassischen Antagonismus
von Kapital und Arbeit mit dem sagenhaften Reichtum der Fortune 500 in
Zusammenhang zu bringen - Fehlanzeige. Die Debatte um Arm und Reich wird
innerhalb des Horizontes eines bürgerlichen Gerechtigkeitsbegriffes geführt,
jenseits dessen das verbotene Land des längst überwunden geglaubten Kampfes um
die soziale Revolution beginnt. In den Parlamenten und Kirchen nach
Gerechtigkeit zu rufen ist ein wohlfeiles Geschäft, denn allzu viele fühlen sich
dadurch repräsentiert und verstanden. Im politischen Alltag wird verständig
genickt, wenn sozialdemokratische PolitikerInnen behaupten, man müsse, um
minimale Verteilungsspielräume zu wahren, weiterhin Unternehmen und Investoren
mit neoliberalen Handreichungen anlocken.

Der Soziologe und Philosoph Werner Seppmann sieht dies ganz anders,
denn er hat Marx und Klassenkampf nicht aufgegeben, nur weil viele
KollegInnen glauben machen, dass damit kein Blumentopf und erst recht
keine Welt mehr zu gewinnen sei. Sein auf sechs Bände angelegtes
Projekt zur Klassenanalyse wurde mit dem Band "Kapital und Arbeit"
begonnen, um in weiteren Folgen über "Die Aktualität der
Klassenfrage", "Krise und Widerstand", "Die Verleugnete Klasse. Zur
Arbeiterklasse heute", "Kapitalismus und Computer. Die
Digitalisierung der Arbeitswelt" zu "Methodenfragen der
Klassenanalyse" vorzudringen. Das ist durch den Tod Werner Seppmanns
am 12. Mai 2021 nun leider unmöglich geworden.

Wie schon die Verwendung des häufig für überkommen erachteten
Begriffes der Klasse zeigt, positioniert sich Seppmann gegen die
postmarxistische Negation des Klassenantagonismus etwa im Sinne einer
Multitude wie gegen soziologische Nivellierungs- und
Ausgrenzungstheoreme, die die Gesellschaft als eine Art
systemtheoretisch organisiertes Regulativ maximal individualisierter
Marktsubjekte begreifen, ohne die zugrundeliegenden
Widerspruchskonstellationen explizit in Frage zu stellen. So
elaboriert und komplex die Vorschläge der Hardt und Negri, der
Foucault und Luhmann, der Beck und Giddens sein mögen, so treten die
Grenzen ihrer Überzeugungskraft doch unübersehbar hervor, wenn die
gesellschaftliche Machtfrage auch nur in die Nähe der Möglichkeit
rückt, mit folgenreicher Konsequenz gestellt zu werden.

"Kapital und Arbeit" besteht aus Beiträgen, die in den Jahren 2004 und 2007 im
Rahmen des Projektes Klassenanalyse@BRD der Marx-Engels-Stiftung Wuppertal
erschienen sind, als deren Vorsitzender Seppmann zeitweilig fungierte. Der Autor
behauptet, dass diese "historischen Bestandsaufnahmen (...) für ein Begreifen des
Umfangs und der Geschwindigkeit der sozialen Rückentwicklungen unverzichtbar
sind, weil erst durch eine historisch-analytische Perspektive möglich wird zu
begreifen, was die Lohnabhängigen in diesen zwei Jahrzehnten neoliberalistischer
Umgestaltung und einer offensiven Durchsetzung von Kapitalinteressen mit Hilfe
der Sozialdemokratie verloren haben" (S.9). Es wäre dennoch wünschenswert
gewesen, das Begreifen dadurch zu vertiefen, dass diese Entwicklungen vom Ende
her analysiert und kommentiert werden, anstatt den theoretischen Horizont dieser
Jahre vorauszusetzen.

Zwar gibt es dabei viel Interessantes zu entdecken, das bei Zeitzeugen bereits
in Vergessenheit geraten sein mag und jüngeren Menschen Einblicke in eine
ihnen fremde Zeit eröffnet. Für die von Seppmann aufgeworfenen Fragen und unterbreiteten
Vorschläge allerdings wäre es wichtig gewesen, sie zu einer Entwicklung ins
Verhältnis zu setzen, die die kapitalistischen Gewaltverhältnisse mit der
manifesten Krise 2008 in ungleich grelleres Licht rückte.

Dabei haben die Aussagen des Autoren zur Ersetzung lebendiger Arbeit durch
Maschinen und die daraus resultierenden Folgen für die Klassenzusammensetzung
ebensowenig von ihrer Gültigkeit verloren wie der Primat des Sozialen im
Verhältnis von Kapital und Arbeit, was bei der Debatte um technologische
Rationalisierungsoffensiven häufig vergessen wird. Auch stellt er mit Nachdruck
klar, dass der Klassenbegriff nicht obsolet geworden ist, solange
Menschen Lohnarbeit verrichten müssen und damit den Unwägbarkeiten und
Wechselfällen kapitalistischer Akkumulation unterworfen sind. Die Relevanz des
Klassenbegriffes wird an mehreren Stellen des Buches gegen Versuche verteidigt,
ihm durch die angebliche Nichtexistenz einer Arbeiterklasse den Rang abzulaufen,
die in der unterstellten Homogenität bei Marx aber auch nicht anzutreffen ist,
oder einen geschichtsphilosophischen Determinismus zu behaupten, dessen
Zwangsläufigkeit bei Marx ebensowenig zu finden ist.

Die profane Gleichsetzung sozialer Unterschiede mit
Klassenverhältnissen ist Seppmanns Sache nicht. Wo die Kritik am
Klassenbegriff ein kollektives Subjekt unterstellt, das seinerseits
frei davon sei, mit Herrschaftsimperativen kontaminiert zu sein,
rennt sie bei Seppmann offene Türen ein. Klassenbewusstsein und
Klassenhandeln treten, so der Autor, nicht wie von selbst aus den
sozialen Widersprüchen ökonomischer Strukturen hervor. Gerade weil
Spaltungs- und Ausgrenzungsstrategien kein besonderes Merkmal der
neoliberalen Phase kapitalistischer Vergesellschaftung, sondern den
KäuferInnen von Lohnarbeit ein strategisches Pfund sind, von dem sie
etwa bei der Einschüchterung und Bedrohung widerständiger Potentiale
unter den ArbeiterInnen Gebrauch machen, gelte es, Spaltungstendenzen
innerhalb der Arbeiterklasse und der Betriebe aufzudecken und zu
bekämpfen. Auch die seit langem erhobene Forderung nach einer
Internationalisierung der Arbeitskämpfe bekräftigte Seppmann schon
zur Entstehungszeit der vorliegenden Texte. Seitdem haben sich die
Bruchlinien und Fragmentierungstendenzen der globalen Arbeitsteilung
weiter vertieft, dementsprechend ist die Ohnmacht unter den
ArbeiterInnen in den westlichen Metropolengesellschaften angewachsen.

Es ist die kapitalistische Ausbeutungsdynamik, welche die
 Ausgegrenzten erzeugt; ihre Existenz ist dem Reproduktionsprozess des
 Kapitalverhältnisses unmittelbar zugeordnet. Sie sind den jeweils
 besonderen Ausdrucksformen des Akkumulationsregimes, dem Wechselspiel
 von Krise und Ausbeutung ausgeliefert: "Die kapitalistische
 Akkumulation produziert ... und zwar im Verhältnis zu ihrer Energie und
 ihrem Umfang, beständig eine relative, d. h. für die mittleren
 Verwertungsbedingungen des Kapitals überschüssige, daher überflüssige
 oder Überschuss-Arbeiterbevölkerung." (MEW, Bd. 23, S. 658) Die
 Randständigen, sei es als Arbeitslose oder auch Marginalisierte,
 bleiben Angehörige jener Klasse, die vom Verkauf ihrer Arbeitskraft
 abhängig ist; sie stellen kein eigenständiges Klassensegment dar. 
(S. 32)


Das ist gerade deshalb wichtig zu betonen, weil die Millionen
Menschen, die allein in der Bundesrepublik ihre Existenz in prekären
Verhältnissen irgendwo zwischen gelegentlicher Lohnarbeit,
staatlichen Sozialtransfers und kreativer Überlebensdynamik fristen,
in zunehmendem Maße tragende Elemente des sozialen
Widerstandspotentials sind, das früher vor allem im
Industrieproletariat gesehen wurde. Es ist mithin nur konsequent,
sich ausführlich mit den Strategien sozialer Isolation und
Atomisierung als probatem Mittel der herrschenden Ordnung, sozialem
Widerstand weit im Vorfeld seiner Entfaltung den Handlungsraum zu
nehmen, zu beschäftigen. Die Analyse der sozialstrukturellen Merkmale
und Bedingungen, die der Vereinzelung in der Arbeitsgesellschaft und
der sozialdarwinistischen Zurichtung ihrer Subjekte Vorschub leistet,
nimmt, wie der laufende Titel Klassenanalyse nicht umsonst
verspricht, ohnehin den größten Teil des Buches in Anspruch. Wenn
Soziologie für klassenkämpferische Ambitionen fruchtbar gemacht
werden kann, dann aus der Negation der inakzeptablen Bedingungen
sozialer Reproduktion nicht nur in der Bundesrepublik, sondern
weltweit.

Gerade letzteres ist angesichts des rechten Vormarsches unerlässlich,
wie die Verteilungslogik einer Sozialdemokratie zeigt, die den Ertrag
imperialistischer Weltpolitik unverhohlen einfordert, um die daraus
erwirtschafteten Verteilungsspielräume zum Nutzen sozialpolitischer
Profilierung in Anspruch zu nehmen. So ist seitens der
Sozialdemokratie auch in Zukunft mit der systematischen
Beschwichtigung der Menschen zu rechnen, allerdings ihr
Klassenbewusstsein betreffend und nicht ihre Leistungsfähigkeit. Die
wollte Andrea Nahles, wie eine Fußnote (S. 147) im Buch besagt, schon
2007 "nicht durch karitative Transferlogiken einschläfern".

Deutlich in Frage zu stellen ist heute die Einschätzung des Autoren,
dass "Spaltung, Fragmentierung und Abkoppelung" nebst
"Selbststigmatisierung und Rückzugstendenzen" der Krisenopfer dafür
ausreichen, dass der herrschende Block auf offene Repression in einem
Ausmaße, wie etwa im gefängnisindustriellen Komplex der USA schon
seit Jahrzehnten üblich, weiterhin verzichten kann. Was allein 2016 -
fortgesetzte Einschränkung des Versammlungsrechtes durch neue
Polizeigesetze, demagogische Kriminalisierung des G20-Protestes, die
offene Zensur linksradikaler Kommunikation durch das Verbot von
Indymedia linksunten, die Anwendung politischer Justiz gegen
türkische und kurdische Linke in offener Allianz mit dem despotischen
Regime Erdogans, um nur die gravierendsten Beispiel zu nennen -, mit
administrativer Verfügungsgewalt durchgesetzt wurde, läßt in
Anbetracht der globalen Krisenkonkurrenz, die nur noch die Nation,
aber keine Menschen mehr kennt, nichts anderes als mehr von demselben
erwarten.

Um wieder in die Offensive zu kommen, kann die verbliebene Linke es
sich kaum leisten, die von Seppmann attestierten regressiven
Tendenzen von Erwerbslosen affirmativ festzuschreiben und der von
ihnen erlebten Ohnmacht das Siegel sozialisationsbedingter
Unfähigkeit zur Emanzipation aufzudrücken. Solange
Unterdrückungsverhältnisse nicht mit der blutigen Roheit physischer
Überwältigung vollzogen werden, besitzen die davon Betroffenen die
Möglichkeit, ihrer Fortsetzung und Steigerung entgegenzutreten. Die
Organisation sozialen Widerstandes von unten, wie auf dem Kongress
"Selber machen - Konzepte von Basisorganisierung, Gegenmacht und
Autonomie" im April 2017 in Berlin-Kreuzberg [1] vorgeschlagen, hat
durchaus Zukunft. Werner Seppmann jedenfalls nennt ein Versäumnis der
Linken beim Namen, über das nachzudenken wäre:

Lähmend wirkt auf die Ausgegrenzten, dass für sie kein realistischer
 Punkt mehr existiert, an dem ihr Widerstand ansetzen könnte. Denn
 normalerweise bedeutet Widerstand für die Unterklasse, sich zu verweigern.
 Aber worin könnte die Weigerung der Arbeitslosen bestehen? In der Weigerung,
 die spärlichen Unterstützungsleistungen in Empfang zu nehmen? Schon an dieser
 simplen Fragestellung ist zu erkennen, dass es keine Alternative zur
 gemeinsamen Interessenartikulation aller Klassensegmente gibt. Fraglich
 bleibt natürlich, wie solidarisches Handeln auf der Grundlage der
 Segmentierung gelingen kann? Aber dieses Problem ist nicht neu: So wie ich
 es erblicke, hat in allen Industrienationen die Arbeiterbewegung es versäumt,
 Strukturen zu schaffen, die verhindern, dass die Beschäftigungslosen in ein
 tiefes Loch fallen und sich zurück ziehen. 
(S. 39)



Fußnote:

[1] Berichte und Interviews unter dem kategorischen Titel "Initiativvorschläge":

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/ip_politik_report_bericht.shtml

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/ip_politik_report_interview.shtml
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AUSSTELLUNG/169: Stuttgart - "Wanted: Wendelin Niedlich", Ausstellungsverkauf am 23.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Freitag, 23.03.18, 10.00 Uhr

Wanted: Wendelin Niedlich - Ausstellungsverkauf



"Wanted: Wendelin Niedlich!" Anlässlich seines 90. Geburtstag zeigte
das Literaturhaus Fotoalben, Bücher, Kunst und Anderes, Berührendes,
Ernstes wie Komisches aus Niedlichs Buchladen und der Zeit seines
wilden wie wichtigen Wirkens in Stuttgart. Kuratiert wurde die
Ausstellung von Heike Gfrereis und gestaltet von Diethard Keppler.
Nun muss sie alsbald abgebaut werden - und wir öffnen nochmals für
einen Tag unsere Tür: Wer die beharrliche Kraft dieser kleinen
Buchhandlung und ihres Inhabers und dessen Überzeugung "Literatur ist
gefährlich!" also zu sich nach Hause nehmen möchte: Es ist möglich!

Wir verkaufen die Einzeldrucke und -pappen am 23.03.18, von 10 - 17
Uhr.

77 Prozent des Erlöses kommen Wendelin Niedlich zu, mit dem Rest
unterstützen Sie die Arbeit des Stuttgarter Literaturhauses.

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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ASIEN/757: Afghanistan - Zehntausende Nomaden von Hunger bedroht

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Afghanistan: Zehntausenden Nomaden droht Hungersnot -
Grenzblockade schürt Not unter Kuchi-Nomaden - Humanitäre Hilfe muss
verstärkt werden



Göttingen, den 21. Februar 2018 - Durch die Schließung der Grenze zu
Pakistan sind Zehntausende Kuchi-Nomaden in Afghanistan in akute Not
geraten, berichtet die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV). Ihre
Lage sei dramatisch, weil sie mit ihren Herden nicht mehr wie gewohnt
zu den Weidegründen in Pakistan wandern können. Deshalb forderte die
Menschenrechtsorganisation mehr humanitäre Hilfe für die Hirten. "Die
Kuchi-Nomaden dürfen nicht zum Kollateralschaden der eskalierenden
Flüchtlingskrise zwischen Pakistan und Afghanistan werden", schrieb
der GfbV-Direktor Ulrich Delius an die Koordinationsstelle für
humanitäre Hilfe der Europäischen Union (ECHO). "Die Nomaden brauchen
dringend mehr Lebensmittel, Trinkwasser und medizinische Versorgung,
um zu überleben."

Seit Wochen sitzen Zehntausende Kuchi aus Ost- und
Zentral-Afghanistan mit ihren Schaf- und Ziegenherden in der Provinz
Khost fest. Hilfsorganisationen schätzen, dass sogar bis zu 200.000
Nomaden dort nicht weiterkommen. Sie wurden von der Grenzblockade
überrascht. Pakistan lässt niemanden mehr ins Land, weil sehr viele
Flüchtlinge aus Afghanistan über Khost ins Land gekommen sind. Es
soll durchgesetzt werden, dass alle afghanische Flüchtlinge in den
nächsten Wochen zurückkehren müssen. Da der Winter eingezogen ist,
können die Nomaden momentan nicht umdrehen und wieder in das
Landesinnere Afghanistans ziehen. Doch im Grenzgebiet gibt es nicht
ausreichend Weideland, so dass viele Schafe und Ziegen bereits
verendet sind oder unter ihrem Wert verkauft werden mussten. Auch das
meiste Geld aus dem Verkauf der Tiere ist inzwischen aufgebraucht,
weil die Preise auf dem Viehmarkt wegen des Überangebots massiv
verfallen sind.

"Dringend brauchen die Kuchi-Nomaden Futter für ihre Tiere. Die
überlebenden, aber bereits sehr geschwächten Schafe und Ziegen
müssten zudem tiermedizinisch versorgt werden", schrieb die GfbV. Die
Tiere sind die Lebensgrundlage der Kuchi. Die Nomaden ernähren sich
vor allem von Milchprodukten. Da auch viele Flüchtlinge in der
Grenzprovinz Khost gestrandet sind, haben die meist ungelernten
Kuchi-Nomaden schlechte Chancen auf dem lokalen Arbeitsmarkt. "So
haben sie kaum Mittel, um aus eigenen Stücken ihr Überleben zu
sichern. Ohne humanitäre Hilfe aus dem Ausland droht den Nomaden und
ihren Viehherden das Aus", warnte Delius.

Viele der rund 2,4 Millionen Kuchis leben heute nicht mehr als
Nomaden, sondern sind zumindest zum Teil sesshaft geworden. Konflikte
um Land und begehrte Weidegründe bestimmen häufig ihr Verhältnis zu
anderen Bevölkerungsgruppen, vor allem zu ansässigen Bauern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/239: Große Koalition intensiviert militärische Interventionspolitik (Kampagne MACHT FRIEDEN.)

Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 21.02.2018

Große Koalition intensiviert militärische Interventionspolitik

Kampagne "MACHT FRIEDEN." kritisiert Koalitionsvertrag



Anlässlich der Anfang des Monats beendeten Koalitionsverhandlungen zwischen
CDU, CSU und SPD und des nun beginnenden Mitgliederentscheids der SPD
kritisiert die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" die
außen- und sicherheitspolitischen Pläne der Großen Koalition. Der
vorliegende Koalitionsvertrag enthält das größte Aufrüstungsprogramm in der
Geschichte der Bundesrepublik. Die Ausgaben für das Militär sollen demnach
innerhalb von fünf Jahren von derzeit 37 auf ca. 70 Milliarden Euro
gesteigert werden. Der Vertragstext betont zudem die enge Zusammenarbeit
mit der NATO, ein ausdrückliches Bekenntnis zur Einhaltung des Völkerrechts
bei Militärinterventionen fehlt jedoch gänzlich.

Die Kampagne warnt ferner vor den Auswirkungen einer angestrebten
Verstetigung des sog. "Anti-IS-Mandats" der Bundeswehr im Syrieneinsatz.
Dieses Mandat soll laut Vertragstext durch "capacity building"
weiterentwickelt werden. "Das bedeutet im Klartext den Aufbau von ständigen
Militärbasen in der Region", so Berthold Keunecke, Co-Sprecher der
Kampagne, "die wie in Afghanistan zu einem Besatzungssymbol werden könnten.
Die politische Wirkung könnte verheerend sein. Deutschland darf sich nicht
dem Vorwurf imperialistischer Politik aussetzen." Eine ständige
Militärpräsenz in der Krisenregion widerspreche zudem dem Geist des
Grundgesetzes. Streitkräfte dürften nur zur Verteidigung aufgestellt
werden.

"Militärische Drohgebärden schaden dem Ruf unseres Landes, ein fairer
Handelspartner zu sein", so Keunecke weiter. Durch Pläne wie diese
intensiviere die Große Koalition eine militärische Interventionspolitik.
Demgegenüber begrüßt die Kampagne Vereinbarungen im Koalitionsvertrag, die
auf eine Stärkung der Zivilen Möglichkeiten der Konfliktbearbeitung zielen:
Die Zusagen vom Aufbau tragfähiger Strukturen zur Durchführung ziviler
Friedenseinsätze und die Forderung nach Stärkung der internationalen
humanitären Prinzipien und des Systems der Vereinten Nationen sollten zügig
umgesetzt werden. Auch eine Steigerung der Mittel für Zivile
Konfliktbearbeitung, humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit wird
im Koalitionsvertrag in Aussicht gestellt. Das immer noch massive
Ungleichgewicht zwischen Verteidigungsetat und den Ausgaben für zivile
Außenpolitik sowie die drohende Vermischung von zivilen und militärischen
Maßnahmen und Geldern stehen diesem guten Ansatz jedoch diametral entgegen.

Die Kampagne weist in diesem Zusammenhang auch auf die im März anstehenden
Bundestagsabstimmungen über die Verlängerung des Syrieneinsatzes und
weiterer sechs Bundeswehreinsätze hin. Sie erneuert ihre Forderung an die
Bundestagsabgeordneten, bei diesen Abstimmungen mit Nein zu stimmen und
damit ein friedenspolitisches Zeichen zu setzen. Die Kampagne wird diese
Forderung vor der Abstimmung über das Syrienmandat mit einer Protestaktion
vor dem Reichstagsgebäude unterstreichen.

Die Kampagne ruft alle Aktiven der Friedensbewegung auf, bei dieser Aktion
in Berlin Präsenz zu zeigen und das Thema im Anschluss auch in die
Ostermärsche zu tragen. Weitere Informationen zur geplanten Protestaktion
folgen, sobald der Termin der Abstimmung im Bundestag feststeht.

Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird von 25
Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung getragen,
darunter die IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der
Versöhnungsbund und pax christi. Mehr Informationen über die Kampagne und
die beteiligten Trägerorganisationen: www.macht-frieden.de


Die Kampagnenpetition "NEIN zum Bundeswehreinsatz in Syrien - JA zu
zivilen Lösungen!" ist online abrufbar: 

https://www.friedenskooperative.de/petition/nein-zum-bundeswehreinsatz-in-syrien

Die Forderungen der Kampagne sowie konkrete Vorschläge für zivile
Lösungsansätze im Syrienkonflikt finden Sie unter: 

http://www.macht-frieden.de/sites/default/files/inline-files/MACHT_FRIEDEN_Forderungspapier_Maerz_2017.pdf

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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DISKUSSION/071: Halle - "Alltägliche Grenzen: Migranten in Halle", 27.02.2018

idw - Pressemitteilung: Max-Planck-Institut für ethnologische
Forschung

Podiumsdiskussion - Alltägliche Grenzen: Migranten in Halle



In den aktuellen wissenschaftlichen und politischen Debatten über
Migration nach Europa und Deutschland lag die Aufmerksamkeit bisher
darauf, wie die Integration von Migranten und Asylsuchenden gelingen
kann. Mit der von der Max-Planck-Gesellschaft finanzierten
Wissenschaftsinitiative Herausforderungen von Migration, Integration
und Exklusion (WiMi) wird der Fokus jetzt vielmehr auf Muster und
Mechanismen der Exklusion gelegt. Am 27. Februar 2018 sollen auf einer
Podiumsdiskussion der Wissenschaftsinitiative Phänomene der
Ausgrenzung von Migranten im konkreten Kontext des Lebens in Halle von
verschiedenen Perspektiven beleuchtet werden.

Bei der Podiumsdiskussion, die von Max-Planck-Direktor Prof. Dr.
Günther Schlee moderiert wird, soll es unter anderem um folgende
Fragen gehen: Wie findet man eine Wohnung und Arbeit? Können die
Kinder die richtige Schule besuchen und sind sie medizinisch gut
versorgt? Wie geht man mit alltäglichem Rassismus oder Unterschieden
zwischen sozialen Gruppen um? Experten aus der Praxis und Vertreter
von Migrantenorganisationen aus Halle werden von ihren Erfahrungen mit
der alltäglichen Realität berichten. Für das Auditorium soll sich so
ein differenziertes Bild der Situation ergeben, das zum Nach- und
Weiterdenken anregt.

Termin:

Dienstag, 27.02.2018, 17:00-19:00 Uhr

Ort:

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung

Advokatenweg 36, 06114 Halle (Saale)

Moderation:

Prof. Dr. Günther Schlee

Podiumsteilnehmer:

Georg Schütze, Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt

Ronn Müller, House of Resources

Antje Arndt, Mobile Opferberatung

Dr. Delal Atmaca, DaMigra

Michael Mingenbach, Elisabeth-Gymnasium

Wir bitten um Anmeldung bis zum 26.2.2018 bei:

Dr. Zeynep Yanasmayan-Wegele

Mail: yanasmayan@eth.mpg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1947

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung, Stefan Schwendtner, 19.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/5980: Stuttgart - zwischen/miete, Lorenz Just, Der böse Mensch, 23.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Freitag, 23.03.18, 20.00 Uhr

Der böse Mensch

Lorenz Just

Veranstaltungsreihe: zwischen/miete. Junge Literatur in Stuttgarter WGs



Lorenz Just, Jahrgang 1983, liest aus seinem literarischen Debüt, dem
Erzählband ''Der böse Mensch''. Das allumfassende Motto des Bösen,
das über den Geschichten schwebt, beschwört die Frage herauf, was
dieses 'Böse' überhaupt sei. Der Band liefert darauf ganz bewusst
keine Antwort - mit bemerkenswert neutralen Stimmen werden
Figurationen dieses Phänomens präsentiert, die den Leser dazu
verleiten die Kategorie des Bösen neu zu wägen. Stück für Stück
werden die Außenschichten der Protagonisten abgeschält bis sich die
ungeahnten Abgründe offenbaren, die sich etwa hinter dem zunächst
mitleidserweckenden Friseur oder dem alt-lieblichen
Bibliotheksbesucher verstecken. Mit seinem Debüt über das Böse und
den Umgang mit Gewissen, Schuld und Systemkonformität gelingt Just
eine kleine poetische Reminiszenz an die lange missverstandene
Chiffre der Banalität des Bösen.

Eintritt: Euro 5,- (inkl. Bier & Brezel) Nur Abendkasse (ab 19.30
Uhr), begrenzte Platzzahl

Ort: Tulpenstraße 48, Stuttgart

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/5979: Stuttgart - Wolfgang Schorlau, Der große Plan, 08.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Donnerstag, 08.03.18, 20.00 Uhr

Der große Plan

Wolfgang Schorlau

Buchpremiere,

Lesung und Gespräch,

Moderation: Max Herre



ACHTUNG Neuer Termin und Ort: Donnerstag 08.3.18 20 Uhr, Maritim
Hotel Stuttgart - Alte Reithalle, Seidenstraße 34, 70174 Stuttgart
Gekaufte Karten behalten ihre Gültigkeit oder können an der
jeweiligen Vorverkaufsstelle zurückgegeben werden.

Statt seinen Strandurlaub auf Kreta zu verbringen, ist der
Stuttgarter Ermittler Georg Dengler in Griechenland dem großen Geld
und den Machenschaften der "Euro-Retter" auf der Spur. Der neue und
zugleich erste richtig gut bezahlte Auftrag führt ihn zugleich an
seine Grenzen, sein bisher größter Fall droht zu scheitern: Wer hat
die EU-Beamtin Angela Förster entführt? Was hatte sie mit der
sogenannten Griechenlandrettung zu tun? Und vor allem: Wo sind die
Milliarden europäischer Steuergelder wirklich gelandet? Das Berliner
Auswärtige Amt will, dass Dengler die - vermutlich entführte -
Mitarbeiterin Angela Förster findet. Mithilfe seiner technikaffinen
Freundin Olga gelingt es ihm, vier verdächtige Männer zu
identifizieren. Indes werden sie, bevor er sie befragen kann,
allesamt ermordet und Denglers Ermittlungen enden in einer Sackgasse.
Doch nach einem neuen Anlauf stößt er auf das größte Geheimnis der
sogenannten Griechenlandrettung, auf Namen und Institutionen, auf
deren Konten die vielen Milliarden europäischer Steuergelder gelandet
sind. Nur gerät er damit selbst ins Visier... Auch Wolfgang Schorlaus
neuem Kriminalroman "Der große Plan" gehen umfangreiche Recherchen
zum Thema voran. Seine Krimis wurden nicht nur vielfach
ausgezeichnet, sondern auch mehrfach verfilmt.

Zur Buchpremiere lädt das Literaturhaus in die Reithalle des Maritim.

Das Gespräch mit Wolfgang Schorlau führt der Rapper, Singer-
Songwriter und Musikproduzent Max Herre.

Mit freundlicher Unterstützung durch das Hotel Maritim Stuttgart

Außer Haus! Maritim Hotel Stuttgart - Alte Reithalle, Seidenstraße
34, 70174 Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/5978: Stuttgart - Heinrich Steinfest, Die Büglerin, 05.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Montag, 05.03.18, 20.00 Uhr

Die Büglerin

Heinrich Steinfest

Buchpremiere,

Gespräch und Lesung,

Moderation: Denis Scheck



Buße am Bügelbrett? Tonia Schreiber ist Büglerin. Mit der Hand bügelt
sie die Wäsche ihrer vermögenden Heidelberger Kunden. Die Arbeit
erledigt sie mit Sorgfalt und Präzision, obgleich sie schlecht
bezahlt wird. Denn das Bügeln ist ihre Form der Sühne einer Tat, die
ihr Leben radikal verändert hat. Ein Leben unter besten Vorzeichen:
Als Tochter renommierter Botaniker verbrachte sie ihre Kindheit auf
einer Segeljacht, lebte später in Wien in der elterlichen Villa und
zog gemeinsam mit ihrer Halbschwester ihre Nichte Emilie auf - bis
diese auf tragische Weise starb. Tonia gab ihre Freunde, ihren
Reichtum, die Wissenschaft auf, verließ ihre Heimatstadt Wien und
begann zu bügeln. Doch das Leben ist noch nicht ganz fertig mit ihr.
Denn der Zufall spielt ihr etwas in die Hände, das Emilies Tod in ein
anderes Licht rückt.

Heinrich Steinfest wurde 1961 geboren, lebt in Stuttgart, wurde
mehrfach mit bedeutenden Krimipreisen ausgezeichnet, wurde bereits
zweimal für den Deutschen Buchpreis nominiert und erhielt 2016 den
Bayerischen Buchpreis für "Das Leben und Sterben der Flugzeuge".

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/5977: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus, Lesestunde, Der alte Mann und das Meer, E. Hemingway, 05.03.18

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Montag, 05.03.18, 19.00 Uhr

Der alte Mann und das Meer - Ernest Hemingway

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



"A man can be destroyed but not defeated." Es ist die Geschichte des
alten kubanischen Fischers Santiago und seinem größten Fang. Der alte
Mann ist vom Pech verfolgt: Seit 84 Tagen fängt er keine Fische mehr
und gerät dadurch in Existenznot. Selbst sein treuer Lehrling Manolin
sieht sich gezwungen, auf einem anderen Boot anzuheuern. Eines
Morgens beschließt Santiago, ganz alleine hinaus in den Golfstrom zu
fahren... und fängt den größten Fisch seines Lebens. Es beginnt eine
unbarmherzige, qualvolle Schlacht mit dem riesigen Marlin. Mit der
einfachen, mächtigen Sprache einer Fabel greift Hemingway zeitlose
Themen auf, erzählt vom Mut im Angesicht der Niederlage und vom
persönlichen Triumph. Ist dieser Klassiker also wirklich nur die
Geschichte eines Fischfangs? Lesen wir nach! Lesen wir neu!

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/5976: Stuttgart - Peter Stamm, Die sanfte Gleichgültigkeit, 02.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Freitag, 02.03.18, 20.00 Uhr

Die sanfte Gleichgültigkeit

Peter Stamm

Veranstaltungsreihe: Auf Sendung

Gespräch und Lesung,

Moderation: Katharina Borchardt



Was sind das für Figuren, die Peter Stamm in knappen Strichen und
zugleich vielen Schattierungen in seinen Romanen zeichnet? In welcher
Ebene der Wirklichkeit bewegen wir uns? Welche Antworten suchen wir
auf unsere großen existenziellen Fragen? Wo hakt sich die Fiktion in
Erinnerung und Sehnsucht ein? Was können wir steuern, was haben wir
in unserer Hand? Fragen, die sich an sein bisheriges Werk wie auch an
seinen neuem Roman stellen lassen. Und die Antwort auf die letzte
Frage lautet: Im Zweifel nicht viel. In Stamms neuen Roman trifft
Christoph auf Lena. Vor zwanzig Jahren liebte er eine Frau, die ihr
ähnlich, ja nahezu gleich war. Er kennt das Leben, das sie führt,
weiß, was ihr bevorsteht. Peter Stamm führt uns in "Die sanfte
Gleichgültigkeit" in lakonischem Ton in die Verschiebungen und
Überlagerungen von Vergangenheit und Gegenwart hinein, die die
Figuren als Versehrte daraus hervorgehen lässt - eingeflochten in die
Geschichte einer unerklärlichen Nähe.

In Zusammenarbeit mit dem SWR2, Sendung 17.04.18 22.03 Uhr

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8194: Und morgen, den 22. Februar 2018 (SB)

+++ Vorhersage für den 22.02.2018 bis zum 23.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8194 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolken, Sonne, kalt und trocken,

zieht ein schwacher Wind aus Ost

Jean-Luc bis in seine Socken,

die ihn schützen soll'n vor Frost.
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ITALIEN/212: Geschichtsklitterung zu Gedenkfeiern für Südtiroler Volksheld Andreas Hofer (Gerhard Feldbauer)

Geschichtsklitterung zu Gedenkfeiern für Südtiroler Volksheld Andreas Hofer

Südtiroler Volkspartei boykottiert Gedenkfeiern

von Gerhard Feldbauer, 21. Februar 2018



Die diesjährigen traditionellen Feiern zum Gedenken an den Südtiroler
Volkshelden Andreas Hofer, der nach einer Niederlage im Aufstand gegen
Napoleon am 20. Februar 1810 hingerichtet wurde, stehen dieses Jahr im
Schatten der Wiener Bestrebungen, die bis 1919 zu Österreich gehörende
Provinz Oberetsch (italienisch Alto Adige) stärker an sich zu binden.
Jüngste Versuche sind die von der mit der FPÖ extrem rechts
ausgerichteten Regierung verfolgte Verleihung des sogenannten
Doppelpass. Das heißt, die 69,4 Prozent zählende deutschsprachige
Volksgruppe und die 4,5 Prozent ladinischsprachigen Einwohner sollen
auf Antrag zusätzlich zur italienischen die österreichische
Staatsangehörigkeit erhalten. Damit beansprucht Wien von weit über
300.000 italienischen Bürgern, der deutlichen Mehrheit in Südtirol,
die Staatsbürgerschaft für sich. Das sei eine "eiserne
ethnonationalistische Faust", umriss der Staatssekretär im
Außenministerium in Rom, Benedetto Della Vedova, die weitreichenden
Konsequenzen, die das haben könnte. Als nächstes könnten
Territorialforderungen gestellt werden. Wird doch schon jetzt erwogen,
dass Südtiroler mit dem Doppelpass beim österreichischen Heer Dienst
leisten, Sportler statt in italienischen in österreichischen
Mannschaften an internationalen Wettkämpfen teilnehmen könnten.

In Südtirol griffen "Die Freiheitlichen", ein FPÖ-Ableger, die im
Landtag immerhin 17,9 Prozent belegen, und die extrem rechts
ausgerichtete "Süd-Tiroler Freiheit" - STF (7,2 Prozent) den
"Doppelpass" sofort auf und suchten die Andreas Hofer-Feiern unter
diese Forderungen zu stellen. In einer Video-Botschaft, die das
Online-Portal Südtirol News wiedergab, behauptete die STF,
Andreas Hofer stehe "für die Einheit Tirols, aber auch für die
Verbundenheit Tirols mit Österreich." Die Andreas-Hofer-Feiern stünden
daher "im Zeichen der doppelten Staatsbürgerschaft, mit der die
Südtiroler ihre österreichische Staatsbürgerschaft wieder
zurückbekommen" sollen. "Wir Südtiroler sind keine Italiener und
wollen uns auch keine italienische Identität aufzwingen lassen,
sondern selbst über unsere Identität entscheiden", so die STF.

Soviel Geschichtsklitterei wollte nun selbst die regierende Südtiroler
Volkspartei, die durchaus die Autonomierechte erweitern will, nicht
mitmachen. Als dann noch der Südtiroler Schützenbund den
österreichischen Red Bull Stratos-Sportler Felix Baumgartner, der den
faschistoiden ungarischen Regierungschef Viktor Orban für den
Friedennobelpreis vorschlagen möchte, als Redner zur zentralen
Gedenkfeier nach Meran einlud, war das Maß voll. Die SVP boykottierte
die Veranstaltung. "Das hat der Anderl nicht verdient", zitierte die
Südtiroler Tageszeitung das Mitglied des Senats in Rom,
SVP-Vizeobmann Karl Zeller. Julia Unterberger, Kandidatin für die Wahl
in den Senat am 4. März, distanzierte sich von der Geschichtsklitterei
und sagte, "Andreas Hofer ist ein Symbol für Geradlinigkeit und
Standfestigkeit", womit sie an die historischen Fakten erinnerte.

Nachdem Österreich nach dem Sieg Napoleons bei Austerlitz Tirol an
Frankreich abgetreten hatte, befreite Hofer es an der Spitze des
Tiroler Aufstandes 1809 von der Fremdherrschaft. In drei Schlachten
wurden die überlegenen Franzosen am Iselsberg bei Innsbruck
vernichtend geschlagen. Hofer übernahm die Regentschaft des
unabhängigen Tirol. Er band zwölf französische Divisionen, was Wien
entlastete. Als Österreich aber gegen Napoleon wieder unterlag, trat es
Tirol erneut an Frankreich ab. Als die Franzosen in Tirol einfielen,
bat Hofer vergeblich Wien um Unterstützung. Im Stich gelassen wurde er
am 1. November 1809 am Iselsberg geschlagen. Während Marie Louise, die
Tochter Franz II., zur Aussöhnung der Dynastien mit Napoleon zum
Traualtar schritt, wurde Hofer zum "Tod durch Erschießen" verurteilt
und am 20. Februar 1810 hingerichtet. Wien hatte keinen Finger gerührt,
ihn zu retten.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFFEN/139: Hannover - Veranstaltungen für Kinder und Familien im Sprengel Museum, März 2018

Veranstaltungen im Sprengel Museum Hannover im März 2018

Veranstaltungen für Kinder und Familien



So 4. März, 10.15-12.00 Uhr FamilienAKTION

Museum entdecken

Ungeheuer, Biester und andere geheimnisvolle Monster. Huch, das hört
sich gruselig an. Wie malt ein Künstler ein Monster? Ein Vormittag mit
der ganzen Familie mit Spaß und Spiel rund um die Kunstwerke und
Künstler des Museums von 3 bis 99 Jahren. 

mit Wiebke Siemsglüß

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro pro Kind

Sa 10. März, 14.00 bis 17.00 Uhr WerkstattAKTIONEN

SKULPTUREN ANSCHAUEN ZEICHNEN ENTDECKEN

SprengelEXPERIMENTE mit Bleistift, Papier und Pappe

Eine Werkstatt für die ganze Familie rund um die Kunstwerke des
Museums.

mit Anette Walz

Gebühr: 5 Euro pro Familien plus Eintritt, Kinder bis 12 Jahren
Eintritt frei

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46, E-Mail:
petra.sollorz@hannover-stadt.de

Di 20. - Fr 23. März, 10.00-14.30 Uhr OsterferienAktion

Mal ANDERS sein!

Vielleicht so stark wie Supermann oder so klein wie eine Ameise? Wer
könnte ich sein, und wer bin ich eigentlich? Wir wollen uns
spielerisch in Szene setzen und Rollen ausprobieren, und was wir dabei
über uns entdecken mit unterschiedlichen künstlerischen Mitteln zum
Ausdruck bringen. Dazu schauen wir, ob wir etwas bei den Bildern im
Museum abgucken können. Es entstehen Porträts, Masken und ... Wer
weiß, was wir Neues an uns entdecken?

Für Kinder von 8 - 12 Jahren

mit Anette Walz und Emil Schieglitz

Gebühr: 16 Euro (8 Euro Geschwisterkinder)

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46, E-Mail:
petra.sollorz@hannover-stadt.de

So 18. - Fr 23. März, 10.30 Uhr-15.00 Uhr OsterferienAktion

Der sanfte Riese spielt im Wald

Lasst uns also gemeinsam mit dem Mädchen Miranda herausfinden, was es
mit dem Verschwinden der Fische im See und dem "Biest" aus dem Wald
auf sich hat. Einen ersten Hinweis finden wir in der Vorstellung "Der
sanfte Riese" am 18. März im Ballhof. Am Montag, den 19. März, sind
wir dann im Kinderwald, danach zwei Tage im Sprengel Museum Hannover,
und Donnerstag und Freitag wieder im Kinderwald, wo wir dann unsere
eigene musiktheatralische Geschichte zum Märchen erfinden. 

Ein Kooperationsprojekt von Sprengel Museum Hannover, Junge Oper und
Kinderwald Hannover für Kinder von 6 bis 9 Jahren

Mit Katja Krause und Kirsten Corbett

Anmeldung und Information: kirsten.corbett@staatstheater-hannover.de

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de
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AUSSTELLUNG/9389: Kunstverein Aichach - "Eine andere Welt", Aquarelle von Eugen Keri, 10.3.-2.4.2018

Pressemitteilung von: Kunstverein Aichach

"Eine andere Welt", Aquarelle von Eugen Keri



Mit der Ausstellung "Eine andere Welt" eröffnet der Augsburger Maler
und Grafiker Eugen Keri dieses Jahr die Veranstaltungsreihe
"Wechselspiel - Spielwechsel", in deren Rahmen der Kunstverein Aichach
Positionen zeitgenössischer Kunst präsentiert. Im historischen
Köglturm (Hinterm Turm 4, Aichach) zeigt Keri 35 feinsinnig
komponierte abstrakte Aquarelle im für ihn typischen
kraftvoll-grafischen Duktus. Die Vernissage findet am Samstag, den 10.
März um 14 Uhr statt. Geöffnet ist die Ausstellung bis zum 2. April
jeweils samstags, sonntags und feiertags (außer Karfreitag) von 14
bis18 Uhr sowie auf Anfrage. Der Eintritt ist frei.

Eugen Keri, geboren 1946 in Lugoj, Rumänien, studierte Grafik
an der Akademie der Bildenden Künste in Klausenburg (Cluj-Napoca).
Danach arbeitete er als Gebrauchsgrafiker und war zwei Jahrzehnte lang
Zeichner im Römischen Museum Augsburg. Seit 1970 beteiligt er sich
international an Ausstellungen. 2015 wurde er mit dem Grafikpreis der
Stadt Senden ausgezeichnet. Eugen Keri lebt und arbeitet in Augsburg.

Eckdaten zur Ausstellung

"Eine andere Welt", Aquarelle von Eugen Keri

Ausstellungsort: Köglturm am Unteren Tor, Hinterm Turm 4, 86551 Aichach

Dauer: 10. März bis 2. April 2018

Ausstellungseröffnung: Samstag, 10. März 2018, 14 Uhr

Öffnungszeiten: samstags, sonntags, feiertags (außer Karfreitag) 14 bis 18 Uhr sowie auf Anfrage

Kontakt: www.kunstverein-aichach.de

Der Kunstverein Aichach auf Facebook:

https://www.facebook.com/Kunstverein.Aichach

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9388: Berlin - Klaus Fußmann. Menschen und Landschaften, 23.2.-3.6.2018

Klaus Fußmann. Menschen und Landschaften

Museum Barberini

23. Februar bis 3. Juni 2018



Parallel zur Ausstellung Max Beckmann. Welttheater zeigt das Museum
Barberini eine Präsentation mit 39 Gemälden von Klaus Fußmann. Es ist
die erste Ausstellung, die sich dem in seinem Werk zentralen Thema von
Menschen in Landschaften widmet. Seit den Anfängen seiner
Sammeltätigkeit begleiten den Museumsstifter Hasso Plattner die Werke
Klaus Fußmanns, aus Anlass dessen 80. Geburtstags die Schau nun
gezeigt wird.

SERVICEDATEN & EINTRITTE

Museum Barberini, Alter Markt, Humboldtstraße 5-6, 14467 Potsdam

Mo & Mi-So 10-19 Uhr, jeder erste Do im Monat 10-21 Uhr, Di
geschlossen

Mo-Fr (außer Di) für Kindergärten und Schulen nach Anmeldung 9-11 Uhr

Eintritt: 14 / ermäßigt 10 Euro / Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren frei

Jahreskarte Einzelperson 30 Euro / Jahreskarte Paare 50 Euro

Young Friend (unter 35 Jahre) 20 Euro

Online-Zeitfenster-Tickets unter www.museum-barberini.com

 * 

Quelle:

ARTEFAKT Kulturkonzepte

Solf, Schmitz, Rüter, Hirtz, Friedrich, Flöth GbR

Marienburger Str. 16, D-10405 Berlin

Fon: 0049 (0)30 - 440 10 686, Fax: 0049 (0)30 - 440 10 684

E-Mail: stefan.hirtz@artefakt-berlin.de

Internet: www.artefakt-berlin.de
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AUSSTELLUNG/9387: Staatsgalerie Stuttgart - Ed Ruscha. Verschiedene Bücher, Schaufenster Sohm VIII, ab 22.2.

Staatsgalerie Stuttgart

Ed Ruscha. Verschiedene Bücher

im Schaufenster Sohm VIII

ab 22.2.2018



Seit über fünf Jahrzehnten produziert, verlegt und vertreibt der
amerikanische Künstler Edward Ruscha seine legendären Künstlerbücher.
Handlich im Format und durch hohe Auflagen günstig in Produktion und
Verkauf, entstehen sie in Reaktion auf analytische Fotobücher von
Autorenfotografen wie Walker Evans oder Robert Frank. Meist auf Titel,
Ortsangaben und Folgen fotografischer Aufnahmen reduziert, wirken
Ruschas Künstlerbücher schlicht in der Aufmachung. Bewusst
vernachlässigt er traditionelle Konventionen des Fotografierens in
Komposition und Perspektive und entwickelt einen konzeptuellen Ansatz
mit Fokus auf serieller Reihung. So kartografiert er insbesondere das
redundante Erscheinungsbild von Orten der US-amerikanischen Westküste
und registriert von Tankstellen über Swimmingpools bis zu Parkplätzen
alles mit trockenem Humor.

In der nunmehr achten Präsentation aus der Archivsammlung von Hanns
Sohm zeigt die Staatsgalerie eine Auswahl insbesondere der frühen
Buchproduktionen von Ed Ruscha, mit denen er Kunstgeschichte
geschrieben und nachfolgende Künstlergenerationen beeinflusst hat.

Das »Archiv Sohm« ist eines der weltweit bedeutendsten Archive zu
Fluxus und intermediärer Kunst. Seit 1981 gehört die umfassende
Zeitdokumentation aus Korrespondenzen, Fotos, Büchern, Filmen,
Aktionsrelikten und Objektkunst des Markgröninger Zahnarztes Hanns
Sohm (1921-1999) zu den Kunstarchiven der Staatsgalerie Stuttgart. Die
Reihe »Schaufenster Sohm« der Staatsgalerie gewährt in wechselnden
Ausstellungen Einblicke in das Archiv.

Öffnungszeiten:

10.00-18.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Di + Mi Sonderöffnungen für angemeldete Schulgruppen ab 9.00 Uhr

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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AUSSTELLUNG/9386: Wien - Werke von Martha Jungwirth, Albertina 1. März bis 3. Juni 2018

Pressemitteilung von: Albertina, Wien

Martha Jungwirth



Eröffnung

Donnerstag, 1. März 2018 | 18.30 Uhr

Musensaal der Albertina

Es sprechen:

KLAUS ALBRECHT SCHRÖDER, Generaldirektor der Albertina

ANTONIA HOERSCHELMANN, Kuratorin der Ausstellung, Albertina

GERNOT BLÜMEL, Bundesminister für EU, Kunst, Kultur & Medien

Die ALBERTINA widmet Martha Jungwirth erstmals eine Personale.
Einzelne Schlüsselwerke wie auch zu Serien zusammengefasste Werkblöcke
geben einen faszinierenden Einblick in das umfangreiche Schaffen der
1940 geborenen Wiener Malerin.

Martha Jungwirth pendelt stets an der Schnittstelle zwischen
abstrakter und gegenständlicher Malerei. Der zeitliche Bogen der
Ausstellung spannt sich von Hauptwerken der Frühzeit bis zu neuesten
und hier erstmals präsentierten Arbeiten. Seit ihren künstlerischen
Anfängen schätzt Jungwirth das Papier als Malgrund, darunter sind
zahlreiche großformatige Aquarelle. Mit ihren einzigartigen
Farbkompositionen vermittelt die Künstlerin ihre sensible Wahrnehmung
der Wirklichkeit.

Kuratorinnenführung

Mittwoch, 18. April 2018, 17.30 Uhr

Die Ausstellung ist von 2. März bis 3. Juni 2018 zu sehen.

Albertina

Albertinaplatz 1

1010 Wien

Öffnungszeiten

Täglich | 10 bis 18 Uhr

Mittwoch & Freitag | 10 bis 21 Uhr

An allen Feiertagen gelten die für den jeweiligen Wochentag vorgesehenen Öffnungszeiten.

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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TREFF/654: Hannover - Veranstaltungen im Sprengel Museum Hannover im März 2018

Veranstaltungen im Sprengel Museum Hannover im März 2018



Do 1. März, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Ernst Ludwig Kirchner, Entwurzelter Baum, 1922

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 4. März, 10.15-12.00 Uhr FamilienAKTION

Museum entdecken

Ungeheuer, Biester und andere geheimnisvolle Monster. Huch, das hört
sich gruselig an. Wie malt ein Künstler ein Monster? Ein Vormittag mit
der ganzen Familie mit Spaß und Spiel rund um die Kunstwerke und
Künstler des Museums von 3 bis 99 Jahren. 

mit Wiebke Siemsglüß

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro pro Kind

11.15 Uhr Führung

Rudolf Jahns: Zuflucht Landschaft

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 6. März, 18.30 Uhr Eröffnung

Olav Christopher Jenssen

Ein neuer Band in der Publikationsreihe "Kunst der Gegenwart aus
Niedersachsen", herausgegeben von der Stiftung Niedersachsen, widmet
sich dem norwegischen Maler, Grafiker und Bildhauer Olav Christopher
Jenssen (geb. 1954). Jenssen beschäftigt sich in seinen abstrakten
Bildern mit Fragen der Malerei, mit der Wirkung und dem Zusammenspiel
von Farben, Linien und Flächen bzw. Oberflächen. Dabei interessiert
ihn auch die Geschichte von abstrakten und informellen malerischen
Ansätzen. Seit 2007 ist Jenssen Professor an der Hochschule für
Bildende Künste in Braunschweig. Anlässlich der Buchvorstellung (Band
73) präsentiert er eine konzentrierte neue Werkgruppe.

Es sprechen:

Dr. Reinhard Spieler, Direktor Sprengel Museum Hannover

Dr. Matthias Dreyer, Stiftung Niedersachen

Anschließend Buchpräsentation/Gespräch

Prof. Olav Christopher Jenssen im Gespräch mit Dr. Ulrich Krempel

Eintritt frei

Mi 7. März, 10.15 Uhr Kunst am Tage

DAS PORTRÄT. Darstellungen in den Fotografien von Rineke Dijkstra im
Dialog mit der Sammlung

mit Kristina Tieke

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 8. März, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Das Porträt der Neusachlichen

mit Isabelle Schwarz

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Fr 9. März, 15.00 Uhr Konzert

Dein persönliches Notfallkonzert

Wohin mit den Sorgen?

Die kleinen und größeren Notfälle behandelt Das Quartett im Treppenhaus mit einer individuellen Klassik-Infusion

Eintritt frei

19.00 Uhr Eröffnung

1938. GEBURTSTAGSFEST MIT GÄSTEN

JOSEF KOUDELKA, BORIS MIKHAILOV, DAIDO MORIYAMA, HELGA PARIS, JOHAN
VAN DER KEUKEN, HEINRICH RIEBESEHL

Beep Off (Jasmin Krausch & Florian Merkel), Delia Jürgens, Hana
Mileti, Andrzej Steinbach, Arne Schmitt, Young-Hae Chang Heavy
Industries

Es sprechen:

Reinhard Spieler, Direktor Sprengel Museum Hannover

Lavinia Franke, Generalsekretärin der Stiftung Niedersachsen

Inka Schube, Kuratorin der Ausstellung

Eintritt frei

Sa 10. März, 14.00-17.00 Uhr WerkstattAKTION

SKULPTUREN ANSCHAUEN ZEICHNEN ENTDECKEN

SprengelEXPERIMENTE mit Bleistift, Papier und Pappe

Eine Werkstatt für die ganze Familie rund um die Kunstwerke des Museums.

Mit Anette Walz

Gebühr: 5 Euro pro Familien plus Eintritt, Kinder bis 12 Jahren
Eintritt frei

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46, E-Mail:
petra.sollorz@hannover-stadt.de

So 11. März, 11.15 Uhr Führung

FIGUREN: Rineke Dijkstra und die Sammlung des Sprengel Museum
Hannover

SPECTRUM - Internationaler Preis für Fotografie der Stiftung
Niedersachsen 

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 13. März, 18.30 Uhr KuratorenGespräch

FIGUREN: Rineke Dijkstra und die Sammlung des Sprengel Museum Hannover

SPECTRUM - Internationaler Preis für Fotografie der Stiftung
Niedersachsen

Stefan Gronert, Kurator der Ausstellung, im Gespräch mit Gabriele
Sand

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 14. März, 16.00 Uhr Kunst am Tage

DAS PORTRÄT. Darstellungen in den Fotografien von Rineke Dijkstra im
Dialog mit der Sammlung, mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 15. März, 12.00 Uhr 20-Minuten-Märchenerzählen

Die drei Schwestern oder das Huhn trippelt zu Marc Chagall, La maison
rouge (Das rote Haus), 1955 

mit Jens-Uwe Korte

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 18. - Fr 23. März, 10.30-15.00 Uhr OsterferienAktion

Der sanfte Riese spielt im Wald

Lasst uns also gemeinsam mit dem Mädchen Miranda herausfinden, was es
mit dem Verschwinden der Fische im See und dem "Biest" aus dem Wald
auf sich hat. Einen ersten Hinweis finden wir in der Vorstellung "Der
sanfte Riese" am 18. März im Ballhof. Am Montag, den 19. März, sind
wir dann im Kinderwald, danach zwei Tage im Sprengel Museum Hannover,
und Donnerstag und Freitag wieder im Kinderwald, wo wir dann unsere
eigene musiktheatralische Geschichte zum Märchen erfinden. 

Ein Kooperationsprojekt von Sprengel Museum Hannover, Junge Oper und
Kinderwald Hannover für Kinder von 6 bis 9 Jahren

mit Katja Krause und Kirsten Corbett

Anmeldung und Information: kirsten.corbett@staatstheater-hannover.de

So 18. März, 11.15 Uhr Führung

FIGUREN: Rineke Dijkstra und die Sammlung des Sprengel Museum Hannover

SPECTRUM - Internationaler Preis für Fotografie der Stiftung Niedersachsen

mit Carmen Putschky

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 20. - Fr 23. März, 10.00-14.30 Uhr OsterferienAktion

Mal ANDERS sein!

Vielleicht so stark wie Supermann oder so klein wie eine Ameise?
Wer könnte ich sein, und wer bin ich eigentlich? Wir wollen uns
spielerisch in Szene setzen und Rollen ausprobieren, und was wir dabei
über uns entdecken mit unterschiedlichen künstlerischen Mitteln zum
Ausdruck bringen. Dazu schauen wir, ob wir etwas bei den Bildern im
Museum abgucken können. Es entstehen Porträts, Masken und ... Wer
weiß, was wir Neues an uns entdecken? 

Für Kinder von 8 - 12 Jahren

mit Anette Walz und Emil Schieglitz

Gebühr: 16 Euro (8 Euro Geschwisterkinder)

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46, E-Mail:
petra.sollorz@hannover-stadt.de

Di 20. März, 18.30 Uhr Buchpräsentation / Gespräch

Heinrich Riebesehl, Menschen im Fahrstuhl

Im Gespräch: Tabea Golgath, Referentin für Bildende Kunst der Stiftung
Niedersachsen, Inka Schube, Kuratorin für Fotografie, und Arne
Schmitt, Fotograf

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 21. März, 10.15 Uhr Kunst am Tage

DAS PORTRÄT. Darstellungen in den Fotografien von Rineke Dijkstra im
Dialog mit der Sammlung

mit Friederike Otto

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 22. März, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Kurt Schwitters, Die Avantgarde Zeitschrift MERZ

mit Gabriele Sand

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 25. März, 11.15 Uhr Führung

1938. GEBURTSTAGSFEST MIT GÄSTEN

mit Jörg Worat

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 27. März, 18.30 Führung

Konstruktion/Dekonstruktion. Von Kurt Schwitters bis in die
Gegenwart

mit Friederike Otto

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 28. März, 16.00 Uhr Kunst am Tage

DAS PORTRÄT. Darstellungen in den Fotografien von Rineke Dijkstra im
Dialog mit der Sammlung

mit Friederike Otto

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 29. März, 12.00 Uhr 20-Minuten-Gespräch

Heinrich Riebesehl, Menschen im Fahrstuhl (5 Stunden und 35 Minuten
mit der Kamera im Fahrstuhl eines Verlagshauses, 20. November 1969,
10.35 bis 12.30, 13.30 bis 17.10 Uhr), 20.11.1969

mit Jörg Worat

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 1. April (Ostersonntag), 11.15 Uhr Führung

Die Klassische Moderne im Erweiterungsbau

mit Jörg Worat

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de
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DAS BLÄTTCHEN/1771: Nordkoreas getestete Raketen - Wo kommen sie her?

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 4 | 12. Februar 2018

Nordkoreas getestete Raketen: Wo kommen sie her?

von Jerry Sommer



Im vergangenen Jahr führte Nordkorea seinen sechsten Atomtest durch. Und es
erprobte etliche Raketen - darunter auch Typen, die eine interkontinentale
Reichweite haben und selbst die USA erreichen könnten.

Experten sind sich ziemlich sicher, dass Pjöngjang inzwischen sowohl Kurz-
als auch Mittelstreckenraketen mit Atomsprengköpfen bestücken kann. Diese
könnten Südkorea und Japan erreichen. Unklar ist allerdings, ob Nordkorea
schon in der Lage ist, Atomsprengköpfe auf seinen Interkontinentalraketen
ans Ziel zu bringen. Denn die Hitze, die beim Wiedereintritt des
Sprengkopfs in die Erdatmosphäre entsteht, erfordert besondere
Schutzvorrichtungen, um ein Verglühen zu verhindern. Diese Technologie
beherrscht Nordkorea nach Expertenansicht noch nicht.

Viele Fachleute gehen im Übrigen davon aus, dass das nordkoreanische Regime
sein Atomwaffenprogramm als Abschreckung gegen befürchtete US-Angriffe
betreibt. Der Münchener Raketenspezialist Robert Schmucker glaubt nicht,
dass Nordkorea die USA nuklear angreifen würde: "Warum soll Nordkorea
angreifen? Kim will leben. Er kann Amerika nicht bedrohen. Denn selbst wenn
er eine leistungsfähige Nuklearwaffe rüberschickt, ist Amerika nicht am
Boden, sondern Amerika schlägt zurück und dann ist Nordkorea - aber
insbesondere er - erledigt."

Die Behauptung Nordkoreas, es sei schon jetzt in der Lage, die USA mit
Atomwaffen zu treffen, wenn es denn angegriffen würde, hält Schmucker für
nicht glaubwürdig. Darüber hinaus geht der Experte davon aus, dass
Pjöngjang die jüngst getesteten Raketen nicht selbstständig hergestellt
hat: "Ich glaube nicht, dass Nordkorea komplizierte Sachen machen kann.
Denn wir wissen: Sie sind auf anderen Sektoren auch sehr, sehr weit hinten,
und da gibt's nichts Modernes. Da gibt es nur die einzige Erklärung: Die
kriegen vieles oder alles von außen. Denn wir sehen nichts, was in
irgendeiner Richtung für eine Entwicklung, eine Serienfertigung, spricht.
Und zusätzlich sind diese Programme unendlich teuer Das Land hat auch nicht
das Geld."

Schmucker zieht daher über die technische Entwicklung des nordkoreanischen
Raketenprogramms folgende Schlussfolgerung: Da viele der letzten
Raketentypen quasi "aus dem Nichts" gekommen seien, müssen ihre
entscheidenden Teile oder gar die Raketen als Ganzes aus Russland oder
China geliefert worden sein. Auch müsse die Federführung bei externen
Experten liegen, da Nordkorea entsprechendes Know-how nicht besitze.

Andere Experten sind ebenfalls ziemlich sicher, dass die meisten
nordkoreanischen Raketen sowjetischem Design entsprechen. Vor Ende des
Kalten Krieges wurden Kurzstreckenraketen aus der Sowjetunion nach
Nordkorea exportiert. Und nach der Auflösung der Sowjetunion waren die
Exportkontrollen in Russland sehr lasch. Auch ist bekannt, dass damals
einige Raketenexperten von den russischen Behörden an der Ausreise nach
Nordkorea gehindert wurden. Trotzdem seien russische Experten in Nordkorea
aktiv, vermutet der Physiker Götz Neuneck vom Hamburger Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik: "Es kann ja durchaus sein,
dass ganze Gruppen von Raketeningenieuren eingekauft worden sind und die
entsprechenden Technologien zur Verfügung gestellt haben. Vom Design her
werden hier tatsächlich Raketentypen verwendet, die schon mal auch an
anderer Stelle entwickelt und auch möglicherweise auch getestet worden
sind."

Der Wissenschaftler Michael Elleman vom International Institute for
Strategic Studies in London glaubt - ebenso Neuneck und Schmucker -,
dass die Motoren der jüngst von Nordkorea getesteten Langstreckenraketen
erst in den letzten zwei, drei Jahren nach Nordkorea gebracht worden sind.
Elleman vermutet, dass es sich um alte sowjetische Raketenmotoren handelt,
die noch im Herstellerwerk Juschnoje in der heutigen Ukraine gelagert
waren. Dieses Unternehmen sei seit 2014 in wirtschaftlichen
Schwierigkeiten.

Der US-Geheimdienst CIA hingegen ist - zumindest noch im August letzten
Jahres - davon ausgegangen, dass Nordkorea selbst in der Lage sei,
Raketenmotoren zu produzieren. So äußerte sich jedenfalls ein
Geheimdienstmitarbeiter gegenüber der Nachrichtenagentur Reuters.

Ob Nordkorea die technologische Fähigkeit hat, neue Raketentypen selbst zu
entwickeln, ist also strittig. Genaue Informationen gibt es nicht.
Westliche Experten stützen ihre unterschiedlichen Vermutungen vor allem auf
die Analyse von Foto- und Videoaufnahmen der Raketentests sowie auf die
Auswertung von Satellitenbildern. Nordkorea hat allerdings schon vor
Jahrzehnten eine eigene Raketenindustrie aufgebaut. 15.000 Menschen sollen
dort beschäftigt sein. Im Unterschied zum deutschen Raketenspezialisten
Schmucker hält der US-Raketenexperte David Wright von der
Wissenschaftlerorganisation Union of Concerned Scientists die
Nordkoreaner deshalb nicht für so hinterwäldlerisch: "Seit mindestens zehn
Jahren hat Nordkorea Raketenspezialisten ausgebildet. Und sie haben
computergesteuerte Maschinen angeschafft, die ihnen erlauben, auch
komplizierte Motorenteile mit hoher Qualität herzustellen. Das haben wir
ihnen noch vor Kurzem nicht zugetraut."

Strittig ist schließlich, ob Raketen oder Raketenteilen mit Wissen und
Billigung der russischen und chinesischen Regierung nach Nordkorea
exportiert wurden oder ob kriminelle Netzwerke dafür verantwortlich sind.
Schmucker sagt zwar, es gebe für Exporte von Raketentechnologie durch diese
Regierungen keine Beweise. Aber zugleich spekuliert er über mögliche
politische Interessen: "Es ist sicher für die Regierung in Russland oder in
China nicht falsch, wenn Amerika damit beschäftigt ist. Denn die wissen: Es
gibt keinen Krieg, Nordkorea wird Amerika nicht angreifen, denn das wäre
Selbstmord. Aber es hält Amerika beschäftigt. Es kostet Geld, Truppen. Es
ist eine billige Lösung, um Amerika auf Trab zu halten."

Doch das Ziel von Russland und China sei ein völlig anderes, glaubt der
Konfliktforscher Jim Walsh vom Massachusetts Institute of
Technology: "Die wollen die USA nicht im Pazifik haben. Aber solange
Nordkorea eine Gefahr für Südkorea und Japan darstellt, werden die USA noch
mehr Truppen und Raketenabwehrsysteme dort stationieren - alles Dinge, die
Russland und China hassen."

Schmucker spekuliert nicht zuletzt, Russland und China würden
möglicherweise heimlich Raketentests oder sogar Atomversuche mit eigenen
Waffensystemen in Nordkorea durchführen. Für Neuneck sind solche
Überlegungen nicht nachvollziehbar: "Ich kann nicht erkennen, dass man
diese Systeme, die wir in Nordkorea sehen, tatsächlich auch demnächst in
China oder in Russland sehen werden. Sie haben andere Typen und andere
Möglichkeiten. Diesen Gedanken halte ich für abstrus, dass Nordkorea
sozusagen als testing ground von Russland oder China verwendet
wird."

Wenn die nordkoreanischen Raketen tatsächlich aus Russland und China
stammten, dann könnte eine Fortentwicklung des nordkoreanischen Programms
durch stärkere Exportkontrollen behindert werden. Dafür müsste sich der
Westen durch leise Hintergrunddiplomatie in Moskau und Peking einsetzen,
sagt Robert Schmucker. Und: "Man muss vor allem versuchen, von der
Konfrontation wegzukommen, die wir jetzt haben zwischen West und Ost."

Unklar ist, über wie viele Raketen Pjöngjang bereits jetzt verfügt. Deshalb
dürfe man den Konflikt um das nordkoreanische Atom- und Raketenprogramm
nicht einfach ignorieren, warnen Experten.

Unabhängig von der Frage nach der Herkunft der nordkoreanischen Raketen
muss nach Ansicht von Götz Neuneck eine diplomatische Lösung für die Krise
gefunden werden. Das Tauwetter zwischen Nord- und Südkorea im Zusammenhang
mit den Olympischen Winterspielen sollte man dabei ausnutzen: "Man hat
keine andere Möglichkeit als Nordkorea etwas anzubieten. Dazu muss man
einen Back channel-Dialog oder auch einen offiziellen Dialog
beginnen und dann überlegen, ob man die Lage stabilisieren kann." Zum
Beispiel könnten die USA Nordkorea Sicherheitsgarantien anbieten, und man
könnte vereinbaren, dass Pjöngjang Raketen- und Atomtests aussetzt. Im
Gegenzug müssten die Militärmanöver der USA in Südkorea eingestellt oder
zumindest begrenzt werden.

Doch es ist sehr zweifelhaft, dass US-Präsident Trump solche diplomatischen
Angebote machen wird.

Der Artikel ist die leicht veränderte Version eines Beitrages für
"Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 27.1.2018).
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GRASWURZELREVOLUTION/1726: Katalonien, Spanien, Anarchie

graswurzelrevolution Nr. 426, Februar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Katalonien, Spanien, Anarchie

Bernd Drücke im Gespräch mit dem Hispanisten, Literaturwissenschaftler
und Liedermacher Martin Baxmeyer



Der Hispanist und Literaturwissenschaftler Dr. phil. Martin
Baxmeyer (Jg. 1971) forscht an der Uni Münster zur anarchistischen
Literatur des Spanischen Bürgerkriegs. Er ist Autor von "Das ewige
Spanien der Anarchie" (edition tranvia) und mit Bernd Drücke und Luz
Kerkeling Herausgeber von "Abel Paz und die Spanische Revolution"
(Verlag Edition AV). Zur Leipziger Buchmesse im März 2018 erscheint im
Verlag Graswurzelrevolution sein Buch über die anarchistische Ärztin
"Amparo Poch y Gascón. Biografie und Erzählung aus der Spanischen
Revolution".(1) GWR-Redakteur Bernd Drücke sprach mit ihm u.a. über
die Geschichte der Spanischen Revolution, den Anarchosyndikalismus und
die aktuellen Entwicklungen in Katalonien. Die Radio
Graswurzelrevolution-Sendung wurde am 10. Januar 2018 im Studio des
Medienforums Münster produziert. Erstmals öffentlich zu hören waren in
der am 21. Januar im Bürgerfunk auf Antenne Münster ausgestrahlten
Sendung auch neue, GEMA-freie "Lebenszeichen"-Aufnahmen des
Liedermachers Baxi(2).

Voraussichtlich zur Frankfurter Buchmesse im Oktober 2018 wird eine um
weitere Fragen und Antworten ergänzte Fassung des Interviews in dem
von Bernd Drücke im Unrast Verlag Münster herausgegebenen Buch
"Anarchismus Hoch 4" veröffentlicht. (GWR-Red.)


GWR: Warum gibt es die im Dezember 2017 in einer stark
limitierten Auflage erschienene neue Baxi-CD "Lebenszeichen" nicht im
Handel?

Martin Baxmeyer: (lacht) Weil das Lieder sind, die ich
eigentlich alle auf einer regulären, dritten Platte veröffentlichen
will. Da will ich gerne mit anderen Musikern zusammen spielen. Also,
ich will die Lieder für eine Bandversion ein bisschen bearbeiten, dass
sie auch mal im Radio laufen können. Die "Lebenszeichen"-CD ist das
Basisgerippe für die ruhigeren Songs.

Die habe ich 2017 zusammen gestellt, weil erstens ein Freund von mir,
Martin Firgau vom deutsch-chilenischen Duo Contraviento, mir eine
Liveaufnahme geschenkt hat, und zweitens, weil ich vor zwei Jahren
einen schweren Unfall hatte, wo keinesfalls sicher war, ob ich jemals
Kwieder öffentlich auf einer Bühne sitzen würde. Da war die CD eine
Möglichkeit, musikalisch am Leben zu bleiben, für mich und andere.
Deswegen heißt die CD auch "Lebenszeichen".


GWR: Baxi, wann können wir damit rechnen, dass das
"Scheiblein Drei" erscheint?

Martin Baxmeyer: Das weiß ich noch nicht. Die
"Lebenszeichen"-CD war ein schöner Schritt in die richtige Richtung.
Die dreht jetzt auch so ihre Kreise. Ich habe sie eigentlich nur an
Leute verschenkt, von denen ich wusste, dass sie verrückt genug sind,
Spaß an meiner Musik zu haben. Dann wurden die Kreise immer weiter. In
absehbarer Zeit würde ich gerne die dritte Scheibe machen.


GWR: Deine bisher letzte CD war "Mal den Teufel an die
Wand"(3). Sie erschien 2001 als Nachfolgerin Deiner 1998 ebenfalls vom
DIY-Label Falling Down Records veröffentlichten Schallplatte "Der
Einzelfall". Platte und CD sind noch im Handel erhältlich.

Ich möchte mit Dir über die Entwicklungen in Spanien reden, zunächst
aber auf Deine Publikationen eingehen. Du bist ja nicht nur
Liedermacher und Kabarettist(4), sondern auch Autor. Wie bist Du auf
das Thema Deiner Doktorarbeit "Das ewige Spanien der Anarchie. Die
anarchistische Literatur des Bürgerkriegs 1936 bis 1939 und ihr
Spanienbild" gekommen? Wie bist Du zum (Thema) Anarchismus gekommen?

Martin Baxmeyer: Ui. Das ist ein Riesenbatzen. Das reicht weit,
weit zurück. (lacht) Deswegen bleibe ich lieber mal beim Thema meiner
Doktorarbeit. Das war ein klassischer Weg. Der hat angefangen mit
einem Thesenpapier. Ich habe seinerzeit im Grundstudium ein Referat
halten wollen zu der Darstellung Spaniens in verschiedenen
literarischen Medien, von professionellen bis nicht so professionellen
Schriftstellerinnen und Schriftstellern. Ich bin damals zum ersten Mal
über die anarchistische Literatur des Bürgerkriegs gestolpert. Als ich
das sah, war ich völlig überrascht, was zum Teil für wirklich scharfe
nationalistische Töne in diesen Texten angeschlagen wurden. Denn die
anarchistische Bewegung, nicht nur in Spanien, sondern generell, ist
ja eigentlich von ihrem ideologischen Verständnis her strikt
antinationalistisch oder eben internationalistisch. Das soll die
Gemeinschaft nicht nur der Proletarier aller Länder werden, wie in der
marxistischen Ideologie, sondern aller Menschen der Welt. Das ist eine
weitreichende, internationalistische Utopie, die von Nationalstaaten,
nationalen Grenzen herzlich wenig hält. Und auf einmal hatte ich
reihenweise Texte vor mir, die ganz andere Töne anschlugen.

Das hat mich dann sehr interessiert, und dann habe ich schon als
Student versucht, das weiter zu verfolgen. Ich habe meine
Examensarbeit zu dem Thema geschrieben. Ich habe mich schamlos zu dem
Zweck in Spanien in die Archive eingeschlichen. Ich habe denen da
breitspurig verkündet: "Ich schreibe schon längst an meiner
Doktorarbeit. Gebt mir mal das Zertifikat her." Das Schöne an Spanien
ist, das interessiert die einen feuchten Kehricht. Da sind die
gelassen. Da steht zwar riesig "Verboten für..." auf der Tür, aber
einen Spanier kümmert das nicht. Dann habe ich viel in Madrid,
Barcelona und in Salamanca, vor allem im Archivo General de la Guerra
de España, gearbeitet. Das heißt inzwischen anders. Aus dieser
Examensarbeit ist dann tatsächlich dieses Monstrum an Doktorarbeit
erwachsen, mit 596 Seiten, die eigentlich nur Verrückte lesen wollen.
Aber tatsächlich ist dieses Buch national wie international, das ist
für mich völlig überraschend, enorm rezipiert worden. Mittlerweile
werden, so großkotzig sich das jetzt anhört, Baxmeyer-Thesen
international diskutiert (lacht), zum Teil auch fürchterlich
kritisiert. Aber das macht ja Spaß. Da muss ich nicht drüber weinen.
Das ist genau das, was ich erreichen wollte.


GWR: Dein neues Buch "Amparo Poch y Gascón. Biografie und
Erzählung aus der Spanischen Revolution" ist schon fast fertig. Wenn
alles klappt, erscheint es zur Leipziger Buchmesse im März 2018 im
Verlag Graswurzelrevolution.

Martin Baxmeyer: Das war eine klassische Labour of Love. Ich
habe im Zuge meiner Promotion viel Zeit in den Archiven verbracht, in
Spanien, aber auch in Amsterdam, in Paris, in Bochum zum Beispiel in
der Bibliothek des Ruhrgebiets, die sehr gute Bestände zum
internationalen Anarchismus hat. Und ich habe literarische Quellen
gesucht, weil sich meine Arbeit eben in erster Linie auf literarische
Texte bezog.

Dabei bin ich über Erzählungen gestolpert, die in der Zeitschrift der
anarchafeministischen Organisation Mujeres Libres (Freie Frauen)
veröffentlicht wurden, von einer gewissen Doktor Salud Alegre, zu
Deutsch "Doktor Fröhliche Gesundheit". Ein Pseudonym, das mir
überhaupt nichts sagte. Und diese literarischen Texte und Erzählungen
gehörten zum Schönsten, was ich in fast vier Jahren Recherchearbeit
gefunden habe. Die waren ganz ungewöhnlich, lebensbejahend, relativ
satirisch, giftig, aber unheimlich freundlich und bunt. Es machte
einen ungeheuren Spaß, sie zu lesen.

Weil ich aber damals auf der Suche nach den nationalistischen
Veränderungen des Spanien-Bildes war, konnte ich mit diesen Texten
leider nichts anfangen, denn da änderte sich gar nichts. Die waren
quasi noch lupenrein der anarchosyndikalistischen Vorkriegsideologie
verhaftet und reproduzierten so bestimmte utopische Gedanken und
politische Forderungen, die man vorher auch schon gefunden hätte. Und
so bleiben die Sachen liegen. Irgendwie habe ich mir gedacht, nee, das
geht so nicht. Ich habe dann relativ schnell herausbekommen, wer die
Autorin dieser Texte war, das war eine junge Ärztin aus Saragossa, aus
Aragón, namens Amparo Poch y Gascón. Und dann habe ich mich auf ihre
Spuren gesetzt. In Spanien ist ihr Werk wieder durch verdienstvolle
Arbeiten einer großartigen Kollegin von mir entdeckt worden, Antonina
Rodrigo. Sie hat auch eine Biographie über Poch y Gascón geschrieben,
die 2002 veröffentlicht worden ist.

Aber in Deutschland kennt diese Dame eigentlich niemand. So wuchs dann
langsam eine deutsche Biographie von Amparo Poch y Gascón, und
gleichzeitig habe ich mich daran gemacht, ihre Erzählungen zu
übersetzen, was eine sehr schöne Arbeit war, weil das einfach tolle,
literarisch unheimlich anspruchsvolle Texte von ihr sind. Ein kleines
Werk, ich glaube, es sind zwölf Erzählungen, mehr nicht, aber jede
einzelne ist es wert, auch mal literaturwissenschaftlich beachtet zu
werden. Das Buch ist eigentlich nur ein Versuch, eine außergewöhnliche
Lebensleistung zu würdigen. Amparo Poch y Gascón war beispielsweise
Mitglied der War Resisters' International (WRI), war während des
Spanischen Bürgerkriegs und der keinesfalls gewaltfreien Sozialen
Revolution, die sich da abspielte, strikte Gegnerin von Gewalt, hat
das auch durchgehalten und eigentlich alle durch ihre Eigensinnigkeit
gegen sich aufgebracht. Sie ist in Frankreich im Exil gestorben, in
den 1970er Jahren. Das ist eine spannende Person. Die anarchistische
Bewegung Spaniens ist nicht gerade arm an spannenden Frauengestalten.
Amparo Poch y Gascón gehört sicherlich zu den spannendsten. Die wollte
ich einfach ein bisschen bekannter machen.


GWR: Du hast auch das Buch "Abel Paz und die Spanische
Revolution" mitherausgegeben und viele Artikel nicht nur zur
Spanischen Revolution veröffentlicht, unter anderem auch in der
Graswurzelrevolution. Kannst Du etwas zum Anarchosyndikalismus und zum
Spanischen Bürgerkrieg erzählen?

Martin Baxmeyer: Ich kann es versuchen, obwohl jedes Thema für
sich schon sehr komplex ist. Den Spanischen Bürgerkrieg hat man mal
die "Vorübung" oder das "Vorzimmer des Zweiten Weltkriegs" genannt. Am
18. Juli 1936 putscht in der damals spanischen Kolonie Marokko
(aufgeteilt zwischen Spanien und Frankreich) das Militär gegen die
Zweite Spanische Republik. Die Militärs rechnen damit, dass sie
relativ schnell erfolgreich sein werden. Tatsächlich wächst sich
dieser Putsch zu einem drei Jahre dauernden Bürgerkrieg aus, der das
Land verwüstet.

Im 20. Jahrhundert sicherlich das Schlüsselereignis der spanischen
Geschichte, nicht nur deswegen, weil die Rechtskoalition, die sich um
die Militärs schart, siegreich aus dem Bürgerkrieg hervorgegangen ist
und das Ergebnis fast 40 Jahre Diktatur unter Francisco Franco waren.
Der Spanische Bürgerkrieg ist für die europäische und globale Linke
ein so wichtiges Ereignis, weil sich im Bürgerkrieg bis zum Mai 1937
eine gesellschaftliche Veränderung vollzieht, die zum Radikalsten
gehört, was es bis zu diesem Zeitpunkt gegeben hat, die sogenannte
Soziale Revolution, die eben nicht nur die politischen
Entscheidungsstrukturen verändern, sondern die ganzen
Besitzverhältnisse, die ganzen Lebensverhältnisse umstürzen will. Da
ist eine Reihe von verschiedenen politischen Kräften beteiligt, die
wichtigsten waren sicherlich die Anarchisten beziehungsweise die in
der anarchosyndikalistischen Gewerkschaft CNT (Confederación Nacional
del Trabajo, Nationale Konföderation der Arbeit) organisierten
Anarchisten. Die CNT hat, auch wenn da zu Bürgerkriegsbeginn Tausende
und Abertausende reingelaufen sind, weil so ein Gewerkschaftsausweis
tatsächlich lebenserhaltend sein konnte, zu Beginn des Bürgerkriegs
fast zwei Millionen Mitglieder. Sie war zu diesem Zeitpunkt die
stärkste anarchosyndikalistische Gewerkschaft weltweit.


GWR: Und das bei damals insgesamt etwa 23 Millionen
Einwohnerinnen und Einwohnern in Spanien. Eine unfassbar große
gesellschaftliche Kraft.

Martin Baxmeyer: Das passt gut zu den Katalanen, weil die CNT
ihre Hauptbasis in Barcelona hatte. Barcelona war auch die
Drehscheibe. Die Veränderungen erfassten die Produktionsweise, die
Lebensweise, erfassten die Art, wie die Leute miteinander umgingen,
erfassten die Kleidungsweise,... Das war eine ungeheuer umfassende
Angelegenheit, die sich relativ spontan und ohne Steuerung von oben
entwickelte. Das heißt, das ist wirklich eine Revolution der Basis
gewesen. Für jemanden, der fixiert war auf die alte monarchische oder
republikanische Ordnung, hat das gewiss ausgesehen wie ein Chaos.
Tatsächlich war es eine alternative Form der Ordnung im Entstehen, mit
vielen Konflikten und auch mit viel Blut. Das war alles andere als
harmonisch, was sich da abspielte. Das spielte sich in einem Krieg ab,
wo zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte offene Städte
bombardiert worden sind. In der anarchistischen Literatur ist das
Entsetzen über diese Bombenangriffe, über diese Flugzeuge mit Händen
zu greifen. Wir in Deutschland kennen diese Bilder von zerbombten
Städten verdammt gut, das war damals neu, das war ein neues
Waffensystem.

Diese Revolution ist aus mehreren Gründen gescheitert: gescheitert ist
sie an den politischen Konflikten innerhalb der republikanischen
Koalition, an der Weigerung der europäischen Mächte, die Republik mit
Waffen zu unterstützen, an der antirevolutionären Politik des
stalinistischen Russlands und damit eben der Komintern, also der
Kommunistischen Internationale, und natürlich durch die Niederlage im
Spanischen Bürgerkrieg, nachdem die Trägerinnen und Träger der
Revolution auch schon während des Bürgerkriegs mit aller Schärfe und
Gnadenlosigkeit verfolgt worden sind.

Was sich während des Bürgerkriegs abspielte und auch danach, ist ein
politischer Genozid, der in der spanischen Geschichte seinesgleichen
sucht und der auf eine perverse Weise zum Modell geworden ist. Das
lässt sich zum Beispiel nachweisen für die berüchtigten
lateinamerikanischen Diktatoren. Augusto Pinochet in Chile zum
Beispiel hat sich stark an Franco und seiner Politik orientiert, die
politischen Gegner nicht nur zu besiegen und einzusperren, sondern sie
wirklich physisch auszurotten. Einer der Geheimdienstoffiziere von
Pinochet hat gesagt: "Das ist so, wie wenn sie Ameisen im Keller
haben. Die müssen sie auch alle töten." Und das ist die Logik gewesen,
die im Spanischen Bürgerkrieg erfolgreich war und schließlich zu einer
jahrzehntelangen Diktatur führte. Das hat Spanien ein bisschen im
Guten wie im Bösen zu einer Art Traumland für Menschen mit
anarchistischen Ideen oder Orientierung werden lassen. Barcelona
beispielsweise selber hat das geschickt vermarktet. Vor zehn oder
fünfzehn Jahren, als ich da zum ersten Mal war, fing die Stadt an, so
ein Stadtmarketingkonzept aufzulegen, das teilweise die alten
anarchistischen Parolen und Parolen der Anti-Globalisierungsbewegung
benutzte, um Touristen anzulocken. Da kann man ja nun schlecht ein
Copyright verlangen. (lacht)

Das ist ein ganz perverses Mischverhältnis. Gleichzeitig war und ist
Barcelona ein Alptraum neoliberaler Verwüstungen. Es wird immer
schlimmer. Jedes Mal, wenn ich da hinkomme, bin ich aufs Neue
entsetzt, was jetzt wieder ruiniert worden ist oder wo wieder neue
Konflikte aufgebrochen sind. Aber sozusagen das Erbe, die Erinnerung
des Spanischen Bürgerkriegs ist nicht nur in Barcelona, sondern in
ganz Spanien ungeheuer gegenwärtig. Gegen Ende des 20. Jahrhunderts,
so 1999 ging das los, da kam eine neue Welle der Aufarbeitung. In
diesen Kontext habe ich auch ein bisschen meine Dissertation verorten
wollen. Die Aufarbeitung holte Aspekte aus der Vergangenheit hervor,
die man bis dahin wohlweislich unter dem Tisch gehalten hatte.


GWR: In Deutschland sind die Nationalsozialisten 1933 an
die Macht gewählt worden. Es gab vergleichsweise wenig Widerstand. In
Spanien gab es 1936 einen faschistischen Putsch von Franco und den
Militaristen. Da hat sich ein großer Teil der Bevölkerung massiv gegen
diesen Faschismus gestemmt. Dass es 1936 sogar einen "kurzen Sommer
der Anarchie" in Barcelona und großen Teilen Spaniens gab, dass die
Anarchistinnen und Anarchisten in Spanien eine so große Rolle gespielt
haben, das ist für viele vermutlich nicht so verständlich. Deshalb
nochmal die Frage: Was ist Anarchosyndikalismus, was ist für Dich
Anarchie?

Martin Baxmeyer: Wie gesagt, das ist nicht so leicht zu
erklären. Anarchosyndikalismus kann man vielleicht noch am leichtesten
erklären. Das ist eine Orientierung innerhalb der europäischen
Gewerkschaftsbewegung, die sich zum Ende des 19. Jahrhunderts
etabliert und in Spanien 1910 mit der Gründung der erwähnten CNT
wirklich einen Riesenschritt nach vorne macht. Es geht darum, wie eine
nicht-kapitalistische und nicht-hierarchische Gesellschaft organisiert
werden soll, also wie man sie funktionsfähig hält. Die Idee des
Anarchosyndikalismus ist, dass die Gewerkschaften die Organisation der
Gesellschaft übernehmen. Das haben die orthodoxen Anarchisten, die
sehr misstrauisch gegen alle festen Institutionen und
Organisationsstrukturen waren, damals skeptisch beschnuppert; man
hielt das für so etwas Halb-Reaktionäres.

Die CNT hat sich auf eine ganz interessante Weise organisiert, sie war
eher ein loser Dachverband, in dem sich viele kleine
Branchensyndikate, also Gewerkschaften hinein organisiert haben. Das
ist ein typisch anarchistisches Organisationsprinzip: Eine
anarchistische Gesellschaft wird von unten nach oben aufgebaut, nicht
von oben nach unten. Das ist nicht, als würde eine kleine
revolutionäre Elite dekretieren, oder sie übernimmt die Staatsgewalt.
Darum geht es nicht, sondern der Grundgedanken ist, dass Menschen sehr
wohl in der Lage sind, auf friedliche und produktive Weise ihre
Angelegenheiten selber zu organisieren. Der Anarchosyndikalismus war
ein Versuch, diesen Grundgedanken sozusagen innerhalb der
Arbeiterschaft zu verankern. Die anarchistische Utopie geht darüber
noch hinaus. Da gibt es zig verschiedene Spielarten. Es geht
grundsätzlich um ein anti-autoritäres Verständnis von menschlicher
Selbstorganisation. Anarchisten haben ein fast schon hinreißend naives
Verständnis von der Fähigkeit der Menschen, sich friedlich miteinander
auseinander zu setzen. (lacht) Häufig wird da eine Auseinandersetzung
mit konkreten Problemen verweigert.

Aber tatsächlich gibt es auch eine Menge Beispiele, wo diese Form
anti-autoritärer Selbstorganisation enorm produktiv ist. Und teilweise
viel produktiver als bei einer autoritären Organisation. Es gibt zum
Beispiel eine Trägerin des Wirtschaftsnobelpreises, obwohl sie gar
keine Wirtschaftswissenschaftlerin war, die leider vor wenigen Jahren
gestorben ist, Elinor Ostrom, die hat ein ganz wichtiges Buch
geschrieben: "Die Verfassung der Allmende". Allmende bedeutet
Gemeineigentum. Sie hat sich mit einem großen Forschungsprojekt
angeschaut, wo eigentlich selbstorganisierte Strukturen funktionieren,
die nachwachsende Ressourcen verwalten. Und da stellte sich eben
heraus: Je näher die Menschen an dieser Ressource sind, desto besser
können sie mit ihr umgehen. Je demokratischer der Umgang organisiert
ist, desto nachhaltiger ist die Nutzung. Alles Dinge, die die aktuelle
Wirtschaftstheorie einfach leugnet. Und das beschriebene Prinzip ist
sehr anarchistisch.

In Spanien war das Besondere, dass die anarchistische Bewegung seit
1868 mit großen Schwankungen präsent geblieben ist. Im 20. Jahrhundert
nahm sie sehr an Stärke zu. Deren Ziel war ausdrücklich die
revolutionäre Veränderung der Gesellschaft nach diesen Kriterien. Das
heißt, als der Bürgerkrieg kam und auf einmal die staatlichen
Autoritäten wegen des Putsches zusammenbrachen, waren die
Anarchistinnen und Anarchisten alles andere als unvorbereitet. Ich
habe beispielsweise in Salamanca Zeitschriften von den Gewerkschaften,
wie gesagt, immer so kleine Branchensyndikate, studiert. Eine war in
Barcelona für Strom, Wasser, Gasversorgung usw. zuständig. "Luz y
fuerza" hießen die: Licht und Stärke. Und das war beeindruckend, denn
diese Gewerkschaft bereitete sich darauf vor, die Produktionsmittel zu
übernehmen und eigenmächtig zu verwalten. Um das zu können, mussten
sie natürlich wissen, wie die Maschinen eigentlich funktionieren, wie
laufen die Transaktionen, wo liegen die Leitungen. Das wussten die
Arbeiter natürlich schon, aber um gut vorbereitet zu sein und mit der
Zeit gehen zu können, schickte die Gewerkschaft auf eigene Kosten
Mitarbeiter zu großen internationalen Technikmessen. Das machten
nämlich nicht die Chefs der Firmen, das machte die. Und als dann auf
einmal die Möglichkeit kam, die Betriebe tatsächlich zu übernehmen,
waren sie perfekt vorbereitet. Bis zur Zerstörung der großen
Elektrizitätswerke in Barcelona durch Bombardements durch Franco lief
die Versorgung mit Strom, Wasser und Gas perfekt und ohne Probleme,
obwohl weit und breit kein Chef mehr zu sehen war und es eine reine
Arbeiterselbstverwaltung war. Man muss fairerweise dazu sagen, dass es
nicht immer so wunderschön funktioniert hat. Aber daran kann man
wirklich sehen, dass eine Revolution für die Anarchistinnen und
Anarchisten der 1920er und 30er Jahre nicht irgendetwas Fernes und
Geträumtes war. Oder irgendein Identitätsentwurf, den sie dann
spazieren führten. Das war eine konkrete Perspektive, auf die sie
tagtäglich hingearbeitet haben. Sonst hätte es diese Soziale
Revolution, so kurzlebig und unvollständig sie auch immer gewesen sein
mag, nie geben können.


GWR: Kannst Du erzählen, was in Katalonien und vor allem
in Barcelona in den letzten Monaten passiert ist? Es gab da ja extreme
Umwälzungen.

Martin Baxmeyer: Die letzten Monate kann man eigentlich fast
schon nicht mehr zusammenfassen. Im Großen und Ganzen ist die
Situation systematisch eskaliert worden, dadurch, dass die
separatistischen katalanischen Parteien, ein relativ breites
Parteienbündnis, nach der Finanzkrise 2008/ 2009 die große Chance
gewittert haben, endlich den alten Traum eines katalanischen
Nationalstaats zu realisieren, und die spanische Zentralregierung in
Madrid gleichzeitig mit dem Schikanieren der katalanischen Region
Punkte sammeln wollte. Der Gedanke der katalanischen Separatisten war,
ihr Projekt eines katalanischen Nationalstaats einerseits über das
berühmte Referendum am 1. Oktober 2017 demokratisch abzusichern. Es
sollte tatsächlich die Bevölkerung darüber bestimmen, ob sie wünscht,
nicht mehr ein Teil Spaniens zu sein. Im Jahr 2009 hatte es schon mal
ein solches unverbindliches Referendum gegeben. Das hatte zwar eine
Zustimmungsquote von über 90% für die Trennung von Spanien, aber nur
eine Wahlbeteiligung von 27% der Bevölkerung. Es hatten also wirklich
nur die Nationalisten abgestimmt. Da bastele ich Dir auch hübsche
Zustimmungsraten!

Andererseits war den politisch Verantwortlichen in Katalonien
natürlich von vorneherein klar, dass der Weg zu einem katalanischen
Nationalstaat nur über Brüssel, nur über die EU ginge. Dieses Kalkül
ist in zweierlei Hinsicht gescheitert: Zum einen ist die demokratische
Unterstützung weggebrochen oder weggebröckelt. In den Wahlen, die
Spanien nach der Absetzung der katalanischen Regionalregierung am 21.
Dezember 2017 durchgesetzt hat, haben zwar immer noch die
separatistischen Parteien gewonnen, sie haben aber eine kleine
Mehrheit. Sie haben 70 Sitze von 135. Diese Mehrheit existiert nur auf
dem Papier. Denn acht von diesen 70 Abgeordneten können ihre Sitze gar
nicht einnehmen, weil sie entweder im Gefängnis sitzen oder flüchtig
sind, weil Spanien sie wegen Rebellion verfolgt.

Das heißt, das Regionalparlament ist ein Parlament am Gängelband von
Madrid. Madrid kann jederzeit bestimmen, wie die Mehrheitsverhältnisse
im katalanischen Parlament sein werden. Madrid könnte zum Beispiel
auch politische Konkurrenten zu dem ehemaligen Präsidenten, der jetzt
in Brüssel sitzt, Carles Puigdemont, einfach aus dem Gefängnis
entlassen, um ihn parteiintern unter Druck zu setzen. Madrid sitzt
also am Hebel. Die katalanischen Kräfte sind eigentlich extrem
geschwächt. Und es hat sich außerdem herausgestellt, dass sich das
Kalkül, sich als eine linksliberal-alternative, kleine Nation der
Europäischen Union anzudienen, zu einem Zeitpunkt, wo die Europäische
Union von allen Seiten von populistischen, rechtspopulistischen,
nationalistischen Regierungen unter Druck gesetzt und in ihrem Bestand
gefährdet wird, einfach unfassbar naiv war. (lacht) Carles Puigdemont
ist, nachdem Mariano Rajoy die Regierung gestürzt, die Guardia Civil
da reingeschickt und einen Haftbefehl erlassen hat, direkt zum großen
Bruder in Brüssel gelaufen. Es ist aber albern zu glauben, dass er da
nur sitzt und weint. Selbstverständlich macht er da Lobbyarbeit.
Selbstverständlich versucht er, politische Kräfte auf sich zu ziehen,
um vielleicht doch noch die Chance zu erhalten, als gefeierter
Präsident eines neuen, unabhängigen Kataloniens zurück zu kommen. Ich
halte das für sehr unwahrscheinlich.

Was die Sache zu einem Schaustück von Realpolitik macht, ist die
Tatsache, dass Rajoy, der Ministerpräsident Spaniens, gar kein
Interesse daran hat, die Katalonien-Krise schnell beizulegen. Denn die
konservative Regierung Spaniens sieht sich momentan mit den größten
und weitreichendsten Korruptionsvorwürfen und auch juristischen
Verfolgungen der spanischen Geschichte konfrontiert. Eigentlich fast
die gesamte konservative politische Elite, wie auch die
sozialdemokratische, ist der Korruption angeklagt. Vier Exminister,
Rajoy übrigens selber auch, zahllose Regionalverordnete... man kann
die Anklagen wirklich nicht mehr zählen. Dazu kommt die Situation,
dass die konservative Volkspartei, Partido Popular, in Spanien keine
absolute Mehrheit hat. Das sind die nicht gewohnt, die regieren
eigentlich immer durch. Das geht diesmal nicht. Was ist das, was Rajoy
macht? Er hält still, er tut eigentlich nichts. Die Krise in
Katalonien war dann etwas, wo auf einmal alle spanischen Parteien,
auch die Oppositionsparteien, zusammen rückten. Und das war das
Schönste, das er haben konnte.

Deswegen vermute ich, dass Rajoy dafür sorgen wird, dass die Krise in
Katalonien weiter am Köcheln bleibt. Das heißt, dass die Provokationen
unzweideutig auch von den Katalanen ausgingen, von den
separatistischen Kräften in Katalonien, aber die konservative
Regierung in Spanien war über diese Situation alles andere als
unglücklich.

So hat jeder aus reinen Partikularinteressen eine Situation
heraufbeschworen, wo jetzt in Barcelona beispielsweise Leute, Bekannte
haben mir das erzählt, die im Oktober 2017 und darüber hinaus nicht
damit einverstanden waren, dass Katalonien sich von Spanien löst, sich
teilweise nicht mehr über die Straße trauten.

Der soziale Bruch, die Polarisierung der Atmosphäre ist nicht so sehr
zwischen Katalanen und Spaniern, die haben immer Probleme miteinander
gehabt, sondern innerhalb der katalanischen Bevölkerung. Man bräuchte
jetzt wirklich verantwortungsvolle Politikerinnen und Politiker, die
versuchen, diese Polarisierung etwas zu entschärfen. Die sehe ich
nicht. Ich sehe nur einen Haufen Partikularinteressen, die relativ
kurzfristig und kleingeistig sind. Das finde ich extrem bedrohlich.


GWR: An dem Referendum am 1. Oktober 2017 haben sich nur
um die 40 Prozent der Bevölkerung in Katalonien beteiligt. Wie siehst
Du jetzt die Perspektiven für emanzipatorische Bewegungen? Solche gibt
es ja auch in Spanien und gerade in Barcelona. Es gibt beispielsweise
die CNT und eine stärkere, ebenfalls anarchosyndikalistische CGT.
Beide sind relativ stark, zumindest im Vergleich zu ähnlichen
Gewerkschaftsinitiativen in Deutschland wie etwa der
anarchosyndikalistischen Freien ArbeiterInnen Union (FAU). Wie lässt
sich der Konflikt in Katalonien auflösen?

Martin Baxmeyer: Die Position von emanzipatorischen Bewegungen
ist durch die Polarisierung enorm geschwächt worden. Zu den
anarchistischen Gruppen: Die CNT ist dreimal gespalten und spielt in
Spanien keine ernsthafte Rolle mehr. Die CGT war vorher schon
geschwächt, weil durch die große Finanzkrise 2008/2009 den
Gewerkschaften paradoxerweise die Leute weggelaufen sind, teilweise
aus dem simplen Grund, weil man die Mitgliedsbeiträge nicht mehr
zahlen konnte, weil die Situation in Spanien so krass war, dass die
Familien das Elend, was der Staat angerichtet hatte, auffangen sollten
und es nicht konnten.

In dieser polarisierten Situation prallen zwei extreme Nationalismen
aufeinander, der sich in den letzten 15 Jahren permanent
radikalisierende katalanische Nationalismus und der nicht minder
radikale, aggressive und engstirnige zentralspanische Nationalismus.
Also, man kann heutzutage teilweise die große Tageszeitung El Pais,
die meistgelesene Zeitung Spaniens, - was in Deutschland die
BILD-Zeitung ist, in Spanien ist es ein seriöses, linksliberal bis
sozialistisch angehauchtes Blatt - eigentlich nicht mehr lesen. Die
haben nicht nur Schaum vorm Mund, die haben schon blutigen Schaum vorm
Mund. Ein großartiger Kollege von mir zum Beispiel, Francisco Rico,
einer der wichtigsten Literaturwissenschaftler, hatte einen Kommentar
geschrieben, wo er die katalanischen Separatisten mit Nazis
gleichsetzte.

Die Atmosphäre ist vergiftet. Da gemäßigte oder sogar antistaatliche,
antinationalistische Positionen zu vertreten, ist schwer. Das wird
teilweise mit Gewalt beantwortet, sei es mit der Gewalt des
Zentralstaats, der die Guardia Civil schickt, sei es mit der Gewalt
der Parteigänger eines katalanischen Nationalstaats, die ihren Gegnern
einfach einen auf die Mütze hauen. Was die Sache noch schwieriger
macht, ist auch, dass es in der anarchistischen Bewegung in
Katalonien, die eigentlich strikt antistaatlich, antinationalistisch,
internationalistisch sein sollte, nicht ungewöhnlich ist, gleichzeitig
Anarchist und katalanischer Separatist zu sein. Das heißt, dass so
eine Art Nationalanarchismus in Katalonien eine sehr gängige Position
ist. Die Genossinnen und Genossen da tun es meistens mit der
Formulierung ab, dass man eben nicht nur Anarchist sei, man sei noch
etwas anderes. Das ist richtig, aber da kollidieren zwei grundsätzlich
verschiedene politisch-ideologische Vorstellungen ganz gewaltig
miteinander. Also brechen auch innerhalb antinationalistischer
Bewegungen Konflikte auf, die die Gruppen weitgehend handlungsunfähig
machen. Da setze ich keine allzu großen Hoffnungen hinein. Wobei
natürlich, kritische Positionen zu vertreten, schon hilfreich sein
kann. Zum Beispiel zu sagen: Kinder, was soll denn das nun eigentlich?
Sollen wir Europa in immer kleinere Nationen aufbrechen? Oder ist es
nicht viel besser, die alte internationalistische Perspektive mal
wieder hervor zu holen und sich zu überlegen, ob man nicht lieber auf
einem Kontinent oder Planeten leben möchte, auf dem sich alle Menschen
frei bewegen können und die Zugehörigkeit zu einer Nation eher eine
kulturelle als staatliche oder machtpolitische Frage wäre?


GWR: Herzlichen Dank für das Gespräch!



Anmerkungen

(1) Martin Baxmeyer: Amparo Poch y Gascón. Biographie und Erzählungen
aus der Spanischen Revolution, Verlag Graswurzelrevolution,Heidelberg,
März 2018, 152 Seiten, 13,80 Euro, ISBN 978-3-939-045-32-8. Als
Vorgeschmack auf das Buch siehe: Gewaltfrei im Bürgerkrieg. Die
anarchistische Ärztin Amparo Poch y Gascón (1902-1968), die Spanische
Liga der Kriegsgegner und die Soziale Revolution in Spanien, Artikel
von Martin Baxmeyer, in: GWR 410, Sommer 2016,

www.graswurzel.net/410/amparo.php

(2) Siehe: http://projekte.free.de/bankrott/baxi-disko.html

Höre: http://projekte.free.de/bankrott/BAXI_Das_Gepaeck.mp3

(3) Siehe Rezension in GWR 263, November 2001,

www.graswurzel.net/263/baxi.shtml

(4) Baxi war Mitglied des "Blarzen Schwocks". Siehe: "Wir sind gar
nicht anarchistisch!" Ein Interview von Bernd Drücke mit der
Kabarettgruppe Der Blarze Schwock, in: GWR 303, November 2005,

www.graswurzel.net/303/schwock.shtml


 Martin Baxmeyer: Das ewige Spanien der Anarchie.
 Die anarchistische Literatur des Bürgerkriegs
 (1936-1939) und ihr Spanienbild, edition tranvia,
 Berlin 2012, 599 Seiten, 36 Euro, ISBN 978-3-938944-64-6


Bernd Drücke, Luz Kerkeling, Martin Baxmeyer (Hg.):
 Abel Paz und die Spanische Revolution, Verlag Edition AV,
 Frankfurt/M. 2004, 116 Seiten, 11 Euro, ISBN 3-936049-33-5
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IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/006 vom 20. Februar 2018

Rüstungskooperation mit der Türkei stoppen!

Rede bei einer Kundgebung vor den MTU-Werkstoren in Friedrichshafen am 15.2.2018

von Claudia Haydt



Liebe Friedensfreundinnen und Friedensfreunde und liebe Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der MTU!

Wir sind hier um darauf aufmerksam zu machen, dass mit aktiver deutscher
Beihilfe, Menschen im Norden Syriens sterben, verletzt und verstümmelt
werden.

Ich erinnere an erschütternde Bilder, die nur wenige Jahre alt sind. Damals
wurden im Norden des Iraks Jesidinnen und Jesiden durch den so genannten
Islamischen Staat ermordet und vertrieben. Das Entsetzen und das Mitgefühl
war groß angesichts der Massaker und des Elends. Heute vertreibt und
bombardiert der NATO-Verbündete Türkei Menschen im Norden Syriens. Darunter
sind viele Kurdinnen und Kurden und wieder zahlreiche Angehörige der
jesidischen Minderheit.

Angesichts der Dramatik der Situation herrscht im politischen Raum heute
ein gespenstische Stille.

Deswegen möchte ich hier meiner dringenden Bitte an die geschäftsführende
Kanzlerin Angela Merkel Ausdruck geben: Wenn Sie sich heute mit ihrem
Amtskollegen Yildirim treffen, sagen Sie endlich Nein. Nein zu den
Bombardements, Nein zum Rüstungsexport.

Die deutsche Regierung hat es in der Hand das Morden heute schwieriger und
morgen nahezu unmöglich zu machen. Sie kann die Bundeswehrsoldaten
abziehen, die Beihilfe leisten für den Aufmarsch der türkischen Armee und
sie kann die Kooperation in der NATO aussetzen. Sie kann die Lieferung von
Rüstung, von Ersatzteilen, von Munition aus deutscher Produktion und den
zugehörigen technischen Support unterbinden.

Bevor ich weiter darauf eingehe, wo Entscheidungen in Berlin de facto
Beihilfe zum Mord im Norden Syriens sind, möchte ich auf die Dramatik der
heutigen Situation verweisen und daran erinnern, dass es leider immer auch
Profiteure des Krieges gibt.

Hundertausende von Menschen sind in Syrien bereits gestorben. Angesichts
dessen müsste es doch selbstverständlich sein, heute alles dafür zu tun,
dass es nicht noch mehr werden. Doch offensichtlich haben die regionalen
und globalen Kriegsparteien andere Prioritäten.

Wir erleben durch den völkerrechtswidrigen türkischen Angriffskrieg auf
Syrien eine neue Eskalation des Krieges mit einer Dynamik, die noch vor
wenigen Monaten kaum jemand für möglich gehalten hätte.

Doch zurück zur deutschen Verantwortung: Im Kriegsgebiet findet man man
deutsche Waffen auf allen Seiten. Der Aggressor Türkei verfügt über
deutsche Kleinwaffen von Heckler & Koch wie Sturmgewehre HK33,
Maschinengewehre MG3, Maschinenpistolen MP5.

Durch Lizenzproduktion von Kriegsschiffen über U-Boote bis zur Munition für
Kleinwaffen ist die türkische Armee ein starkes Machtzentrum im Südosten
Europas geworden. All das kann nur produziert und eingesetzt werden weil
hier in Deutschland irgendwann einmal Ja gesagt wurde.

Wir sagen Nein: Keine Lizenzen mehr, keine Rüstungskooperation!

Doch dies ist längst nicht alles. Im Norden Syriens sieht man Unimogs und
Militär-LKWs aus deutscher Produktion. MAN oder Daimler ermöglichen so die
Mobilität türkischer Soldaten im Einsatzgebiet und nicht wenige der Motoren
stammen aus den Werken der MTU.

Lasst uns deswegen alles tun - politisch und persönlich - damit diese
unsägliche Kooperation aufhört.

Auch deutsche Panzerhaubitzen sorgen dafür, dass Menschen in Afrin und in
vielen anderen Dörfern und Städten in den selbstverwalteten kurdischen
Kantonen sterben.

Insgesamt besitzt die Türkei im Moment etwa 2.500 Panzer. Mehr als jeder 4.
davon stammt aus deutscher Produktion. Die Vernichtungskraft der türkischen
Armee wäre also deutlich geringer, wenn es die Rüstungskooperation mit
Deutschland nicht geben würde.

Wenn wir die türkische Armee - zurecht - dafür kritisieren, was sie im
Norden Syriens tut, dann dürfen wir die Augen vor der deutschen
Verantwortung nicht verschließen.

Für die nächsten Jahre ist leider noch eine deutliche Ausweitung der
Rüstungskooperation geplant. Momentan gibt es 350 Leopard-2-Panzer die in
der Türkei und im Norden Syriens unterwegs sind - mit MTU Motoren. Die
Wartung und der Betrieb dieser Panzer wird kontinuierlich aus Deutschland
sichergestellt. Noch im letzten Jahr wurden Ersatzteile für diese Panzer
geliefert und erst jüngst hat die Bundesregierung zugestimmt, dass diese
Panzer eine zusätzliche hochmoderne Schutzausrüstung bekommen.

Die Bundesregierung beruft sich auf den "defensiven" Charakter dieser
Lieferung. Doch der Schutz eines offensiven Mordinstrumentes macht
wesentlich aggressivere Einsatzszenarien möglich. Die "Schutzausrüstung"
macht die Leopardpanzer noch gefährlicher für die Menschen in den
Einsatzgebieten.

Deswegen: Nein zum Rüstungsexport! Nein zum Krieg!

In den nächsten Jahren sollen mit deutscher Unterstützung in einem 
türkisch-deutschen Joint Venture 1000 neue Panzer hergestellt werden. Eine ganze
Panzerfabrik soll in der Türkei gebaut werden. Letztes Jahr wurde bereits
der Prototyp des neuen Altay-Panzers vorgestellt. Es ist wenig
überraschend, welche Motoren in diesen Panzern zukünftig eingebaut werden
sollen - die (leider) bewährten Diesel-Motoren aus den MTU-Werken.

Diese Panzerfabrik darf nicht gebaut werden und die Motoren aus 
MTU-Produktion dürfen nicht geliefert (und auch nicht in Lizenz gebaut) werden.

Es ist schwer fassbar welchen Namen das türkische Militär seiner Operation
im Norden Syriens gegeben hat: "Operation Olivenzweig." Für mich und wohl
für viele aus der Friedensbewegung war ein Olivenzweig bisher Zeichen des
Friedens und der Hoffnung.

In geradezu Orwellscher Manier wird durch die türkische Militärführung
unter dem "Olivenzweig" ein demokratisches Projekt angegriffen, dass
Zuflucht und Hoffnung für hunderttausende, vielleicht für Millionen von
Menschen war und ist. Die selbstverwaltete Region Rojava ist eine der ganz
wenigen positiven Entwicklungen für ein multiethnisches, demokratisches und
respektvolles Zusammenleben verschiedener Bevölkerungsgruppen. Dass dieses
nun mit deutscher Hilfe so massiv durch den türkischen Staat bedroht wird,
ist eine echte Tragödie.

Es ist deswegen eine zentrale politische Aufgabe, die wir hier in
Deutschland haben, diesen Krieg und diese Eskalation nicht weiter zu
befeuern. Die Menschen, die in Rüstungsunternehmen arbeiten, auch hier in
der MTU, haben es politisch nicht in der Hand ob Rüstung exportiert wird,
sie geben nicht die Genehmigungen oder Lizenzen. Aber sie können dennoch
klar machen, dass sie diese Entscheidung von Politik und
Unternehmensleitung nicht unterstützen.

Die Menschen in den Betrieben können ein Motor für Konversion zu ziviler
Produktion sein, sie können Betriebsgruppen bilden und gemeinsam
erarbeiten, welche zivilen Produkte mit dem versammelten Knowhow entstehen
können. Es liegt auch an den Menschen in den Betrieben, das Märchen von der
angeblichen Notwendigkeit der Exporte "zum Erhalt von Arbeitsplätzen" zu
entkräften. Es gibt gute Beispiele von konstruktivem Protest in den
Betrieben aus den 1980er Jahren. Es wäre ein starkes Zeichen, wenn auch
heute Belegschaften sagen würden "wir sind nicht damit einverstanden für
den Tod zu produzieren."

Diese Einladung meine ich sehr ernst. Wenn Ihr, Mitglieder der MTU
Belegschaft, Fragen habt dann wendet Euch ans uns, an die Friedensbewegung,
und lasst uns gemeinsam zeigen wie eine "Produktion für das Leben" aussehen
könnte.

Auf dem Weg zu dieser Kundgebung fiel mir ein Plakat der Handwerkskammer
auf. Darauf stand "Und? Was hast du heute gemacht?" Ich bin mir sicher, es
ist schöner nach Hause zu kommen und seinen Kindern zu erzählen, "ich habe
für die Umwelt gearbeitet" oder "ich habe für die Gesundheit von Menschen
gearbeitet" als zu erzählen "ich habe Waffen produziert."

Lasst uns gemeinsam dafür einstehen, dass zukünftig immer mehr Menschen
sagen können: "Ich habe mich für den Frieden eingesetzt. Wir waren gegen
den Krieg aktiv! Wir haben uns gemeinsam auf den Weg gemacht für eine
gerechte und friedliche Welt. Hier und in Afrin."

 * 
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VORWÄRTS/1356: Arbeitsfrieden statt direkte Aktion

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 03/04 vom 1. Februar 2018

Arbeitsfrieden statt direkte Aktion

von Damian Bugmann



Durch einen Streik erreichte der Bau- und Holzarbeiterverband Genf
1928 einen Gesamtarbeitsvertrag, die Aktionsliga der Bauarbeiter
setzte ihn mit direkten Aktionen durch. Ein politisches Geschichtsbuch
aus anarchistischer Sicht.


"Jeder Arbeiter, der an einem Samstagnachmittag auf der
Baustelle erwischt wird, wird als Saboteur betrachtet und entsprechend
behandelt. Jegliche an einem Samstagnachmittag durch Saboteure
ausgeführte Arbeit wird zerstört", erklärte der Schweizerische
Bau- und Holzarbeiterverband (SBHV) denen, die sich 1930 nicht an den
GAV hielten.

Die Gründung der Genfer Aktionsliga der Bauarbeiter war inspiriert
durch die Lyoner Aktionsliga der Bauarbeiter, die von 1911 bis 1930
mit direkten Aktionen Lohnniveau und Anstellungsbedingungen bestimmte,
die Einhaltung der Bedingungen auf den Baustellen kontrollierte und
wenn nötig mit Gewalt intervenierte. Der Name "Aktionsliga" deutet auf
die direkte Aktion, ein Kampfmittel vor allem von anarchistischen
Gruppen. 1872 wurde in St-Imier im Berner Jura die "antiautoritäre und
föderalistische Internationale" gegründet, in der Michael Bakunin
mitarbeitete. Im Gegensatz zur sozialdemokratischen Dominanz in der
Deutschschweiz und im nationalen Gewerkschaftsbund waren in der
Romandie die AnarchistInnen stark. Bis zum Streit 1935 kämpften
Mitglieder der sehr kleinen KP Genf solidarisch mit den
AnarchistInnen.


Aussperrung und Gründung

Die im Generalstreik 1918 auf nationaler Ebene erkämpfte
48-Stunden-Woche sollte die 59-Stunden-Woche ersetzen, doch die
ArbeitgeberInnen scherten sich in der Regel nicht darum. Schweizweit
wehrten sich die MaurerInnen heftig dagegen, 1920 schlossen die
Patrons Baustellen und sperrten weit über 12.000 ArbeiterInnen aus.
Ohne nationalen Zusammenschluss und Streikkasse waren die MaurerInnen
in einer schwachen Position und kehrten nach elf Wochen an die Arbeit
zurück. Darauf gründeten sie den SBHV.

Im Mai 1928 beschloss die Vollversammlung des Genfer Verbands den
Streik und forderte die Erhöhung der Mindestlöhne, die Verringerung
der Arbeitszeit, den arbeitsfreien Samstagnachmittag und einen
Gesamtarbeitsvertrag. Der Genfer Gewerkschaftsbund unterstützte den
Streik der 1700 ArbeiterInnen, die Zentraldirektion des Bau- und
Holzarbeiterverbands distanzierte sich. Es wird von gewalttätigen
Auseinandersetzungen zwischen Streikenden und christlichsozialen
StreikbrecherInnen berichtet. Der GAV wurde am 4. Juni 1928
unterzeichnet: höhere Mindestlöhne, Samstagnachmittag arbeitsfrei,
maximal 50 Wochenstunden im Sommer, 44 im Winter.


Tödlicher Armeeinsatz

Die Patrons hielten den Vertrag meist nicht ein. Mit Mitteln der
direkten Aktion setzte die Aktionsliga deshalb die Bestimmungen des
Gesamtarbeitsvertrags auf der Strasse und den Baustellen durch. Es kam
ab Frühjahr 1930 zu Demonstrationen, Schlägereien, Sachbeschädigungen,
Verhaftungen und zahlreichen Prozessen gegen AktivistInnen. Im
November 1932 erschoss das Militär 13 Menschen und verletzte mehr als
dreissig. Solidaritätsdemos in verschiedenen Schweizer Städten
folgten.

Die Liberal-Radikalen und Konservativen konnten in der zweiten Hälfte
der Dreissiger Jahre dem aus ihrer Sicht "Terror der Gewerkschaft",
der "die Arbeitsfreiheit einschränkt" und das sakrosankte
Eigentumsrecht verletzt, ein Ende setzen. Die Schweiz rückte im
Vorfeld des Kriegs nach rechts, Gesetze verboten Streiks und direkte
Aktion, die Gewerkschaften wurden in die Sozialpartnerschaft mit der
Hegemonie der ArbeitgeberInnen gepresst. Das detaillierte
Geschichtsbuch beschreibt, analysiert und belegt aus anarchistischer
Sicht. Es geht auch ein auf wichtige anarchistische Figuren der Zeit
und die damaligen ArbeiterInnenzeitungen der Romandie.


Alexandre Elsig/Übersetzung Daniel Zumbühl:

 Die Aktionsliga der Bauarbeiter

 Bahoe Books, 2017. 176 Seiten, 36.90 Franken.
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GEWERKSCHAFT/190: Enttäuschendes Angebot für Tageszeitungsredaktionen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. Februar 2018

Enttäuschendes Angebot für Tageszeitungsredaktionen



Berlin - Als "enttäuschend" bezeichnete die Deutsche Journalistinnen- und
Journalisten-Union (dju) in ver.di das Angebot des Bundesverbands
deutscher Zeitungsverleger (BDZV) für die Tageszeitungsredaktionen in
der heutigen (20. Februar 2018) zweiten Verhandlungsrunde in
Düsseldorf.

Demnach sollen die 13.000 Tageszeitungsjournalistinnen und
-journalisten frühestens ab dem 1. August 2018 mehr Geld erhalten.
Dabei sollen insgesamt 2,4 Prozent verteilt auf zwei Stufen bei einer
Laufzeit von insgesamt 30 Monaten gezahlt werden. Sprünge in der
Berufsjahresstaffel sollen von Weiterbildung und entsprechenden neuen
Zuständigkeiten abhängig gemacht werden. "Das ist eine dreifache
Zumutung: bezogen auf die lange Laufzeit, die vielen Nullmonate und
die geringe Erhöhung der Gehälter und Honorare. Das ist ungenügend",
kritisierte der Verhandlungsführer der dju in ver.di, Matthias von
Fintel.

Eine von der dju in ver.di geforderte Mindesterhöhung, die vor allem
den Einstiegsgehältern zugute käme, werde vom BDZV nicht angeboten:
"Statt Berufseinsteigern und erfahrenen Zeitungsjournalisten spürbare
Einkommenssteigerungen anzubieten, wollen die Verleger den Zugang zu
Berufsjahresstufen einschränken", erklärte Matthias von Fintel.
"Dahinter steckt das Misstrauen, die Beschäftigten in Redaktionen
wollten den Wandel der Zeitungen nicht mitmachen. Das Gegenteil ist
der Fall. Das muss sich aber auch auszahlen. Der Tarifpartner BDZV
trägt dem Druck in den Redaktionen und der Notwendigkeit, dem mit
attraktiven Bedingungen zu begegnen, fahrlässig wenig Rechnung",
unterstrich der ver.di-Verhandlungsführer.

"Das ist ein verheerendes Signal für die Redaktionen", sagte von
Fintel. Diese würden es sich absehbar nicht gefallen lassen, weiter
hinter der allgemeinen Einkommensentwicklung her zu hinken und damit
journalistische Arbeit zu entwerten.

Die dju in ver.di fordert 4,5 Prozent mehr Geld für die
Tageszeitungsredaktionen, mindestens aber 200 Euro. Die Verhandlungen
werden am 12. März 2018 in Stuttgart fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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MELDUNG/894: Top Ten der vergessenen Nachrichten (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 19.2.2018

Top Ten der vergessenen Nachrichten präsentiert: Inklusion am
Arbeitsplatz mit Spitzenplatz



Die Situation von Menschen mit Behinderung in der Arbeitswelt wird aus
Sicht der "Initiative Nachrichtenaufklärung" in den Medien stark
vernachlässigt. Eine Jury aus Wissenschaftlern und Journalisten wählte
die Inklusion am Arbeitsplatz daher zur wichtigsten "Vergessenen
Nachricht des Jahres".

Auf Platz zwei der Liste, die die Initiative gemeinsam mit der
Deutschlandfunk-Nachrichtenredaktion vorgestellt hat, kommt die Lage
in Portugal. Die Jury findet, dass die Medien nicht genügend darüber
berichten, dass Portugal sich seit Ende 2015 trotz Abkehr von der
"offiziell" für alternativlos gehaltenen Sparpolitik von der
Finanzkrise erholen kann. Auf Rang drei der "Vergessenen Nachrichten"
wird der Monsun genannt, der im Sommer 2017 Zerstörung über Südasien
brachte. Über diese Naturkatastrophe wurde in den deutschen Medien
viel weniger berichtet als über den Hurrikan "Harvey", der beinahe
gleichzeitig den US-Bundesstaat Texas traf. Das werfe die Frage auf,
ob die Berichterstattung sich stärker daran orientiert, wie groß das
Leid der Betroffenen ist, oder daran, wo die Betroffenen leben.

Zu den weiteren "Vergessenen Nachrichten" zählen aus Sicht der Jury
die prekären Arbeitsbedingungen auf Containerschiffen,
Zwangssterilisationen in der Tschechischen Republik sowie die
dramatische Lage von Einheimischen und Flüchtlingen im afrikanischen
Land Tschad.

Die gesamte "Top-Ten" der "Vergessenen Nachrichten 2018" mit jeweils
einer kurzen Einordnung finden Sie auf der Seite www.dlf24.de.

Die "Initiative Nachrichtenaufklärung" und die Nachrichtenredaktion
des Deutschlandfunks wollen mit den "Vergessenen Nachrichten des
Jahres" auf vernachlässigte Themen und Defizite im
Informationsgeschäft aufmerksam machen. Mehr zur "Initiative
Nachrichtenaufklärung" finden Sie hier: www.derblindefleck.de/

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DOKUMENTATION/1445: WDR - Schwarze Kohle, rotes Licht. Drei Jahrzehnte Kriminalgeschichte des Ruhrgebiets, 23.2.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Schwarze Kohle, rotes Licht - Kriminalgeschichten aus dem
Revier

Ein Film von Peter F. Müller

Doku am Freitag

Freitag, 23.02.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen



Es ist die Geschichte einer Parallelwelt, von der nur wenige wussten,
wie sie tickt. Schauplatz ist das Ruhrgebiet zu Beginn der 1960er
Jahre.

Zwischen Rhein, Lippe und Ruhr lief der industrielle Motor der jungen
Republik laut und schmutzig auf Hochtouren. Die meisten Menschen
hatten Arbeit - und ein paar von ihnen hatten vor allem kriminelle
Energie. Die Stadt Duisburg "steigt auf": zur Mafiahochburg.


Bulle, Lude und Zocker

Unter ihnen der Schalker Fußballprofi, der auf dem Weg zum Training
mal eben eine Bank ausraubt. Oder auch die Zuhälter und Rocker im
Pott: Coca, Hüpper, Papilein & Co sehen sich auch heute noch gerne als
ehrenwerte Räuber oder schlicht "Jungs". Dass die Welt, in der sie
unterwegs waren, oft auch eine menschenverachtende war, wissen sie,
aber sie reden ungern darüber - schwach sein geht gar nicht. Ob Bulle
oder Lude, Zocker oder Peep-Show-Betreiberin, bei einem sind sie sich
einig: Früher war alles anders und vieles besser.


Drei Jahrzehnte Kriminalgeschichte

Der Film führt anhand exemplarischer Lebensgeschichten von
Revieroriginalen, Polizeibeamten, Bordellbesitzern oder einer
umtriebigen Geschäftsfrau auf einer collageartigen Reise durch drei
Jahrzehnte Kriminalgeschichte entlang der Emscher von Duisburg nach
Dortmund. Auf Grundlage von Augenzeugenberichten dokumentiert er einen
Bereich der Gesellschaft, der sich dem normalen Betrachter in der
Regel entzieht: den Untergrund. Manche der Geschichten sind brutal und
entsetzlich, andere eher traurig oder auch lustig. Viele werden hier
zum ersten Mal erzählt.


Die Grenzen der Ermittler

Mit Hilfe zahlreicher bisher noch unveröffentlichter Archivaufnahmen
schildern Kriminalpolizisten und Staatsanwälte auch die Widrigkeiten
und engen Grenzen der Ermittler. Dazu zählten u.a. fehlende
Telefonleitungen und Ermittlungen, die an der Stadtgrenze endeten,
weil dahinter eine andere Dienststelle zuständig war.

Redaktion: Adrian Lehnigk
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FEATURE/973: Deutschlandfunk - Keyßer in Kaiser-Wilhelm-Land, 23.2.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Keyßer in Kaiser-Wilhelm-Land

Von Kai-Uwe Kohlschmidt

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 23. Februar 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Als Christian Keyßer 1899 in Finschhafen, Deutsch-Neuguinea, von Bord
der Bavaria geht, ringt die bayerisch-lutherische Mission dort schon
jahrelang um die Seelen der Eingeborenen - ergebnislos. Sie haben
schlechte Erfahrungen mit den Weißen. Der abenteuerlustige Hauslehrer
Christian Keyßer trifft auf den Stamm der Kotte. Er begegnet den
Menschen offen und entschließt sich, unter ihnen zu leben. Im Jahre
1904 tritt der Stamm geschlossen zum Christentum über. Die
Christianisierung im sogenannten Kaiser-Wilhelm-Land schreitet voran.
Infolge des Ersten Weltkriegs verlieren die Deutschen ihre Kolonie an
Australien. Keyßer muss zurückkehren. Aus dem überzeugenden Missionar
wird ein missionarischer Nationalsozialist. Im heutigen
Papua-Neuguinea wird Keyßers Name immer noch voller Ehrfurcht genannt:
Er habe mit seinem Wirken jahrhundertealte Stammesfehden beendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. Februar 2018
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HÖRSPIEL/1713: Deutschlandfunk Kultur - "Illuminations" von Soundwalk Collective, 23.2.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Illuminations

Von Soundwalk Collective

Künstlerische Leitung: Stephan Crasneanscki

Dlf Kultur/France Culture 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 23. Februar 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Nach langem Unterwegssein ließ sich Arthur Rimbaud 1881 am Horn von
Afrika nieder. Bis zu seinem Tod im November 1891 schrieb er kein
einziges Gedicht mehr. In diese Stille hinein imaginiert das Soundwalk
Collective einen künstlerischen Dialog zwischen den Ideen der
europäischen Moderne und der Kultur des Sufismus. Für "Illuminations"
übersetzen sie Texte Rimbauds erstmals in die lokalen Sprachen Harari,
Oromo und Amharisch und lassen sie in einem sufistischen Zikriritual
lebendig werden. "Illuminations" wurde unterstützt durch The Analogue
Foundation.

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1712: WDR 3 - "Doberschütz und das kleinste Verbrechen der Welt" von Tom Peuckert, 23.2.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Doberschütz und das kleinste Verbrechen der Welt

von Tom Peuckert

Mit Felix Goeser, László I. Kish,

Christian Grashof, Jule Böwe, Marleen Lohse u.a.

Musik: Jean Szymczak

Technische Realisiation: Andreas Meinetsberger

Regie: Thomas Leutzbach

Produktion: WDR 2018/ 54'

WDR 3 Hörspiel

23.02.2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Frank Doberschütz, illegaler Privatdetektiv im Ostberlin der letzten
DDR-Jahre, erzählt, wie diese "Nebenbeschäftigung" angefangen hat.

Der Westjournalist Petruschka heuert ihn als Quelle an. Ein Geschäft
auf Gegenseitigkeit. Der Journalist ist an Informationen aus einem
hochsensiblen Bereich interessiert: Mikroelektronik.

Am Müggelsee, gegenüber des VEB Heimelektronik Berlin Friedrichshagen,
wohnt der alte Professor Walter Trautmann, der "Halbleiterpapst" der
DDR und ehemaliger Leiter des "Instituts für Molekularelektronik",
heute eine Fabrik für Fernsehgeräte. Warum fiel er in Ungnade?

Redaktion: Georg Bühren
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BILDUNG/1098: Mit Daten gesund werden - Start des Promotionsprogramms Health Data Sciences an der Charité (idw)

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 20.02.2018

Mit Daten gesund werden

Start des Promotionsprogramms Health Data Sciences an der Charité



Im Wintersemester 2018 startet das Promotionsprogramm Health Data Sciences
an der Charité - Universitätsmedizin Berlin. Es wendet sich an
Nachwuchswissenschaftler, die ihre Kompetenzen in den Bereichen Methoden,
Forschung und Lehre weiter ausbauen wollen und sich für die Analyse und
kritische Interpretation von Gesundheitsdaten interessieren. Angeboten
wird das Programm vom Institut für Public Health, dem Institut für
Biometrie und Klinische Epidemiologie und dem BIH QUEST Center for
Transforming Biomedical Research.

Health Data Sciences ist eine noch junge wissenschaftliche Disziplin. Sie
hat das Ziel, umfassende, evidenzbasierte Lösungen für komplexe, reale
Gesundheitsprobleme zu entwickeln. Dafür werden die Fachbereiche
Biostatistik, Epidemiologie, Metaforschung und
Bevölkerungsgesundheitsforschung verknüpft und verschiedene Datenquellen
verwendet. Durchdachte Studienplanung, innovative Analysemethoden und
fortgeschrittene Programmierkenntnisse ermöglichen, Muster und
Zusammenhänge von Gesundheitsdaten zu erkennen und valide
Schlussfolgerungen zu ziehen. Das Ergebnis ist eine präzise
Interpretation, die zu belastbaren Erkenntnissen für die
Gesundheitsförderung führen.

"Der Bedarf an kompetenten Fachleuten, die komplexe Gesundheitsdaten
auswerten können, steigt ständig. Das Promotionsprogramm soll die
Doktoranden auf spätere wissenschaftliche Positionen an Hochschulen,
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und an sonstigen
wissenschaftsnahen öffentlichen oder privaten Einrichtungen in diesen
Fachbereichen vorbereiten" so Prof. Dr. Tobias Kurth, Leiter des Instituts
für Public Health. "Statistik macht Spaß. Unser Ziel ist es, dieses Motto
nicht nur zu leben, sondern auch an andere weiterzugeben, sowohl in der
Lehre als auch in der Forschung. Die Studierenden lernen bei uns neben der
statistisch-methodischen Theorie auch Kernkompetenzen in der
Wissensvermittlung und Kommunikation, denn der Bereich Health Data
Sciences lebt nur in der Zusammenarbeit mit anderen medizinischen
Fachdisziplinen" ergänzt Prof. Dr. Geraldine Rauch, Leiterin des Institut
für Biometrie und Klinische Epidemiologie.

Im Rahmen des dreijährigen Programms erhalten die Promovierenden die
Möglichkeit, ihre Kenntnisse in diesen Fachbereichen mit einer
wissenschaftlichen Forschungsarbeit zu vertiefen und das Programm mit dem
Titel "Doctor in Philosophy" (PhD) abzuschließen. Zugangsvoraussetzungen
sind eine Promotionsberechtigung mit fachlicher Relevanz für Health Data
Sciences, sehr gute Englischkenntnisse und ein Auswahlgespräch vor dem
PhD-Ausschuss. Interessierte können sich ab sofort bewerben.

Links:

- Institut für Public Health

https://iph.charite.de/

- Informationen zum Programm

https://iph.charite.de/studium_lehre/promotionsprogramm_health_data_sciences/

- Institut für Biometrie und Klinische Epidemiologie (iBikE)

https://biometrie.charite.de/

- QUEST

https://www.bihealth.org/de/forschung/transforming-biomedical-research/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64750

Flyer Promotionsprogramm Health Data Sciences

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 
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DROGEN/368: Alkohol in der Schwangerschaft (Securvital)

Securvital 1/2018 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Alkohol in der Schwangerschaft

Null Promille

von Norbert Schnorbach



Wein und Wodka, Bier und Sekt sollten für Schwangere tabu sein.
Null Alkohol, empfehlen Hebammen und Kinderärzte. Trotzdem kommen
jedes Jahr in Deutschland tausende von Babys mit schweren
Gesundheitsschäden zur Welt.


Das Kind im Bauch trinkt mit. Jeder Alkoholkonsum während der
Schwangerschaft - ob nun ein gepflegtes Glas Sekt oder ein Partydrink
am Wochenende - geht über den Blutkreislauf und die Plazenta auch auf
das Ungeborene über. Doch während der erwachsene Körper den
Alkoholpegel im Blut leichter verarbeiten und wegstecken kann, ist das
ungeborene Kind besonders empfindlich. Alkohol gilt als Zellgift, das
sich in jeder Phase der Schwangerschaft schädigend auf alle Organe und
auf das Gehirn des Ungeborenen auswirken kann. Deshalb warnen
Hebammen, Kinder- und Frauenärzte in aller Deutlichkeit: Jedes Glas
Alkohol stellt eine Gefahr für das Baby dar.

Ganz offensichtlich wird diese Gefahr immer noch unterschätzt. Jede
vierte Frau in Deutschland trinkt weiterhin Alkohol, auch wenn sie
weiß, dass sie schwanger ist, ergab eine internationale Studie
kürzlich im Fachmagazin "Lancet Global Health". Weltweit, so die
Auswertung der Forscher, kommt jeweils eins von 70 Kindern mit
schweren Gesundheitsschäden zur Welt, wenn ihre Mütter in der
Schwangerschaft Alkohol trinken.

Schon geringe Mengen

Das gilt insbesondere für diejenigen, die viel trinken. Es kann aber
auch alle treffen, die sich nur hin und wieder ein Gläschen
genehmigen. Eine sichere Alkoholgrenze, bei der keine Schädigungen
auftreten, gibt es nicht. Tatsächlich weiß die Medizin erstaunlich
wenig darüber, wie stark sich auch schon geringe Mengen Alkohol
auswirken, besonders in der frühen Schwangerschaft, wenn die Organe
des Babys noch nicht ausgebildet sind. Als sichere Erkenntnis gilt,
dass auch schon bei geringem Alkoholkonsum mehr Kinder zu früh und
untergewichtig zur Welt kommen, sagt Prof. Hans-Ludwig Spohr von der
Charité-Universitätsklinik in Berlin.

"Nur durch den völligen Verzicht auf Alkohol sind angeborene
 Alkoholschäden zu hundert Prozent vermeidbar." 

 Prof. Hans-Ludwig Spohr, Charité-Universitätsklinik Berlin


Die Lehren der Wissenschaft passen zu den Erfahrungen, die
Selbsthilfegruppen in Deutschland machen. Trotz steigendem
Gesundheitsbewusstsein und verstärkter Aufklärung sinkt die Zahl der
alkoholgeschädigten Kinder nicht, sondern steigt sogar weiterhin an,
berichtet Gisela Michalowski, die Vorsitzende des Vereins "FASD
Deutschland". FASD (Fetal Alcohol Spectrum Disorder) ist die
wissenschaftliche Bezeichnung für Gesundheitsschäden durch Alkohol in
der Schwangerschaft. Nach Schätzungen des Vereins kommen jährlich
10.000 Babys mit FASD zur Welt. Damit ist FASD die häufigste
angeborene Behinderung, die nicht genetisch bedingt ist. Es können
auch 15.000 sein. Die Dunkelziffer ist hoch, exakte Zahlen dazu gibt
es nicht.

Symptome wie Entwicklungsverzögerung, geistige Beeinträchtigungen und
soziale Probleme werden erst in der späteren Kinder- und Jugendzeit
klar erkannt. Ähnlich wie ADHS-Patienten fallen viele FASD-Kinder auf,
weil sie Konzentrationsschwächen haben, extrem unruhig und latent
aggressiv sind.

Nur wenigen Kindern lassen sich die Alkoholschäden schon bei der
Geburt in Form von körperlichen Fehlbildungen ansehen. Oft werden die
Probleme erst erkennbar, wenn die Kinder erheblich später laufen und
sprechen lernen, wenn sie im Kindergarten soziale Auffälligkeiten
zeigen oder in der Schule Probleme entwickeln. Das hänge damit
zusammen, dass die Anforderungen an das alkoholgeschädigte Gehirn der
Kinder mit zunehmendem Alter komplexer werden, erklärt Prof. Spohr von
der Charité.

Mehr Aufklärung

Kinder mit der Diagnose FASD haben in allen Altersstufen
Schwierigkeiten verschiedener Art, berichtet der Verein FASD
Deutschland. Kleinkinder zum Beispiel gefährden sich selbst und
andere, da sie Ursache und Wirkung nicht verstehen. Ältere FASD-Kinder
neigen oft zu Wutausbrüchen und sind isoliert und einsam wegen
gestörtem Sozialverhalten. Im Jugendalter sind sie oft eine Gefahr für
sich selbst und andere und "benötigen immer noch Schutz und
Beschränkungen wie sechsjährige Kinder", so die Erfahrungsberichte von
Eltern.

Mehr Aufklärung ist dringend notwendig. Noch immer wird Alkohol
verharmlost, kritisiert die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung. Knapp 20 Prozent der Bundesbürger meinen laut Umfragen,
dass kleine Mengen Alkohol während der Schwangerschaft vertretbar
seien. "Viel zu viele Frauen glauben, dass ein Gläschen Alkohol in der
Schwangerschaft nicht schaden wird", sagt die Drogenschutzbeauftragte
der Bundesregierung, Marlene Mortler. "Dabei kann es fatale Folgen
haben, mit denen Kinder und Eltern ihr Leben lang umgehen müssen.
Prävention ist daher ganz wichtig: Wir müssen die werdenden Mütter und
ihr Umfeld über die Risiken aufklären."


Weitere Informationen: 

- Der Verein FASD Deutschland informiert über Kontaktadressen von
Selbsthilfegruppen und spezialisierten medizinischen Zentren:
www.fasd-deutschland.de

- Handbuch "Fetale Alkoholspektrumstörung - und dann?", 120 Seiten,
2016, hrsg. von der Drogenbeauftragten der Bundesregierung
(kostenloser Download auf www.drogenbeauftragte.de )

- Ratgeber "Fetale Alkoholspektrumstörung - Auf was ist im Umgang mit
Menschen mit FASD zu achten?", Schulz Kirchner Verlag, 72 Seiten, 9,49
Euro.

 * 
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FORSCHUNG/3795: Ionenkanäle und deren Bedeutung für den Organismus (idw)

Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP) - 19.02.2018

Eine Frage der Dynamik



Die meisten Ionenkanäle lassen nur eine ganz bestimmte Sorte von Ionen
passieren, zum Beispiel Natrium- oder Kaliumionen. Daneben gibt es jedoch
eine Reihe von Kanälen, die für beide Ionensorten durchlässig sind. Wie
den Eiweißmolekülen das gelingt, hat jetzt ein Team um die
Wissenschaftlerin Han Sun (FMP) und die Arbeitsgruppe von Adam Lange (FMP)
herausgefunden. Solche nicht-selektiven Kanäle besäßen anders als die
selektiven eine dynamische Struktur ihres Selektivitätsfilters, berichten
die FMP-Forscher im Fachblatt Nature Communications. Dieser Filter könne
zwei unterschiedliche Formen ausbilden, die jeweils nur eine der beiden
Ionensorten passieren lassen.

Ionenkanäle sind für den Organismus von herausragender Bedeutung. Wenn zum
Beispiel Sinnesreize wahrgenommen, ans Gehirn weitergeleitet und dort
verarbeitet werden, geschieht dies in Form elektrischer Signale. Um solche
Signale senden zu können, muss die Zelle elektrisch geladene Atome, also
Ionen, in sich hinein- oder aus sich herausströmen lassen. Da die
Zellmembran selbst für Ionen undurchlässig ist, sitzen dort winzige
Eiweißmoleküle, die Ionenkanäle, die für einen geregelten Transport der
geladenen Teilchen zuständig sind.

Häufig lassen die Ionenkanäle nur eine Sorte von Ionen passieren, zum
Beispiel Natrium- oder Kaliumionen. Dafür verantwortlich ist die engste
Stelle im Kanal, der sogenannte Selektivitätsfilter. Nicht so der
NaK-Kanal, den die FMP-Wissenschaftler um Han Sun und Adam Lange gemeinsam mit
weiteren Forschern aus Göttingen und Hefei in China untersucht haben:
Dieser Kanal ist sowohl für Natrium- als auch für Kaliumionen durchlässig.

Nicht-selektive Ionenkanäle sind auch medizinisch von Bedeutung

Warum der NaK-Kanal beide Ionensorten passieren lässt, war bislang
umstritten. "Aus röntgenkristallografischen Untersuchungen kannten wir
zwar den dreidimensionalen Aufbau des Kanals", sagt Lange. "Anhand dieser
Struktur konnte man aber nur schwer erklären, warum er zwei verschiedene
Ionensorten mit ähnlich hoher Effizienz passieren lässt, obwohl er eine
sehr ähnliche Proteinsequenz und dreidimensionale Struktur des
Selektivitätsfilters aufweist wie ein selektiver Kaliumkanal."

Interessant sei die Funktion des NaK-Kanals vor allem auch deshalb, da er
als Modell für andere nicht-selektive Ionenkanäle diene, die im
menschlichen Körper vorkämen, erläutert Han Sun. Physiologisch und
medizinisch relevant seien beispielsweise die sogenannten CNG- und
HCN-Kanäle: "Von den CNG-Kanälen wissen wir, dass sie fürs Sehen und Riechen
wichtig sind, und eine Fehlfunktion der HCN-Kanäle kann verschiedene
neurologische Erkrankungen, etwa Epilepsie oder Autismus, hervorrufen",
erklärt die Wissenschaftlerin.

Jede Ionensorte bevorzugt eine eigene Struktur des Kanals

Durch die Kombination von Kernspinresonanz(NMR)-spektroskopischen
Untersuchungen und computergestützten Molekulardynamiksimulationen kamen
die Forscher um Lange und Sun der Funktionsweise des nicht-selektiven
NaK-Kanals auf die Spur. Sie stellten fest, dass der Selektivitätsfilter des
Kanals dynamisch zwei verschiedene Strukturen annehmen kann, die von
jeweils einer Ionensorte bevorzugt werden. "Außerdem zeigten die
Computersimulationen überaschenderweise, dass der Durchtrittsmechanismus
von Kaliumionen im NaK-Kanal dem der Kaliumionen in einem Kaliumkanal
entspricht, während der Mechanismus für Natrium dem eines Natriumkanals
ähnelt", berichtet Sun. Bisher ging man davon aus, dass sich die Struktur
des Filters beim Transport von Natrium- und Kaliumionen nicht
unterscheidet.

Dass die dynamische Struktur ein wesentliches Merkmal nicht-selektiver
Ionenkanäle ist, zeigten auch Experimente mit einem mutierten NaK-Kanal
namens NaK2K, der ausschließlich Kaliumionen passieren lässt. "Unsere
NMR-Untersuchungen zeigten, dass der Selektivitätsfilter dieses Kanals unter
identischen Versuchsbedingungen nur eine einzige Struktur einnimmt", sagt
Lange.

Finanziell unterstützt wurde die Arbeit der FMP-Wissenschaftler unter
anderem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen der
Forschergruppe 2518 "Funktionale Dynamik von Ionenkanälen und
Transportern". Der Norddeutsche Verbund für Hoch- und
Höchstleistungsrechnen (HLRN) in Berlin stellte seine Supercomputer zur
Verfügung, ohne die die Molekulardynamiksimulationen nicht möglich gewesen
wären.


Publikation:

Chaowei Shi, Yao He, Kitty Hendriks, Bert L. de Groot, Xiaoying Cai,
Changlin Tian, Adam Lange, Han Sun. 

A single NaK channel conformation is
not enough for non-selective ion conduction, 

Nature Communications 19.
Februar 2018, DOI 10.1038/s41467-018-03179-y


Das Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) gehört zum
Forschungsverbund Berlin e.V. (FVB), einem Zusammenschluss von acht
natur-, lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. In
ihnen arbeiten mehr als 1.900 Mitarbeiter. Die vielfach ausgezeichneten
Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft. Entstanden ist der
Forschungsverbund 1992 in einer einzigartigen historischen Situation aus
der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leibniz-fmp.de/de/press-media/filmportraits-2017/filmportraits-2017-adam-lange.html

http://www.leibniz-fmp.de/lange

http://www.leibniz-fmp.de/sun

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1624

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP)

Silke Oßwald, 19.02.2018
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HYGIENE/125: Broschüre - Bauen für die Hygiene ... Orte der Heilkunst im Fokus der Infektionsprävention (idw)

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) - 20.02.2018

Bauen für die Hygiene: Orte der Heilkunst im Fokus der Infektionsprävention

Neue Broschüre gibt Planungsempfehlungen für Operation, Notfall- und Intensivmedizin



Jährlich erkranken in Deutschland bis zu 500.000 Patienten an
Krankenhausinfektionen; etwa 10.000 Menschen sterben daran. Der Schutz vor
Krankenhauskeimen ist auch eine baulich-räumliche Frage: Was trägt zu
hygienesicheren Untersuchungs- und Behandlungsräumen bei? Wie müssen
Betriebsabläufe räumlich organisiert sein? Welche Anforderung ist an das
Material im Hygienebereich zu stellen? Diese Fragen beantwortet eine neue
Broschüre der Forschungsinitiative Zukunft Bau, herausgegeben vom
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR).

Architekten, Planer, Hygienebeauftragte und Klinikbetreiber erhalten mit
der Broschüre praktisches Wissen zu Strategien und Planungsempfehlungen
für die Bereiche der Operation, der Notfall- und Intensivmedizin.
Aufgezeigt wird, wie baulich-funktionelle Abläufe im Krankenhaus
hygienesicher optimiert, sinnvolle Materialien eingesetzt und dadurch neue
Gebäudestrukturen effizient und nachhaltig gestaltet werden können.
Darüber hinaus werden Ergebnisse einer Umfrage zur baulichen
Krankenhausstruktur in Deutschland grafisch prägnant dargestellt.

Die Broschüre ging aus einem interdisziplinären Forschungsprojekt unter
der Leitung von Dr. Wolfgang Sunder (Institut für Industriebau und
Konstruktives Entwerfen der TU Braunschweig) sowie Professorin Petra
Gastmeier (Charité Berlin) hervor. Beteiligt waren zahlreiche
Klinikbetreiber, Planer, Materialhersteller und Ausstatter. "Die
Forschungsarbeit zeigt, dass Baukultur im Klinikbereich und
Infektionsprävention Hand in Hand gehen müssen. Dank der vielen
Praxispartner richten sich die Ergebnisse vor allem an Anwender.
Weitergedacht helfen die Erkenntnisse aber auch, über hygienerelevante
Orte im großen Maßstab wie Flughäfen oder auch intensiv genutzte
Stadträume nachzudenken", sagt Dr. Robert Kaltenbrunner, stellvertretender
Leiter des BBSR.

Die Forschungsarbeit und Broschüre wurde von der Forschungsinitiative
Zukunft Bau gefördert. Die Broschüre kann ab sofort kostenfrei bestellt
(zb@bbr.bund.de) werden. Eine digitale Version ist unter
www.forschungsinitiative.de abrufbar.

Mit der Forschungsinitiative Zukunft Bau stärkt das Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) in Zusammenarbeit
mit dem BBSR die Zukunfts- und Innovationsfähigkeit der Bauwirtschaft.
Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Bauwesens im
europäischen Binnenmarkt zu verbessern und insbesondere den Wissenszuwachs
und die Erkenntnisse im Bereich technischer, baukultureller und
organisatorischer Innovationen zu unterstützen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution957
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), Christian Schlag, 20.02.2018
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MELDUNG/883: "Nationaler Aktionsplan Gesundheitskompetenz" (idw)

Hertie School of Governance - 19.02.2018

"Nationaler Aktionsplan Gesundheitskompetenz"

- Experten aus Wissenschaft und Praxis fordern umfassende Strategie 

- Bundesgesundheitsminister Gröhe: "Mit diesem Leitfaden können wir viel
bewegen"



Berlin, 19. Februar 2018 - Jeder und jede Zweite in Deutschland hat eine
eingeschränkte Gesundheitskompetenz: Es fällt diesen Menschen schwer,
gesundheitsrelevante Informationen zu verstehen und angemessen damit
umzugehen. Dagegen will ein Expertenteam aus Wissenschaft und Praxis um
Doris Schaeffer und Ullrich Bauer von der Universität Bielefeld, Klaus
Hurrelmann von der Hertie School of Governance sowie Kai Kolpatzik vom
AOK-Bundesverband mit einem "Nationalen Aktionsplan Gesundheitskompetenz"
vorgehen. Der Plan umfasst 15 konkrete Empfehlungen, die alle
gesellschaftlichen Akteure einbinden und darauf abzielen, sowohl das
Gesundheitssystem nutzerfreundlicher zu gestalten also auch die
Gesundheitskompetenz des Einzelnen zu fördern. Der "Nationale Aktionsplan
Gesundheitskompetenz" geht auf eine Initiative der beteiligten
Wissenschaftler zurück und steht unter der Schirmherrschaft des
Bundesgesundheitsministers. Die Robert Bosch Stiftung und der
AOK-Bundesverband haben die Arbeit gefördert.

Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe sagte bei der Entgegennahme des
Plans heute in Berlin (19. Februar): "Mit dem Nationalen Aktionsplan gibt
es nun einen wissenschaftlichen Leitfaden, der zeigt, wie die
Gesundheitskompetenz in unserem Land bei der Bildung, Ernährung und
Arbeit, aber auch durch einen verständlicheren Austausch zwischen Arzt und
Patient gestärkt werden kann. Diesem Ziel hat sich auch die 'Allianz für
Gesundheitskompetenz' verschrieben, die wir im letzten Jahr gegründet
haben. Mit dem 'Nationalen Aktionsplan Gesundheitskompetenz' und der
Allianz können wir gemeinsam mit Ärztinnen und Ärzten, Pflegekräften,
Krankenhäusern, Krankenkassen, Apotheken, den Selbsthilfe- und
Verbraucherorganisationen, aber auch den Behörden von Bund und Ländern
viel bewegen!"

Eine steigende Lebenserwartung, die Zunahme chronischer Erkrankungen, ein
sehr komplexes Gesundheitssystem und die digitale Informationsflut lassen
die Anforderungen an die Gesundheitskompetenz der Menschen immer weiter
ansteigen, so die Autorinnen und Autoren des Aktionsplans. "Besonderen
Handlungsbedarf gibt es bei Menschen mit geringerem Bildungsniveau,
Älteren, chronisch Kranken und Menschen mit Migrationshintergrund", sagt
Gesundheitswissenschaftlerin Doris Schaeffer. Für den Staat biete ein
konsequent umgesetztes Förderkonzept zudem erhebliches
Einsparungspotenzial: Auf bis zu 15 Milliarden Euro im Jahr beziffern die
Experten die Mehrausgaben, die durch unzureichende Gesundheitskompetenz in
Deutschland entstehen.

Die Förderung der Gesundheitskompetenz muss nach Vorstellung der
Expertinnen und Experten so früh wie möglich im Lebenslauf beginnen.
"Systematische Angebote sollte es bereits in Kita und Schule, aber auch am
Arbeitsplatz bzw. im beruflichen Kontext sowie im Wohnumfeld und den
Kommunen geben", betont der Soziologe Klaus Hurrelmann. Konkrete
Umsetzungsbeispiele dafür finden sich zum Beispiel in Australien,
Großbritannien und den USA, die entsprechende gesamtgesellschaftliche
Strategien bereits seit Jahren umsetzen. Deren Beispiel folgend sollten
auch in Deutschland nicht zuletzt Medien und Konsumgüterhersteller als
Akteure in die Pflicht genommen werden, letztere zum Beispiel durch klare
Kennzeichnungspflichten wie die Lebensmittelampel.

Zwar stehen heute so viele Informationen zu Gesundheitsthemen wie noch nie
zur Verfügung, doch scheint dies die Orientierung für viele Nutzer eher zu
erschweren. Das belegt auch eine den Aktionsplan begleitende Umfrage von
YouGov im Auftrag des AOK-Bundesverbandes. Danach sieht sich nur etwa jede
dritte Person dazu in der Lage, im Internet seriöse von unseriösen
Gesundheitsinformationen zu unterscheiden. Zwar gibt es bereits drei
Qualitätssiegel für medizinische Internetseiten, aber 84 Prozent der
Befragten kennen diese laut Umfrage gar nicht. "Was wir brauchen sind
evidenzbasierte, transparente und laienverständliche
Gesundheitsinformationen, aber auch Akteure im Gesundheitswesen, die das
vermitteln können", so der AOK-Präventionsexperte Kai Kolpatzik.

Laut dem Aktionsplan soll Gesundheitskompetenz als Standard auf allen
Ebenen des Gesundheitssystems verankert werden. Konkrete Empfehlungen
betreffen mehr Transparenz und den Abbau komplexer administrativer
Prozesse im Gesundheitssystem sowie die gezielte Unterstützung von Ärzten
und Pflegepersonal dabei, mit Patienten verständlich zu kommunizieren. Das
gesamte System müsse einen Paradigmenwechsel vollziehen und sich im
Vorsorge-, Behandlungs- und Versorgungsprozess auf den Patienten
ausrichten, so die Experten. Weitere Aktionsfelder betreffen chronisch
kranke Menschen, die lebenslang kompetent mit ihrer Krankheit umgehen
müssen, sowie den systematischen Ausbau der Forschung zum Thema
Gesundheitskompetenz, ohne die ein Fortschritt auf diesem Gebiet nicht
denkbar ist.

Der Plan wird zur Stunde (19. Februar) im Rahmen eines Fachsymposiums
(http://bit.ly/NAP_event) in der Berliner Repräsentanz der Robert Bosch
Stiftung von Vertretern aus Politik, Gesundheitswesen und Wissenschaft
erörtert. Es moderieren Eckart von Hirschhausen und Ilona Kickbusch.


Nationaler Aktionsplan Gesundheitskompetenz:

http://bit.ly/nap_1

Zusammenfassung Nationaler Aktionsplan:

http://bit.ly/nap_2

Interview mit den wissenschaftlichen Leitern:

http://bit.ly/nap_3

Statement AOK-Bundesverband:

http://bit.ly/nap_4

Statement Robert Bosch Stiftung:

http://bit.ly/nap_5

Begleitende YouGov-Umfrage im Auftrag des AOK-Bundesverbands:

http://bit.ly/nap_6

Infografik 1 (YouGov-Umfrage im Auftrag des AOK-Bundesverbands):

http://bit.ly/nap_7

Infografik 2 (YouGov-Umfrage im Auftrag des AOK-Bundesverbands):

http://bit.ly/nap_8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution855
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Hertie School of Governance, Regine Kreitz, 19.02.2018
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DIABETES/2001: Forschung - So funktioniert der Insulinrezeptor (idw)

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 19.02.2018

So funktioniert der Insulinrezeptor



Knapp 100 Jahre nach der Entdeckung des Insulins konnte ein
deutsch-amerikanisches Forscherteam zeigen, wie genau das Hormon seinen Rezeptor
aktiviert. Die Ergebnisse und Bilder veröffentlichten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun im 'Journal of Cell Biology'.
Für das Projekt hatten Autoren des Paul-Langerhans-Instituts Dresden des
Helmholtz Zentrum München am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU
Dresden mit Kollegen der New Yorker Rockefeller University kooperiert.

Das Hormon Insulin steuert sowohl den Stoffwechsel als auch das Wachstum.
Ist diese Funktion gestört, kann das zu schweren Krankheiten wie Diabetes
mellitus oder Krebs führen. Die biologischen Wirkungen des Hormons werden
durch ein passendes Protein auf der Zelloberfläche vermittelt - den
sogenannten Insulinrezeptor.

In der aktuellen Studie konnten die Forschenden nun aufklären, wie der
Rezeptor reagiert, sobald das Insulin an ihn an der Zelloberfläche bindet.
Bisher war bekannt, dass Insulin außen an der Zelle bindet und die Form
des Rezeptors auf der Innenseite sich daraufhin verändert, um das Signal
weiterzugeben. Die Art der Strukturänderung blieb jedoch jahrzehntelang
ein Rätsel, was dazu führte, dass widersprüchliche Modelle für die
Aktivierung des Insulinrezeptors aufgestellt wurden.

"Um Einblicke in die Rezeptoraktivierung zu erhalten, haben wir
vollständige, humane Insulinrezeptoren aufgereinigt und diese in
sogenannte Nanodiscs eingebettet. Das sind wenige Nanometer große
scheibenförmige Miniaturmembranen, welche dann direkt unter dem
Elektronenmikroskop sichtbar gemacht werden konnten", erklärt Doktorandin
Theresia Gutmann, Co-Erstautorin der Studie. Sie arbeitet am Institut für
Pankreatische Inselzellforschung/Paul Langerhans Institut Dresden
(IPI/PLID), welches zusammen vom Helmholtz Zentrum München mit dem
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der Technischen Universität in
Dresden betrieben wird.

"Durch die Nanodisc-Technologie konnten wir also den Insulinrezeptor in
einer künstlichen Membran direkt beobachten", erklärt Dr. Ünal Coskun,
Gruppenleiter am IPI/PLID und Co-Seniorautor der Studie. "In Abwesenheit
von Insulin weist der Rezeptor die Gestalt eines umgekehrten "U" auf und
hält so die beiden Enden voneinander getrennt. Allerdings müssen genau
diesen beiden Enden - sogenannte Kinasedomänen - für die Signalweitergabe
zusammengeführt werden." "Bindet nun aber das Insulin, erfolgt eine
dramatische Reorganisation und der Rezeptor nimmt eine T-förmige Struktur
an, wodurch sich die Kinasedomänen berühren und sehr wahrscheinlich die
Signalübertragung auslösen", führt Dr. Thomas Walz, Professor an der
Rockefeller University, weiter aus.

Dr. Coskun ordnet die Studie ein: "Die in Nanodiscs eingebetteten
Rezeptoren bieten eine vollkommen neue Möglichkeit, um weitere Fragen
bezüglich der Insulinrezeptoraktivierung zu beantworten und potentiell
therapeutische Wirkstoffe in definierten Umgebungen zu untersuchen."
"Unsere Ergebnisse zeigen direkt die strukturellen Änderungen im
vollständigen Rezeptor bei Insulinbindung und bieten eine Antwort auf die
seit langem bestehende Frage nach dem Mechanismus, mit dem Insulin seinen
Rezeptor aktiviert", so Co-Erstautorin Gutmann abschließend. Die
Wissenschaftler aus Dresden sind Teil des Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung, kurz DZD.

Weitere Informationen

Original-Publikation:

Gutmann, Kim et al. (2018): 

Visualization of ligand-induced transmembrane signaling in the full-length human insulin receptor. 

Journal of Cell

Biology, DOI: 10.1083/jcb.201711047


Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für die Erforschung Pankreatischer Inselzellen (IPI)
erforscht die Krankheitsursachen des Diabetes mellitus Typ 1, Typ 2 sowie
des Schwangerschaftsdiabetes. Dabei sorgen zerstörte oder in ihrer
Funktion eingeschränkte Betazellen für einen erhöhten Blutzuckerspiegel.
Die Wissenschaftler des IPI/PLID arbeiten daran die Mechanismen zu
entschlüsseln, die die Zerstörung und/oder Funktionseinschränkung der
Betazellen bedingen und versuchen darüber hinaus neue Ansätze zu
entwickeln um die geschädigten bzw. zerstörten Betazellen zu ersetzen.

www.helmholtz-muenchen.de/ipi

Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung e.V. ist eines der sechs
Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung. Es bündelt Experten auf dem
Gebiet der Diabetesforschung und verzahnt Grundlagenforschung,
Epidemiologie und klinische Anwendung. Ziel des DZD ist es, über einen
neuartigen, integrativen Forschungsansatz einen wesentlichen Beitrag zur
erfolgreichen, maßgeschneiderten Prävention, Diagnose und Therapie des
Diabetes mellitus zu leisten. Mitglieder des Verbunds sind das Helmholtz
Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt,
das Deutsche Diabetes-Zentrum DDZ in Düsseldorf, das Deutsche Institut für
Ernährungsforschung DIfE in Potsdam-Rehbrücke, das Institut für
Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum
München an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen und das
Paul-Langerhans-Institut Dresden des Helmholtz Zentrum München am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU Dresden, assoziierte Partner
an den Universitäten in Heidelberg, Köln, Leipzig, Lübeck und München
sowie weitere Projektpartner. 

www.dzd-ev.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt

Sonja Opitz, Abteilung, 19.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1028: Bluthochdruck ... ab wann ist er zu hoch? (Securvital)

Securvital 1/2018 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Bluthochdruck

Medikamentenflut

von Norbert Schnorbach



Ein zu hoher Blutdruck ist eine tückische Gefahr für die
Gesundheit. Aber die Ärzte sind sich nicht einig: Ab wann ist er zu
hoch? 


Über Nacht sind 30 Millionen US-Amerikaner krank geworden,
jedenfalls theoretisch und auf dem Papier. Der Fachverband der
Herzmediziner in den USA hat eine neue Definition veröffentlicht, ab
welchem Wert der Blutdruck als zu hoch gilt. Statt der bisherigen
Marke von 140/90 soll der Grenzwert künftig schon bei 130/80 liegen.
Das betrifft gut 30 Millionen Menschen. Bisher hatten sie einen
akzeptablen Wert, nun gelten sie als krank und behandlungsbedürftig.

In der Praxis heißt das: Die Ärzte werden noch mehr Tabletten
verschreiben. "Ja, wir machen mehr Menschen zu Hochdruckpatienten und
werden mehr Medikamente verordnen", sagt Dr. Kenneth Jamerson, einer
der Herzspezialisten, die für die Richtwerteänderung verantwortlich
sind. Die neuen Empfehlungen der American Heart Association sollen ab
nächstem Sommer als konkrete Behandlungsleitlinien für die Ärzte in
den USA gelten. Auch in Europa, davon muss man ausgehen, werden dann
die entsprechenden Empfehlungen geändert.

Gesundheitsrisiko

Es ist unbestritten, dass Bluthochdruck ein erhebliches
Gesundheitsrisiko ist. Der hohe Druck in den Blutgefäßen schädigt auf
Dauer das Herz, die Nieren und andere Organe und erhöht die Gefahr für
Herzinfarkte und Schlaganfälle. Tückisch ist, dass man oft zunächst
keine Symptome spürt. Festgestellt wird der Hochdruck in vielen Fällen
erst, wenn er sich mit Kopfschmerzen und Schwindelgefühlen bemerkbar
macht und in die absolute Gefahrenzone über 180/110 Millimeter auf der
Quecksilbersäule steigt. "Wichtig ist, dass der Blutdruck regelmäßig
gemessen wird, um einen möglichen Hochdruck überhaupt zu entdecken",
meint das Robert-Koch-Institut (RKI).

Ob allerdings bei leicht erhöhtem Blutdruck gleich mit Medikamenten
behandelt werden sollte, die zum Teil erhebliche Nebenwirkungen haben,
bezweifeln viele Fachärzte. Die Deutsche Hochdruckliga weist darauf
hin, dass die Ursachen oft im Lebensstil liegen: Bewegungsarmut,
Rauchen, einseitige Ernährung und zu viel Stress. Deshalb könne die
Umstellung auf eine gesündere Lebensweise den Blutdruck oft schon
innerhalb weniger Monate so weit senken, dass Medikamente nicht
notwendig sind. Naturheilkundliche Ärzte ergänzen die Behandlung von
Bluthochdruck um Heilfasten, Hydrotherapien mit kalten Kneippgüssen
und warmen Wannenbädern sowie aktives Üben von Entspannungsmethoden.

 * 

Quelle:

Securvital 1/2018 - Januar-März, Seite 18
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REISEMEDIZIN/110: In die Berge trotz Herzerkrankung? (idw)

Eurac Research - 19.02.2018

In die Berge trotz Herzerkrankung?



Bewegung in den Bergen ist ein gutes Mittel, kardiovaskuläre Krankheiten
vorzubeugen, darin sind Kardiologen sich einig. Doch was gilt für
Menschen, die bereits an einer Herz-Kreislauf-Erkrankung leiden? Unter
welchen Umständen dürfen sie sich im Hochgebirge aufhalten und welche
Verhaltensregeln sollten sie befolgen?

Unter Führung des Kardiologen Gianfranco Parati, Professor an der
Universität Bicocca und Leiter des Istituto Auxologico in Mailand hat ein
Expertenteam zahlreiche Studien ausgewertet, die untersuchen, wie sich
Höhenlagen über 2.500 m auf die häufigsten Herz-Kreislauf-Erkrankungen
auswirken. Die detaillierten Empfehlungen für Herz-Kreislauf-Patienten,
die die Mediziner daraus ableiten, wurden kürzlich im renommierten
European Heart Journal veröffentlicht. An der Studie beteiligt war auch
Hermann Brugger, Leiter des Instituts für Alpine Notfallmedizin von Eurac
Research in Bozen.

Ab einer Höhenlage von etwa 2.500 m steigt die körperliche Belastung: Die
Luft enthält weniger Sauerstoff, dies führt zu einer erhöhten Atemfrequenz
und zu einem Blutdruckanstieg, das Herz-Kreislaufsystem wird somit
besonders beansprucht. Gerade für Menschen, die an
Herz-Kreislauf-Erkrankungen wie Bluthochdruck oder an einer koronaren Herzkrankheit
leiden, oder die vor kurzem einen Herzinfarkt erlitten haben, ist in den
Bergen große Vorsicht geboten.

"Auf das Bergwandern gänzlich verzichten muss der Patient allerdings nur
bei sehr schweren Herzerkrankungen", meint Hermann Brugger, Höhenmediziner
von Eurac Research und Präsident der Internationalen Gesellschaft für
Alpinmedizin. "Vorausgesetzt er hält sich an die entsprechenden Weisungen,
kann er Vieles machen und bestenfalls seinen Gesundheitszustand sogar
verbessern".

"Um einen sicheren Aufstieg auch Herzpatienten zu gewährleisten, muss der
Patient die Tour umsichtig planen, wobei Zeit und Tourenziel aufeinander
abgestimmt sein sollten. Gemeinsam mit dem Hausarzt müssen alle
Vorkehrungen auf den Patienten individuell abgestimmt und die notwendigen
Untersuchungen durchgeführt werden, um möglicherweise unerkannte
Herzkrankheiten auszuschließen und eine optimale medikamentöse Behandlung
sicherzustellen", ergänzt Gianfranco Parati, der die Auswertung geleitet
hat.

Bei einer koronaren Herzkrankheit beispielsweise, bei der die
Herzkranzgefäße verengt sind und der Herzmuskel mit weniger Sauerstoff
versorgt wird, empfehlen die Experten, bestimmte maximale Höhenlagen nicht
zu überschreiten. Bei einer leichten koronaren Herzkrankheit sind dies
4.200 Höhenmeter, bei einer mittleren bis zu 2.500 Höhenmeter. Leidet der
Patient allerdings an einer schweren koronaren Herzkrankheit, empfehlen
Experten, auf das Bergwandern ganz zu verzichten.

Auch die Einnahme der richtigen Medikamente sei grundlegend, betonen die
beiden Experten. "Blutdrucksenker wirken häufig harntreibend, sie
entlasten das Blut von Salz und Wasser, was das Blutvolumen verringert und
folglich den Blutdruck senkt. In den Bergen muss man mit diesen Mitteln
jedoch vorsichtig sein: Durch die erhöhte Anstrengung und Transpiration
verliert der Körper mehr Flüssigkeit - es besteht die Gefahr,
auszutrocknen", erklärt Brugger.

Patienten, die an mittelschwerem bis schwerem Bluthochdruck leiden, wird
außerdem empfohlen, ihre Blutdruck-Werte vor und während des Aufenthalts
im Gebirge regelmäßig zu überprüfen.

Befolgt der Patient alle Empfehlungen, kann sich das Bergwandern sehr
positiv auf den Krankheitsverlauf auswirken, ihn verlangsamen und in
manchen Fällen sogar aufhalten. "Auch der Psyche von
Herz-Kreislauf-Patienten kommt das Bergwandern zugute. Die Gewissheit, trotz
Herz-Kreislauf-Erkrankung ein Maß an Freiheit und Eigenständigkeit zu bewahren,
steigert das Selbstbewusstsein und das Wohlbefinden des Patienten
erheblich", erklärt Brugger.

Entstanden sind die Empfehlungen aus der systematischen Auswertung aller
Studien zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Höhenexposition. Experten der
führenden Europäischen und Italienischen Gesellschaften für Kardiologie
und Hypertonie (Bluthochdruck) sowie der Internationalen und Italienischen
Gesellschaft für Höhenmedizin evaluierten die Studienergebnisse und
verfassten die Empfehlungen.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1093/eurheartj/ehx720

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eurac Research, Sara Senoner, 19.02.2018
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KLASSIK/10052: Augsburg - Dreimal Linus Roth, 26., 27. Februar und 10. März 2018

Pressemitteilung: Universität Augsburg

Dreimal Linus Roth

Der Stargeiger, zweifache Echo-Klassik-Preisträger und LMZ-Professor
beim 5. Sinfoniekonzert der Augsburger Philharmoniker am 26. und 27.
Februar im Kongress am Park und am 10. März mit "Bach auf der
Stradivari" im Goldenen Saal des Augsburger Rathauses



Augsburg/LMK/KPP - Paul Hindemiths Violinkonzert op. 36 Nr. 3 steht
auf dem Programm, wenn die Augsburger Philharmoniker am 26. und am 27.
Februar 2018 unter dem Motto "Verboten und verfolgt" im Kongress am
Park ihr 5. Sinfoniekonzert geben. Als Solist auf der Bühne steht
Linus Roth. Mit Hindemiths Violinkonzert gibt der Stargeiger,
zweifache Echo-Klassik-Preisträger und Professor am
Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg sein Debüt bei den
Augsburger Philharmonikern. Nur zwei Wochen später, am 10. März, wird
ihn das Augsburger Publikum mit "Bach auf der Stradivari" im Goldenen
Saal des Rathauses erleben können: bei einem Konzert zugunsten des
zugunsten des 10. Internationalen Violinwettbewerbs Leopold Mozart
2019, dessen neuer Künstlerischer Leiter Roth jetzt ist.

Linus Roth hat in den letzten Jahren vor allem durch seine Konzerte
und CD-Aufnahmen mit Werken von Mieczyslaw Weinberg (1919-1996)
Aufsehen erregt. Dieser jüdische Künstler verlor seine Familie durch
den Holocaust und litt unter den Schikanen der stalinistischen
Funktionäre im Moskauer Asyl. Roth pflegt zudem Dimitri
Schostakowitschs Werk, auch er ein ständig Bedrohter in der
Sowjetunion, und die Werke vieler anderer verfemter Komponisten, wie
etwa das des Münchners Karl Amadeus Hartmann (1905-1963). So ist es
fast naheliegend bezeichnen, dass Linus Roth, der als einer der
meistgefragtesten Geiger der jüngeren Generation gilt, das Angebot
erhielt, mit den Augsburger Philharmonikern Paul Hindemiths
Violinkonzert zu spielen. Dieser bedeutende deutsche Musiker der
klassischen Moderne fiel bei den Nationalsozialisten zusehends in
Ungnade.

Verboten und verfolgt

Auf dem Programm von "Verboten und verfolgt" stehen neben Hindemith
zwei jüdische Meister: Kurt Weill (1. Sinfonie), der nach der
Machtergreifung durch den Nationalsozialismus in die USA emigrierte
sowie der große Romantiker Felix Mendelssohn Bartholdy ("Schottische
Sinfonie"), dessen Werk in der NS-Zeit unerwünscht war.

Gemeinsam mit Roth gibt bei diesem Konzert auch Hermann Bäumer,
Generalmusikdirektor am Staatstheater Mainz und Gastdirigent bei
Orchestern wie der Sächsischen Staatskapelle, den Bamberger
Symphonikern und dem Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks,
sein Debüt bei den Augsburger Philharmonikern.

Bach auf der Stradivari

Am 10. März 2018 wird Linus Roth seine Vielseitigkeit im Goldenen Saal
des Augsburger Rathauses anhand eines "bekannten Großen" unter Beweis
stellen. Er widmet sich hier drei bedeutenden Werken von Johann
Sebastian Bach für Violine solo. Bachs Werke seien füt ihn "etwas
Einzigartiges und auch heute noch extrem Zeitgemäßes", sagt Roth und
fügt hinzu: "Bach hat die sechs Solosonaten und Partiten in den Jahren
1718 bis 1720 komponiert. Der Goldene Saal ist ursprünglich aus dem
17. Jahrhundert, meine Stradivari aus dem Jahr 1703 - mehr Inspiration
kann man sich als Künstler nicht wünschen."

Seit September 2017 dessen künstlerischer Leiter, gibt Roth dieses
Konzert zugunsten des 10. Internationalen Violin-Wettbewerbs Leopold
Mozart, der im 300. Geburtsjahr seines Namensgebers vom 31. Mai bis 8.
Juni 2019 in Augsburg stattfinden wird.

Termine:

Verboten und verfolgt - 5. Sinfoniekonzert der Augsburger Philharmoniker

Montag, 26. und Dienstag, 27. Februar 2018, jeweils 20 Uhr

Kongress am Park, Gögginger Straße, 86159 Augsburg

Eintritt: 9, - bis 38 Euro

Programm: Kurt Weill (1900-1950) Sinfonie Nr. 1; Paul Hindemith (1895-1963) Violinkonzert op. 36 Nr. 3; Felix Mendelssohn Bartholdy (1809-1847) Sinfonie Nr. 3 a-Moll ("Schottische")

http://theater-augsburg.de/verboten_und_verfolgt_n_5_sinfoniekonzert_1718

 * 

Bach auf der Stradivari - Linus Roth spielt zugunsten des 10. Internationalen Violinwettbewerbs Leopold Mozart 2019

Samstag, 10. März 2018, 19.00 Uhr

Goldener Saal des Rathauses Augsburg, Rathausplatz 2, 86150 Augsburg

Eintritt 35,-/25,- Euro / erm. 17,50/ 12,50 Euro, Tickets unter http://www.mozartstadt.de

Programm: Johann Sebastian Bach (1685-1750): Sonaten für Violine solo
g-Moll BWV 1001 und C-Dur BWV 1005, Partita für Violine solo E-Dur BWV
1006

http://www.leopold-mozart-competition.de

 * 

Quelle:

UPD 19/18 - Pressemitteilung vom 20. Januar 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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AUSLAND/8623: Aus aller Welt - 21.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Madrid erläßt Haftbefehl gegen Sprecherin der Linkspartei

Einen Tag nach ihrer Flucht in die Schweiz hat der Oberste
Gerichtshof in Spanien einen Haftbefehl gegen Anna Garbiel, der
Sprecherin der Linkspartei Kandidatur der Volkseinheit (CUP),
erlassen. Weil sie in ihrer Heimat keinen fairen Prozeß erwarte, habe
sie sich ein Land ausgesucht, das ihre Rechte schützen könne,
erklärte die 42jährige ehemalige Abgeordnete des katalanischen
Parlaments in Genf. Die spanische Staatspresse habe sie bereits für
schuldig erklärt. Gegen Gabriel wird wegen ihrer Rolle bei den
Unabhängigkeitsbestrebungen Kataloniens ermittelt. Vier
Unabhängigkeitsbefürworter befinden sich derzeit in
Untersuchungshaft, darunter der ehemalige stellvertretende
Regionalpräsident Oriol Junqueras. Der ehemalige Regionalpräsident
Carles Puigdemont und vier Ex-Minister der Regionalregierung haben
sich nach Belgien abgesetzt.

21. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - JUSTIZ/8623: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.02.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8623: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Höchststrafe für 64jährigen Schweden

In Zusammenhang mit einem 26 Jahre zurückliegenden Mordfall
verurteilte das Landgericht Frankfurt den angeklagten Schweden John
Ausonius zu einer lebenslangen Haftstrafe mit anschließender
Sicherungsverwahrung. Die Verteidigung hatte auf Freispruch plädiert.
Ausonius war im Prozeß vorgeworfen worden, im Februar 1992 in der
Mainmetropole eine 68 Jahre alte Frau mit einem Kopfschuß getötet zu
haben. Laut dem Urteil hatte er vermutet, daß ihm die
Hotelangestellte sein elektronisches Notizbuch aus der Manteltasche
genommen habe. In Schweden saß der nach Deutschland ausgelieferte
Ausonius bereits seit mehreren Jahren im Gefängnis, weil er Anfang
der 90er Jahre mit einem Gewehr auf mehrere Migranten geschossen und
einen Mann getötet hatte.

21. Februar 2018
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MELDUNGEN



Bundeswehr setzt mehr Soldaten bei NATO-Übungen im Osten ein

Das Verteidigungsministerium will 2018 dreimal so viele
Bundeswehrsoldaten zu NATO-Manövern schicken wie im vergangenen Jahr.
Für Militärübungen im östlichen und nördlichen Bündnisgebiet der
Allianz sind rund 12.000 Soldaten eingeplant. Die Kosten für die
Teilnahme werden auf rund 90 Millionen Euro geschätzt.

21. Februar 2018
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MELDUNGEN



Linke plädiert für kostenfreien Personennahverkehr

In der Debatte um kostenlosen Nahverkehr schlägt die Linke
flächendeckende Angebote für alle ab 2022 vor. Die dafür
erforderlichen zwölf Milliarden Euro soll der Bund tragen. Mehr als
zwei Drittel der Bevölkerung wollen einen kostenfreien ÖPNV, sagte
Parteichef Bernd Riexinger. Er forderte zudem weitere sechs
Milliarden Euro jährlich für den Ausbau ökologischer
Mobilitätsinfrastruktur.

21. Februar 2018
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MELDUNGEN



Frontalzusammenstoß im Cuxhavener Bahnhof

Auf dem Gelände des Cuxhavener Güterbahnhofs ist ein Autozug aus
Bremerhaven mit einem stehenden Güterzug frontal zusammengestoßen.
Durch die Wucht des Aufpralls sprangen zwei hintereinander gekuppelte
Rangierloks und mehrere Waggons aus den Gleisen. Die beiden Lokführer
erlitten einen Schock. Die Ursache des Unfalls war zunächst unklar.
Die Instandsetzung der beschädigten Gleise wird voraussichtlich
mehrere Tage dauern. Der Gesamtschaden wird auf weit über eine
Million Euro geschätzt.

21. Februar 2018
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Bigelow Aerospace plant Bau einer aufblasbaren Raumstation

Das US-Unternehmen Bigelow Aerospace des Hotel-Milliardärs Robert
Bigelow will eine aufblasbare Raumstation in eine erdnahe Umlaufbahn
bringen, die mehr als doppelt so groß wie die ISS sein soll. Die
Firma kündigte an, Anfang der 2020er Jahre die ersten entfaltbaren
Einzelmodule ins Weltall zu starten. Die neue Raumstation soll für
staatliche Weltraumorganisationen ebenso offen stehen wie für
Weltraumtouristen.
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Frankreich plant neues Asylrecht

Der französische Innenminister Collomb hat dem Kabinett von Premier
Philippe eine Novelle zum Asylrecht vorgelegt. Das Gesetz soll dafür
sorgen, daß Asylverfahren in sechs statt bislang elf Monaten
entschieden werden. Entsprechend müssen Asylanträge bei Ankunft in
Frankreich schneller gestellt werden. Die Zeit für
Widerspruchsverfahren verkürzt sich. Die Dauer der Abschiebehaft wird
auf 90 Tage verdoppelt. Aufenthaltserlaubnisse für Schutzsuchende,
denen im Herkunftsland z. B. Folter oder Todesstrafe drohen, sollen
für vier Jahre statt bisher ein Jahr ausgestellt werden. Laut Collomb
paßt sich Frankreich mit den geplanten Regelungen an die Asylpolitik
der Nachbarländer an. In Frankreich haben letztes Jahr rund 100.000
Menschen einen Asylantrag gestellt. Etwa 36 Prozent der Anträge
wurden positiv beschieden.
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Asthmamedikamente können Fruchtbarkeit beeinträchtigen

Asthmakranke Frauen mit Kinderwunsch sollten bei der Auswahl der
Medikamente sehr genau sein. Eine Studie von Luke Grzeskowiak vom
Robinson Research Institute in Adelaide und Mitarbeiter ergab, daß
Asthmamedikamente ihre Fruchtbarkeit negativ beeinflussen können.
Während die Kombination aus einem Beta-2-Sympathomimetikum mit langer
Wirkdauer (LABA) und einem inhalativen Glukokortikoid (ICS) keinen
Einfluß auf die Fruchtbarkeit der Frauen hatte, brauchten die Frauen,
wenn sie sich einzig auf ein Beta-2-Sympathomimetikum mit kurzer
Wirkdauer (SABA) verließen, laut einer Meldung im Deutschen
Ärzteblatt deutlich länger als andere Frauen, um schwanger zu werden.
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Gebührenforderung an DFL wegen Polizeieinsätzen ist rechtmäßig

Die Gebührenforderungen des Bundeslands Bremen an die Deutsche
Fußball Liga (DFL) wegen des Polizeiaufwands bei sogenannten
Hochrisikospielen sind berechtigt, wie das Oberverwaltungsgericht
(OVG) Bremen entschieden hat. Das Gericht begründete sein Urteil
unter anderem damit, daß die Fußballspiele auch wegen der von der
Polizei erzeugten Sicherheit wirtschaftlich lohnend sind. Die
Tatsache, daß Sicherheitsfragen zu den staatlichen Kernbereichen
gehören, schließt eine Kostenbeteiligung an Polizeieinsätzen nicht
aus. Die Liga ist als Mitveranstalter der Fußballspiele anzusehen.
Bremen hat der DFL seit 2015 Rechnungen über rund zwei Millionen Euro
ausgestellt. Der Verband will gegen das Urteil des OVG Revision beim
Bundesverwaltungsgericht einlegen.

21. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KULTUR/7632: Sprache, Kunst und Medium - 21.02.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7632: Sprache, Kunst und Medium - 21.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Humboldt-Forum-Förderer geben sich bei Spendenfluß zuversichtlich

Die Errichtung des lange sehr umstrittenen 600-Millionen-Objekts
Berliner Stadtschloß liegt nach Auskunft der Stiftung Humboldtforum im
Zeit- und Kostenrahmen.

Wie der Berliner Tagesspiegel kürzlich berichtete, fehlen aber allein
für die Fertigstellung der Fassaden noch 25 Mio. Euro, die die private
Stiftung tragen will. Zwar wären Steuergelder auch in die zügige
Fertigstellung der Fronten geflossen, aber dafür sei der Bund in
Vorkasse gegangen, die später verrechnet werden soll. Wie
Stiftungssprecher Bernhard Wolter erklärte, gebe es keine Lücke bei
den Spendeneingängen, diese lägen gegenwärtig bei 80 Mio. Euro. Darin
befänden sich aber auch Planungsaufwendungen und Kosten in Höhe von 25
Mio. Euro für "Extras".

Demnach geht die Geschäftsführung des Fördervereins davon aus, daß bis
zur Eröffnung des Stadtschlosses im kommenden Jahr insgesamt 105 Mio.
Euro an Spenden eingehen werden.
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Damaskus bereitet Bodenoffensive in Ost-Ghouta mit Bombenflügen vor

Die syrische Luftwaffe soll mit Unterstützung russischer Kampfflieger
bei Bombenangriffen auf die verbliebene Rebellenhochburg Ost-Ghouta
innerhalb von 48 Stunden mindestens 250 Zivilisten getötet haben, wie
die in Großbritannien ansässige Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte meldete. In der seit Monaten belagerten Region bei
Damaskus sind rund 400.000 Menschen eingeschlossen. Milizen in
Ost-Ghouta beschießen unter anderem die Hauptstadt mit Granaten.
Offiziellen syrischen Medien zufolge steht eine großangelegte
Bodenoffensive der syrischen Armee in der Region bevor. Ost-Ghouta
gehört zu den mit Rußland, dem Iran und der Türkei vereinbarten vier
Deeskalationszonen. Der Kampf gegen Milizen, die dem Islamischen Staat
oder Al Kaida nahestehen, kann den Absprachen gemäß fortgesetzt
werden. Die Bundesregierung bezeichnet die Offensive der syrischen
Armee gegen die Milizen als Feldzug gegen die eigene Bevölkerung. Die
Vereinten Nationen haben mehrfach eine Feuerpause für Ost-Ghouta
gefordert, in der die Bevölkerung versorgt werden kann.
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Martin Selmayr wird Generalsekretär der EU-Kommission

Der EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker hat seinen 47jährigen
Kabinettschef Martin Selmayr zum Generalsekretär ernannt. Im neuen
Amt wird der deutsche Jurist ab März unter anderem für die Umsetzung
von Kommissionsinitiativen im Gesetzgebungsprozeß zuständig sein.
Damit ist er der höchste Beamte unterhalb der politischen Ebene. Die
Nachfolge Selmayrs wird seine bisherige Stellvertreterin, die
Spanierin Clara Martinez Alberola, antreten.
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Früher wollte jeder Junge Lokführer werden

Die Deutsche Bahn will ihr Personal noch in diesem Jahr erheblich
ausbauen. Wie die Unternehmensleitung kürzlich erklärte, sollen allein
etwa 1200 Lokomotivführern für Güter- und Personenzüge eingestellt
werden. Viele davon müssen jedoch zunächst ausgebildet werden. Die
Zeiten, als viele Jungen davon träumten, Lokführer zu werden, sind
offenbar längst Geschichte.

Wie die Wirtschaftswoche berichtete, hätte zuletzt die Senkung der
Wochenarbeitszeit von 39 auf 38 Stunden die Situation noch zusätzlich
verschärft. Zwar gibt es beim Personenverkehr keine Einschränkungen,
dafür stehen aber häufig beladene Güterzüge auf Rangierbahnhöfen und
Nebengleisen, nur weil es dafür keine Lokführer gibt.
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Neuer Haustarif bei VW

Die IG Metall hat sich in der Nacht auf Mittwoch mit dem Management
von VW auf einen Haustarif für die rund 120.000 Beschäftigten der
sechs westdeutschen VW-Werke in Emden, Hannover, Wolfsburg,
Salzgitter, Braunschweig und Kassel sowie der VW-Finanztochter in
Braunschweig geeinigt. Bestandteile der Tarifabsprache sind deutliche
Lohnsteigerungen, eine spürbare und dynamische Aufwertung der
Werksrente sowie eine Garantie für jährlich mindestens 1400 neue
Ausbildungsplätze über einen Zeitraum von drei Jahren. Außerdem haben
Beschäftigte mit besonderen privaten oder beruflichen Belastungen ab
August 2019 Anspruch auf ein tarifliches Zusatzgeld in Höhe von 27,5
Prozent eines Monatslohns. Der Betrag wird jeweils im August das
Urlaubsgeld ergänzen. Wahlweise können VW-Mitarbeiter mit
pflegebedürftigen Familienangehörigen, Eltern mit Kindern bis zehn
Jahre und Mitarbeiter in Schichtarbeit sechs freie Tage im Jahr in
Anspruch nehmen. Die vereinbarte Lohnsteigerung beträgt ab Mai 2018
4,3 Prozent. Für Februar, März und April werden einmalig 100 Euro
ausgezahlt. Ab Juli 2019 steigt der monatliche Rentenzuschuß von 27
auf 90 Euro und im Januar 2020 auf 98 Euro. Der Rentenbaustein wird
dynamisch an die Tariflohnentwicklung angepaßt. Der Haustarifvertrag
läuft bis Ende April 2020.
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Müll-Lawine hinterläßt Schneise der Verwüstung

Heftiger Regen hat in einem Armenviertel von Mosambiks Hauptstadt
Maputo eine Müll-Lawine ausgelöst und mindestens 14 Menschen in den
Tod gerissen. Die Opfer waren laut afp im Schlaf überrascht worden,
als sich die Abfall-Lawine in der benachbarten Müllkippe auf den Weg
machte. Fünf Häuser wurden zerstört. Die Rettungskräfte gehen aber
davon aus, daß man auf weitere Opfer stoßen wird. Ursache für die
Katastrophe war, daß die Müllkippe bereits vor mehr als zehn Jahren
voll war und eigentlich hätte geschlossen sein müssen. Statt dessen
wurde dort weiterer Abfall aufgetürmt. Die heftigen Regenfälle waren
somit nur das I-Tüpfelchen bei dem Geschehen.
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Venezuela gibt Kryptowährung Petro aus

Venezuela hat den Vorverkauf der neuen digitalen Währung Petro
gestartet. Präsident Maduro zufolge belaufen sich die Einnahmen des
ersten Tages auf umgerechnet 735 Millionen Dollar. Der Petro ist
durch die Rohölreserven des südamerikanischen Landes abgesichert. Der
Vorverkauf endet mit dem 19. März. Danach wird der Petro an
speziellen Börsen gehandelt werden. Maduro sagte am Dienstag
(Ortszeit), Venezuela gehöre zu den technologischen Vorreitern in der
Welt. Der Staat will insgesamt 100 Millionen Petros ausgeben, um das
von extremer Inflation belastete Finanzsystem zu stabilisieren und
vom US-Dollar zu lösen. Ein Petro soll den Gegenwert von einem Barrel
Öl haben. Bei einem angenommenen Preis von 60 US-Dollar könnte
Venezuela durch den Petro sechs Milliarden US-Dollar einnehmen.
Investoren aus den USA bleiben außen vor. Die US-Regierung hat
Venezuela mit Wirtschaftssanktionen belegt, die eine Kreditvergabe an
das Land ausschließen. Die Venezolaner haben wegen des Verfalls der
Landeswährung Bolivar ein großes Interesse an Kryptowährungen
entwickelt.
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Aus für Swype-Tastatur

Das ging aber schnell. Im Jahr 2009 wurde die erste Version der
Swype-App exklusiv für Windows Mobile freigegeben und gefeiert, weil
man mit der ersten Tastatur für Touchscreen-Geräte allein durch das
Streichen des Fingers auf die entsprechenden Buchstaben rasch Wörter
bilden konnte. Keine zehn Jahre später kommt jetzt das Aus. Wie
Futurezone meldete, will das US-Unternehmen Nuance, das Swype 2011
übernommen hatte, sich ausschließlich auf seine KI-Technologien für
Unternehmen konzentrieren. Für die Tastatur-App bleibt daher kein
Platz mehr im Unternehmen. Das bedeutet, daß es keine Updates mehr
für die iOS- und Android-Apps der Tastatur geben wird.
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Eberhard Karls Universität Tübingen - 20.02.2018

Die Stoffwechsel-Modellierung wird dreidimensional

Internationales Forscherkonsortium entwickelt Computermodellierung Recon3D
weiter



Ein internationales Forschungskonsortium hat erstmals ein Computermodell
entwickelt, das bei der Darstellung menschlicher Stoffwechselprozesse die
dritte Dimension einbezieht. Dazu integrierten die Forscher die räumlichen
Strukturen von über 4.000 Stoffwechselprodukten, sogenannten Metaboliten,
und fast 13.000 Proteinen in ein bereits existierendes Modell . Außerdem
erweiterten sie die Datengrundlage des Modells, auf der die Simulation
basiert, um eine enorme Menge genetischer und chemischer Informationen.
Recon3D heißt das neue computerbasierte Werkzeug, das vor kurzem der
biomedizinischen Forschungsszene zur Verfügung gestellt wurde. Die
Ergebnisse wurden im Fachmagazin Nature Biotechnology veröffentlicht.

Computermodelle gewinnen zunehmend an Bedeutung für die Wissenschaft: Sie
machen das bereits existierende Wissen handhabbar und helfen
Wissenschaftlern dadurch, ihre Forschungsfragen möglichst präzise zu
formulieren und zielgerichtet zu arbeiten. Forscher, die solche Modelle
erstellen, werten möglichst alle verfügbaren Veröffentlichungen und
Datenbanken zu einem Thema aus und speisen die Informationen in ihr Modell
ein. So auch bei der Erforschung des menschlichen Stoffwechsels, wie Prof.
Dr. Ines Thiele, Leiterin der Gruppe "Molecular Systems Physiology" am
Luxembourg Centre for Systems Biomedicine (LCSB) der Universität Luxemburg
und eine der treibenden Kräfte hinter Recon3D sagt: "Bereits für die
Vorversion von Recon3D, bei Recon 2, hat ein großes Team verschiedener
Forschungsgruppen riesige Datenmengen zum Genom, zu chemischen
Stoffwechselaktivitäten oder physiologischen Eigenschaften des
menschlichen Organismus zusammengetragen." Diese Datengrundlage sei für
Recon3D noch einmal erheblich erweitertet worden, so Thiele.

Das Besondere am neuen Computermodell ist jedoch die Integration
dreidimensionaler Strukturdaten zu Proteinen und Stoffwechselprodukten.
Dr. Ronan Fleming ist Leiter der LCSB-Gruppe "Systems Biochemistry",
welche für die Strukturdaten der Stoffwechselprodukte verantwortlich war:
"Bisher konnte man sagen, dass bei einer bestimmten Stoffwechselreaktion
aus den Substanzen A und B die Substanzen C und D werden. Jetzt wissen wir
genau, aus welchen Atomen jede Substanz besteht, wie die Atome in den
Ausgangssubstanzen angeordnet sind, und wo sich dieselben Atome in den
Produkten der chemischen Reaktion wiederfinden."

Damit das möglich wurde, mussten die Forscher zunächst herausfinden,
welches Rechenprogramm - Wissenschaftler sprechen von einem Algorithmus -
die dreidimensionalen Strukturen der Moleküle am genauesten aus den
Literaturdaten in Recon3D überführt. Dazu hat Flemings Team für eine Reihe
von chemischen Reaktionen die molekulare Struktur der Ausgangsstoffe
recherchiert und den Verbleib jedes Atoms nach der Stoffwechselreaktion
einzeln bestimmt. Dann wurden verschiedene Algorithmen an diesen
Beispielreaktionen getestet, um denjenigen mit der besten Vorhersagekraft
zu identifizieren. Fleming: "Mit diesen Ergebnissen konnten wir dann die
Strukturen von über 4.000 Metaboliten sehr präzise in das Computermodell
überführen." Flemings Kollegen von der US-amerikanischen Universität
Kaliforniens zu San Diego erweiterten Recon3D auf nun knapp 13.000
Protein-Strukturdaten, und damit verbinden sie die beiden Themengebiete
Strukturbiologie und Systembiologie.

"Mit Recon3D lassen sich Stoffwechselprozesse, die beispielsweise bei
Parkinson-Patienten anders ablaufen als bei Gesunden, in Zukunft viel
besser und detailgenauer untersuchen", fasst Thiele die Möglichkeiten
zusammen, die das neue Computermodell bietet. Damit andere Wissenschaftler
das Modell für ihre Forschung nutzen können, hat es Dr. Andreas Dräger vom
Zentrum für Bioinformatik der Universität Tübingen (ZBIT) in ein
standardisiertes Format gebracht. "Recon3D legt einen Grundstein zur
Erstellung zelltypspezifischer Modelle, mit denen sich die Funktion von
Geweben bis hin zu ganzen Organen im Computer simulieren lassen", erklärt
Dräger und fügt hinzu, es könne zudem helfen, das Wechselspiel zwischen
Pathogenen wie Bakterien oder Viren und dem menschlichen Wirt besser zu
verstehen. Fleming ergänzt, dass sich Dank der dreidimensionalen
Strukturen der Metabolite und Proteine in Recon3D jetzt auf der Ebene
einzelner Atome verfolgen lässt, wie sich beispielsweise Genmutationen auf
die Entwicklung bestimmter Krankheitsbilder auswirken: "Dadurch können
sich ganz neue Wege für die Forschung an therapeutischen Ansätzen
ergeben", so Fleming.


Bibliografische Daten

Elizabeth Brunk, Swagatika Sahoo, Daniel C Zielinski, Ali Altunkaya,
Andreas Dräger, Nathan Mih, Francesco Gatto, Avlant Nilsson, German Andres
Preciat Gonzalez, Maike Kathrin Aurich, Andreas Prlić, Anand Sastry, Anna
D Danielsdottir, Almut Heinken, Alberto Noronha, Peter W Rose, Stephen K
Burley, Ronan M T Fleming, Jens Nielsen, Ines Thiele & Bernhard O Palsson;
Recon3D enables a three-dimensional view of gene variation in human
metabolism; Nature Biotechnology; 2018; doi:10.1038/nbt.4072
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Diego, California, USA

- RCSB Protein Data Bank, San Diego Supercomputer Center, University of
California, San Diego, La Jolla, California, USA

- Applied Bioinformatics Group, Center for Bioinformatics Tübingen (ZBIT),
University of Tübingen, Tübingen, Germany

- The Novo Nordisk Foundation Center for Biosustainability, Technical
University of Denmark, Lyngby, Denmark
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Technology, Sweden
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Beobachtung und Kontrolle ultraschneller Prozesse mit Attosekunden-
Auflösung



Viele chemische Prozesse sind so schnell, dass nur ihr ungefährer Ablauf
bekannt ist. Zur Aufklärung dieser Prozesse hat nun ein Team der
Technischen Universität München (TUM) eine Methode mit einer Auflösung von
Trillionstel-Sekunden entwickelt. Die neue Technik soll helfen, Prozesse
wie die Photosynthese besser zu verstehen oder schnellere Computerchips zu
entwickeln.

Ein wichtiger Teilschritt vieler chemischer Prozesse sind Ionisierungen.
Ein typisches Beispiel dafür ist die Photosynthese. Diese Reaktionen
dauern nur wenige Femto- (Billiardstel-Sekunden) oder sogar nur einige
hundert Attosekunden (Trillionstel-Sekunden). Weil sie so extrem schnell
ablaufen, sind zwar Anfangs- und Endprodukte der Reaktionen bekannt, nicht
jedoch die Reaktionswege und Zwischenprodukte.




[image: Foto: © Michael Mittermair / TUM]

Messeinrichtung im Physik-Department der TU München

Foto: © Michael Mittermair / TUM



Um solche ultraschnellen Prozesse verfolgen zu können, braucht die
Wissenschaft daher eine Messtechnik, die noch schneller ist als der
beobachtete Prozess selbst. Dies ist mit der sogenannten "Pump-Probe
Spektroskopie" möglich.

Dabei wird die Probe von einem ersten Laserpuls angeregt und die Reaktion
in Gang gesetzt. Ein zweiter, zeitversetzter Puls fragt dann den
momentanen Zustand des Prozesses ab. Durch Wiederholungen der Reaktion mit
unterschiedlichen Zeitverzögerungen ergeben sich viele einzelne
Momentaufnahmen, die dann zu einem "Video" zusammengesetzt werden können.

Mehr sehen mit dem Zweiten



Nun ist es Wissenschaftlern um Birgitta Bernhardt, ehemals Mitarbeiterin
am Lehrstuhl für Laser- und Röntgenphysik der TU München und inzwischen
Junior-Professorin am Institut für Angewandte Physik der Universität Jena,
am Beispiel des Edelgases Krypton erstmals gelungen, zwei verschiedene
Pump-Probe Spektroskopietechniken zu kombinieren und so die ultraschnellen
Ionisierungsprozesse in zuvor nicht möglicher Genauigkeit sichtbar zu
machen.

"Vor unserem Experiment konnte man entweder betrachten welcher Anteil des
anregenden Lichtes über die Zeit von der Probe absorbiert wird oder messen
welche und wie viele Ionentypen dabei entstehen", erklärt Bernhardt. "Wir
haben nun beide Techniken vereint und können auf diese Weise sehen, über
welche genauen Schritte die Ionisierung abläuft, wie lange diese
Zwischenprodukte bestehen bleiben und was genau der anregende Laserpuls in
der Probe tut."

Kontrolle ultraschneller Prozesse

Mit der Kombination der beiden Messtechniken können die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nicht nur ultraschnelle
Ionisierungsprozesse aufzeichnen. Durch die Variation der Intensität des
zweiten, abfragenden Laserpulses können sie erstmals auch die
Ionisierungsdynamik gezielt kontrollieren und auf diese Weise
beeinflussen.

"Diese Kontrolle ist ein sehr starkes Instrument", erklärt Bernhardt.
"Wenn wir schnelle Ionisierungsprozesse genau nachvollziehen und sogar
beeinflussen können, lernen wir viel Neues über lichtgesteuerte Prozesse
wie die Photosynthese - gerade über jene ersten Momente, die diese
komplexe Maschinerie in Gang setzen und die bislang kaum verstanden sind."

Ultraschnelle Computer

Auch für die Entwicklung neuer, schnellerer Computerchips, in denen die
Ionisierung von Silizium eine wesentliche Rolle spielt, ist die von
Bernhardt und ihren Kollegen entwickelte Technik interessant. Kann man
Ionisierungszustände von Silizium innerhalb eines so kurzen Zeitfensters
nicht nur abfragen, sondern auch kontrolliert setzen - wie es die ersten
Experimente am Krypton nahelegen - könnten Wissenschaftler dies vielleicht
einmal nutzen, um neuartige und noch schnellere Computertechnologien zu
entwickeln.
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Prof. Dr. Birgitta Bernhardt an der Messkammer im Physik-Department der TU
München.

Foto: © Michael Mittermair / TUM



Weitere Informationen:



Die Arbeiten sind Ergebnis einer Kooperation der Arbeitsgruppen um Prof.
Reinhard Kienberger, Inhaber des Lehrstuhls für Laser- und Röntgenphysik
der TU München und Stephan Fritzsche, Professor am
Theoretisch-Physikalischen Institut der Friedrich Schiller-Universität
Jena.

Die Forschung wurde unterstützt durch das European Research Council (ERC),
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), die
Max-Planck-Gesellschaft, das Max-Planck-Institut für Quantenoptik, die
Deutschen Forschungsgemeinschaft (im Rahmen des Exzellenzclusters Munich
Centre for Advanced Photonics, MAP), die Alexander von Humboldt-Stiftung,
die Carl Zeiss-Stiftung, das Donostia International Physics Center der
Universität Donostia-San Sebastián (Spanien) und die Arbeitsgruppe Small
Quantum Systems des European XFEL in Hamburg.


Publikation:

Konrad Hütten, Michael Mittermair, Sebastian O. Stock, Randolf Beerwerth,
Vahe Shirvanyan, Johann Riemensberger, Andreas Duensing, Rupert Heider,
Martin S. Wagner, Alexander Guggenmos, Stephan Fritzsche, Nikolay M.
Kabachnik, Reinhard Kienberger and Birgitta Bernhardt.

Ultrafast Quantum Control of Ionization Dynamics in Krypton 

Nature Communications, 9, 719 (218) - DOI: 10.1038/s41467-018-03122-1

Link: https://www.nature.com/articles/s41467-018-03122-1
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Neue Forschungsgruppe zur Geschichte der Quantengravitation an zwei 
Max-Planck-Instituten



Im Februar 2018 hat Dr. Alexander Blum (Max-Planck-Institut für
Wissenschaftsgeschichte, MPIWG) seine Max-Planck-Forschungsgruppe
"Historical Epistemology of the Final Theory Program" gegründet. Die neue
Gruppe wird in Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Institut für
Gravitationsphysik (Albert-Einstein-Institut, AEI) Forschung in Physik und
Wissenschaftsgeschichte zusammenzubringen.

1916 schlug Albert Einstein zum ersten Mal vor, seine neu entwickelte
allgemeine Relativitätstheorie mit der damals aufkommenden Quantentheorie
zusammenzuführen. Auch 100 Jahre später ist diese Aufgabe ungelöst, und
das Problem, eine Theorie der "Quantengravitation" - wie eine solche
hypothetische Vereinheitlichung genannt wird - zu entwickeln, ist zum
Synonym für die Suche der Physiker nach einer endgültigen, fundamentalen
Theorie geworden.

"Die Max-Planck-Forschungsgruppe "Historical Epistemology of the Final
Theory Program" wird diese ein Jahrhundert dauernde Suche mit den Methoden
der historischen Erkenntnistheorie reflektieren und bewerten", sagt
Forschungsgruppenleiter Alexander Blum. "Unsere Forschung wird sich sowohl
mit der historisch einzigartigen Natur der modernen Suche nach einer
endgültigen Theorie befassen, als auch mit der starken Opposition, der
dieses Programm begegnete - hauptsächlich aus der Physik selbst heraus."

Es ist das ausdrückliche Ziel der Gruppe, historische Forschung in
direkter Verbindung mit der zeitgenössischen physikalischen Forschung zu
betreiben und so eine neuartige, historisch-kritische Sicht auf deren
Zustand und Zukunft zu bieten. Zu diesem Zweck wird die Gruppe mit dem
Max-Planck-Institut für Gravitationsphysik in Potsdam zusammenarbeiten.

Die Forschungsgruppe wird durch ein Programm der Max-Planck-Gesellschaft
zur Förderung von Nachwuchswissenschaftlern finanziert. Der Gruppenleiter
kann dabei eigenständig sein Forschungsprogramm über fünf Jahre
entwickeln. Die Gruppe von Alexander Blum ist die erste, in der zwei
Disziplinen zusammenarbeiten.

Alexander Blum promovierte in theoretischer Teilchenphysik an der
Universität Heidelberg. Seine Forschungsinteressen liegen in der
Geschichte und Philosophie der modernen Physik mit Schwerpunkt auf der
Nachkriegszeit. 2010 wechselte er an das MPIWG, wo er bis 2012 in einem
Projekt über die Geschichte der Quantentheorie arbeitete. Seither ist er
wissenschaftlicher Mitarbeiter am MPIWG und koordinierte ein
Kooperationsprojekt mit der Stiftung Lindauer Nobelpreisträgertagungen.


Ausgewählte Publikationen:

- Blum, Alexander. "The Literature Review as Imagined Past." Isis
108, no. 4 (2017): 827-829.

- Blum, Alexander, Martin Jähnert, Christoph Lehner, and Jürgen
Renn. "Translation as heuristics: Heisenberg's turn to matrix mechanics."
(2017).

- Blum, Alexander S. "The state is not abolished, it withers away:
How quantum field theory became a theory of scattering." Stud. Hist.
Philos. Mod. Phys. 60 (2017): 46-80.

- Blum, Alexander S., and Christian Joas. "From dressed electrons to
quasiparticles: The emergence of emergent entities in quantum field
theory." Studies in History and Philosophy of Science Part B: Studies in
History and Philosophy of Modern Physics 53 (2016): 1-8.

- Blum, Alexander, and Thiago Hartz. "The 1957 quantum gravity
meeting in Copenhagen: An analysis of Bryce S. DeWitt's report." The
European Physical Journal H 42, no. 2 (2017): 107-157.
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Verräterischer Programmierstil: 

Neues System kann Programmierer am "Schreibstil erkennen



Nicht nur wer ein Gedicht oder ein Roman verfasst, hat einen ganz
persönlichen Schreibstil, sondern offenbar auch Programmiererinnen und
Programmierer. Ein Team um Dr. Aylin Calsikan von der Princeton
University, USA, und Prof. Konrad Rieck von der Technischen Universität
(TU) Braunschweig jedenfalls hat ein System entwickelt, das
Computerprogramme den Urhebern zuordnen kann, mit hohen Trefferquoten.
Präsentiert wird am 20.02.2018, auf der Konferenz Network and
Distributed System Security Symposium (NDSS) in San Diego, USA.

Das System besteht aus zwei Programmen: "Das erste analysiert Software mit
bekannter Autorenschaft und extrahiert charakteristische Elemente und
Strukturen", erklärt Rieck. Das zweite versucht, die erkannten Muster in
Programmen unbekannter Herkunft wieder zu finden. Bei einem Versuch mit
100 Proben lag die Trefferquote bei 96 Prozent, bei Tests mit 600 Proben
aus dem Programmierwettbewerb Google Code Jam noch bei 83 Prozent. Die
Arbeiten wurden von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziert.

Rieck war selber überrascht, wie gut das System funktioniert. "Software
ist ja kein Kunstwerk wie ein Gedicht oder so etwas. Für mich war sie
eigentlich immer etwas ziemlich Anonymes", sagt er. Im Nachhinein hat er
aber eine Erklärung für das Phänomen "Wenn jemand programmiert, muss er ja
eine Art Rezept schreiben. Und nicht so sehr was, sondern wie er es
aufschreibt, ist offenbar sehr individuell", so der Informatiker. Dabei
gehe es weniger um Wörter als um die Syntax, also darum wie das Programm
zusammengesetzt sei.

Die neue Methode könnte zum Beispiel helfen, herauszufinden, wer eine
Schadsoftware geschrieben hat. "Allerdings bietet sie auch repressiven
Staaten die Möglichkeit, ungeliebte Gegner zu entlarven, wenn diese zum
Beispiel die Firewall des Landes umgehen wollen", gibt Rieck zu bedenken.
Es sei eben eine Medaille mit zwei Seiten.

Zum Hintergrund: Damit ein Rechner ein in einer gängigen
Programmiersprache geschriebenes Computerprogramm ausführen kann, wird es
über mehrere Zwischenstufen in binäre Codes übersetzt, also in Abfolgen
aus Nullen und Einsen. Bisher dachte man, dass dabei alle Spuren des
Urhebers beziehungsweise der Urheberin verloren gehen. Dass Riecks Team
dennoch die jeweils persönliche Note findet, hat vor allem zwei Gründe.
"Wir arbeiten mit der Technik des maschinellen Lernens, einer Spielart der
künstlichen Intelligenz, die bei der Mustererkennung hilft", berichtet er.
Zudem führe das neue System den binären Code in vorherige
Übersetzungsstufen zurück und suche dann auf allen Stufen nach
Auffälligkeiten.

Die Methode hat allerdings auch Grenzen: Sie funktioniert nur mit
mindestens einer Arbeitsprobe und sie versagt, wenn mehrere Personen an
einem Programm geschrieben haben. "Das kann unser System bisher noch nicht
auseinanderdividieren", räumt Rieck ein. Doch die Teammitglieder wollen
auch diese Hürde bald nehmen, unter anderem in einem Folgeprojekt, in dem
sie mit Bundeskriminalamt und Landeskriminalämtern zusammen arbeiten. Das
Ziel ist, Programmiererinnen und Programmierer von Schadsoftware, etwa von
Viren oder Spionageprogrammen, dingfest zu machen.

Auf der anderen Seite arbeitet die Arbeitsgruppe auch an Methoden, mit
denen man sich vor dem Entlarven schützen kann. Das mag paradox klingen,
doch so ein Werkzeug könnte zum Beispiel Menschen helfen, die unter einem
repressiven Regime unverhältnismäßige Bestrafungen fürchten müssen, wenn
sie erkannt werden. "Wir sind sozusagen gut und böse zugleich", sagt der
Informatiker. "Letztlich ist unsere Aufgabe aber nicht, moralisch zu
werten, sondern schlicht für Transparenz zu sorgen, denn das schafft am
meisten Sicherheit."




Weitere Informationen unter:

http://www.sec.cs.tu-bs.de/pubs/2018-ndss.pdf

http://www.princeton.edu/~aylinc/index.html

http://www.tu-braunschweig.de/sec
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Die Brücke, die sich dehnen kann



Brücken verformen sich, daher baut man normalerweise Dehnfugen ein. An
der TU Wien wurde eine Technik entwickelt, die ohne Fugen auskommt und
dadurch viel Geld und Aufwand spart.




[image: Foto: © TU Wien]

Satzengrabenbrücke - Österreichs längste integrale Brücke

Foto: © TU Wien



Wer im Auto mit flottem Tempo über eine Brücke fährt, spürt es sofort:
Meist rumpelt man am Anfang und am Ende der Brücke über eine Dehnfuge, die
dort eingebaut werden muss, weil sich die Brücke je nach Temperatur
ausdehnt und zusammenzieht. Gerade diese Fugen sind teuer und
wartungsintensiv. An der TU Wien wurde daher eine Brückenvariante
entwickelt, bei der auf diese Dehnfugen verzichtet wird. Die Technik wurde
von der ASFINAG beim Bau der Satzengrabenbrücke an der Nordautobahn
erstmals eingesetzt. Nun hat die dehnfugenlose Brücke ihren ersten Winter
überstanden. Die Messergebnisse zeigen, dass die neue Technik bestens
funktioniert.

Drohende Winterschäden



"Kleinere Distanzen überbrückt man gerne mit sogenannten integralen
Brücken - das sind monolithische Bauwerke, bei denen es keine getrennten
Teile gibt, die sich gegeneinander verschieben könnten", erklärt Prof.
Johann Kollegger vom Institut für Tragkonstruktionen der TU Wien. Bei
längeren Brücken ist das normalerweise nicht möglich, denn der Beton kann
sich abhängig von der Temperatur ausdehnen oder zusammenziehen. Bei einer
Brücke mit einer Länge von 100 Metern ergeben sich schon einige Zentimeter
Längenunterschied zwischen Sommer und Winter, rechnet Kollegger vor - und
das ist zu viel. Besonders im Winter, wenn sich der Beton zusammenzieht,
können schwere Schäden in der Asphaltfahrbahn entstehen. Im Sommer ist die
Gefahr geringer, weil das Material bei höheren Temperaturen formbarer
wird.

Mit Dehnfugen lässt sich das Problem beheben: Die Brücke besteht dann aus
mehreren Teilen, die sich in einem gewissen Ausmaß frei gegeneinander
verschieben können - doch diese Dehnfugen sind ein typischer Schwachpunkt
moderner Brückenbauten. Sie brauchen immer wieder Wartung, müssen manchmal
ausgetauscht werden, und sind die Ursache für etwa 20% der Brücken-
Instandhaltungskosten. "Da sind allerdings die volkswirtschaftlichen
Schäden noch gar nicht mitberücksichtigt, die durch Umleitungen, Staus und
Verkehrsbehinderungen anfallen", fügt Kollegger hinzu.

Wie Perlen auf der Gummischnur



Daher entwickelte man an der TU Wien eine Alternative: Statt die
Verformung in einzelnen Fugen am Anfang und am Ende der Brücke
aufzunehmen, verteilt man die Verformung auf einen größeren Bereich. 20
bis 30 Betonelemente werden hintereinander aufgereiht und mit Seilen aus
einem speziellen Glasfaser-Werkstoff miteinander verbunden. Die
Konstruktion ähnelt einer Kette von Perlen, die auf einem Gummiband
aufgefädelt sind: Wenn daran gezogen wird, erhöht sich der Abstand
zwischen allen Perlen gleichmäßig im selben Ausmaß. Wenn sich die Brücke
im Winter verkürzt, entstehen zwischen benachbarten Betonelementen kleine
Spalten - allerdings nur im Millimeterbereich, sodass diese keine Gefahr
für die Asphaltfahrbahn darstellen.

Der fugenlose Fahrbahnübergang wurde von der Tu Wien, mit Unterstützung
durch ihre Abteilung "Forschungs- und Transfersupport" patentiert.
Maßgeblich beteiligt an der Entwicklung war auch Dr. Bernhard Eichwalder,
der mehrere Jahre lang im Team von Johann Kollegger forschte und im Jahr
2017 den FSV-Preis für seine Dissertation erhielt.

Wichtig war außerdem, eine passende Asphaltmischung zu entwickeln, mit der
man die Betonelemente bedecken kann. Sie muss flexibel genug sein, um die
millimeterkleinen Bewegungen mitzumachen, ohne dabei rissig zu werden.
Diese Aufgabe übernahm das Team von Prof. Ronald Blab vom Institut für
Verkehrswissenschaften der TU Wien.

Pilotprojekt in Niederösterreich



Die Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-AG ASFINAG war von Beginn
an am Projekt beteiligt und war somit auch der erste Bauträger, der die
neuen Erkenntnisse umsetzen durfte: Als Teil der Nordautobahn A5 zwischen
Schrick und Poysbrunn im Norden Niederösterreichs wurde die 112 Meter
lange Satzengrabenbrücke errichtet - die nun längste integrale Brücke
Österreichs.

Nachdem es sich um ein erstes Pilotprojekt handelte, entschied man sich
dafür, ein umfangreiches Monitoringprogramm zu installieren. So können
wertvolle Erfahrungen gesammelt werden. Nun, nachdem die kälteste Zeit des
Jahres vorüber ist und die Daten ausgewertet wurden, lässt sich eine
positive Bilanz ziehen: "Unsere theoretischen Berechnungen zur Aufteilung
der Verformungen auf die einzelnen Betonelemente konnten durch die
Messungen bestätigt werden", berichtet Dr. Michael Kleiser, der zuständige
Experte für Brückenbau bei der ASFINAG. So steht nun dem Einsatz der neuen
Technik für weitere Brückenbauten nichts mehr im Weg. Das Team hofft, dass
sich die neue Methode nicht nur in Österreich sondern auch in anderen
Staaten bald durchsetzt.
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Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von
Guericke" e.V. - 20.02.2018

Innovation im Leichtbaubereich: Belastbares Sandwich aus Aramid und
Carbon 



Die Entwicklung von Leichtbaustrukturen ist eines der zentralen
Zukunftsthemen unserer Gesellschaft. Besonders in der Luftfahrtindustrie
und in anderen Transportbereichen sind Leichtbaustrukturen gefragt. Sie
ermöglichen Energieeinsparungen und reduzieren den Ressourcenverbrauch
bei Treibstoffen und Material. Zum Einsatz kommen dabei Verbundmaterialien
in der so genannten Sandwich-Bauweise. Diese bestehen aus zwei dünnen,
steifen und hochfesten Deckschichten mit einer dazwischen liegenden
dicken, vergleichsweise leichten und weichen Mittelschicht, dem
Sandwich-Kern.

Aramidpapier ist ein etabliertes Material für solche Sandwichkerne. Sein
mechanisches Strukturversagen ist jedoch noch unzureichend erforscht:
Bislang fehlten sowohl Analysemethoden als auch Simulationsverfahren.
Wissenschaftler der PTS in München und Heidenau und der TU Dresden haben
hier jetzt für mehr Klarheit gesorgt. Im Rahmen eines Projekts der
Industriellen Gemeinschaftsforschung (IGF), das vom AiF-Mitglied
Papiertechnische Stiftung (PTS) koordiniert wurde, konnten Dipl.-Ing (FH)
Johann Strauß, Dipl.-Ing. Benjamin Hiller und Dipl.-Ing Alexander Bugiel
wesentliche Voraussetzungen schaffen, die Belastbarkeit solcher
Leichtbaustrukturen zu verbessern. Das IGF-Vorhaben war im Dezember 2017
unter den drei Finalisten bei der Wahl zum Otto von Guericke-Preis der
AiF. Der Preis wird einmal im Jahr für herausragende Leistungen auf dem
Gebiet der IGF vergeben und ist mit 10.000 Euro dotiert. Die
vorwettbewerbliche IGF wird im Innovationsnetzwerk der AiF und ihrer 100
Forschungsvereinigungen organisiert und vom Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie (BMWi) mit öffentlichen Mitteln gefördert.

Mit Simulationsmodell zum Erfolg



"Wir hatten uns vorgenommen, einen neuen papierartigen Werkstoff
herzustellen, der im Flugzeugbau zum Einsatz kommen sollte.", erklärt
Strauß. "Dazu haben wir einen neuartigen, dreilagigen Werkstoff aus
Aramid- und Carbonfasern konzipiert." Das Problem dabei: Für die
Entwicklung des Werkstoffs mussten seine mechanischen Kennwerte bekannt
sein. Mit den bis dahin bekannten Prüfverfahren konnten diese aber nicht
ermittelt werden. Die Forscher entwickelten daher zunächst ein
Messverfahren, mit dem sie die Druck- und Schubeigenschaften von
papierartigen Werkstoffen bestimmen und papierartige Materialien
vollständig charakterisieren konnten. "Das war die Grundlage für alle
unsere Werkstoffentwicklungen.", resümiert Hiller. Da die standardmäßigen
Werkstoffmodelle jedoch nicht ausreichten, um die mechanischen
Eigenschaften von papierartigen Materialien korrekt zu simulieren, mussten
die Wissenschaftler zudem ein Materialmodell für die Simulation der
papierartigen Werkstoffe entwickeln. "Mit dem Simulationsmodell haben wir
signifikante Verbesserungen der mechanischen Eigenschaften gegenüber
handelsüblichen Leichtbauwerkstoffen nachweisen können.", freut sich
Bugiel. "Die von uns entwickelten adaptierten Papiere eignen sich also
hervorragend zur Verbesserung der Steifigkeit und Festigkeit von
Sandwichstrukturen."

Prof. Dr. Frank Miletzky, Geschäftsführer der PTS, ist sehr zufrieden mit
den Ergebnissen. "Ein neuartiger Werkstoff, neuartige Prüfverfahren und
ein neuartiges Simulationsmodell - dieses IGF-Projekt bietet all' das und
ist ein echter Meilenstein. Insbesondere für kleine und mittelständische
Unternehmen (KMU) eröffnet es vielfältige, innovative Anwendungsfelder.
Die KMU-basierten Branchen der Spezialpapiererzeugung, Designer und
Konstrukteure profitieren gleichermaßen von den Forschungsergebnissen."

Einen dreiminütigen Film zum Projekt finden Sie auf der Homepage der AiF
unter:

https://www.aif.de/mediathek/videos/otto-von-guericke-preis-2017.html.




Über die AiF

Die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von
Guericke" e.V. ist das Forschungsnetzwerk für den deutschen Mittelstand.
Sie fördert Forschung, Transfer und Innovation. Als Dachverband von 100
gemeinnützigen Forschungsvereinigungen mit mehr als 50.000 eingebundenen
Unternehmen und 1.200 beteiligten Forschungsstellen leistet sie einen
wichtigen Beitrag, die Volkswirtschaft Deutschlands in ihrer
Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig zu stärken. Die AiF als gemeinnütziger
Verein organisiert die Industrielle Gemeinschaftsforschung und betreut
über die AiF Projekt GmbH und die AiF F·T·K GmbH, ihre
einhundertprozentigen Tochtergesellschaften, weitere Förderprogramme der
öffentlichen Hand. Im Jahr 2017 setzte die AiF rund 535 Millionen Euro an
öffentlichen Fördermitteln ein. Seit ihrer Gründung im Jahr 1954 lenkte
sie rund 11,5 Milliarden Euro öffentliche Fördermittel in neue
Entwicklungen und Innovationen und brachte mehr als 230.000
Forschungsprojekte auf den Weg.



Weitere Informationen unter:

http://www.ptspaper.de 

Papiertechnische Stiftung (PTS)

http://www.aif.de 

AiF e.V.

http://www.aif.de/innovationsfoerderung/igf-industrielle-gemeinschaftsforschung.html 

IGF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution555

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" e.V.,

Evelyn Bargs-Stahl, 20.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/373: Inklusive Bildung qualitativ verbessern statt stoppen (SoVD)

Sozialverband Deutschland SoVD - Pressemitteilung: Berlin, 19.02.2018

Behindertenrat kritisiert Lehrerverband

Inklusive Bildung qualitativ verbessern statt stoppen



Zur aktuellen Debatte über die Zukunft der inklusiven Bildung erklärt
SoVD-Präsident und DBR-Sprecher Adolf Bauer: "Die Forderungen des
Deutschen Lehrerverbands, Inklusion auszusetzen, sind abwegig. Es muss
jetzt darum gehen, inklusive Bildung qualitativ zu verbessern. Auch
der Lehrerverband sollte sich mit Vorschlägen an der Inklusionsdebatte
beteiligen, damit der notwendige Qualitätsschub endlich erfolgt. Der
Koalitionsvertrag kann hierfür einen starken Impuls geben. Dies gilt
insbesondere mit Blick auf das Kooperationsverbot. Wenn es fällt, dann
wäre eine wesentliche Voraussetzung für spürbare Verbesserungen
erfüllt. Ein nationaler Bildungsrat mit Beteiligung der
Behindertenverbände könnte diese Initiative verstärken."

V.i.S.d.P.: Benedikt Dederichs

Das Aktionsbündnis

Deutscher Behindertenverbände

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Berlin, 19.02.2018

Simone Steinberger, Sekretariat Presseabteilung

Sozialverband Deutschland SoVD

Geschäftsführung

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon 030 72 62 22-103, Fax 030 72 62 22-440

Internet: www.sovd.de
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AUSSEN/2007: NATO Mitgliedstaaten dürfen zu türkischem Agieren in Afrin nicht weiter schweigen

Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 21. Februar 2018

NATO Mitgliedstaaten dürfen zu türkischem Agieren in Afrin nicht weiter schweigen



Im Zuge der verstärkten Bombardierung und des Starts der militärischen Belagerung der syrischen Stadt Afrin im Nordwesten des Bürgerkriegslandes erklärt Annalena Baerbock, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Die Nato-Botschafter der 28 Mitgliedsländer müssen angesichts der Bombardierung der Stadt Afrin zu einer Dringlichkeitssitzung gemäß Artikel 4 des Nato-Vertrags zusammenkommen. Das Nato-Bündnis muss sich angesichts des militärischen Agierens der Türkei in Afrin mit der Sache befassen und auf einen Rückzug drängen. Durch die geplanten Belagerungen drohen Kriegsverbrechen. Das Bündnis verpflichtet sich zum einen zur Charta der Vereinten Nationen. Zum anderen wird Artikel 4 des Nato-Vertrags berührt, wenn sich durch das verschärfte militärische Agieren der Türkei gegen die von den USA unterstützte YPG zwei NATO-Staaten militärisch gegenüberstehen.

Mit Blick auf das barbarische Agieren des syrischen Regimes in Ost-Ghuta betonte Baerbock, sie könne sich Unicef nur anschließen, dass das Leiden nicht mehr in Worte zu fassen sei. So unzureichend dieses Signal angesichts der humanitäre Katastrophe auch sei, müsse der UN Sicherheitsrat zusammenkommen. Alles muss jetzt für ein sofortiges Ende der Luftangriffe auf Ost-Ghuta und humanitäre Zugänge getan werden. Hier sind auch die deutsche Bundeskanzlerin und der deutsche Außenminister gefragt, endlich Druck auf Russland als einen zentralen Akteur in diesem Krieg auszuüben.

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 21. Februar 2018 

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234

Internet: www.gruene.de
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UMWELT/1725: Anton Hofreiter zu Zahlen des Umweltbundesamtes - Todesfälle durch Stickoxide

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Februar 2018 

Anton Hofreiter zu Umweltbundesamt / Todesfälle durch Stickoxide



Zu den aktuellen Zahlen des Umweltbundesamtes zu tausenden vorzeitigen Todesfällen durch Stickoxide erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die aktuellen Zahlen sind erschütternd. Sie belegen wieder einmal: Stickoxide sind hochgefährlich für die Menschen. Und was macht die Bundesregierung? Nichts. Ihr ist die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger in unseren Städten anscheinend egal. Es ist hochgradig fahrlässig, dass sie jahrelang nichts für saubere Luft getan hat. Statt sich schützend vor die Autoindustrie zu stellen, sollte die Bundesregierung schnellstmöglich Hardware-Nachrüstungen von Dieselautos voranbringen - auf Kosten der Autoindustrie. Außerdem muss sie die Kommunen durch die Einführung einer blauen Plakette und durch eine ÖPNV-Offensive unterstützen. Statt 'Politik für die Autobosse' zu machen, sollte die Bundesregierung endlich auf 'Politik für den Bürger' setzen."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2018 

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AGRAR/295: Einschleppen der Schweinepest nach Deutschland verhindern

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 21. Februar 2018

Einschleppen der Schweinepest nach Deutschland verhindern



Die Bundesregierung hat die Änderung der Schweinepest-Verordnung und
der Verordnung über Jagdzeiten beraten. Dazu können Sie den
agrarpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Stegemann, wie folgt zitieren:

"Ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest in Deutschland hätte
dramatische Folgen für die betroffenen Tiere und Landwirte. Da die
Krankheit tödlich verläuft, ist davon auszugehen, dass viele
einheimische Wildschweine und Hausschweine verenden würden. Mit der
vorliegenden Verordnung reagiert die Bundesregierung richtig und
angemessen. Von oberster Priorität ist aktuell, ein Einschleppen nach
Deutschland zu verhindern. Deshalb wurden die beschlossenen Maßnahmen
sehr genau abgewogen.

Gerade weil die Afrikanische Schweinepest für Menschen unbedenklich
ist, ist der Mensch durch unachtsames Verhalten Verbreiter Nummer
eins. Deshalb werden die Informations- und Aufklärungsmaßnahmen in
allen Bundesländern noch einmal intensiviert. Fleisch- und
Wurstabfälle müssen ordentlich entsorgt werden. Aber auch bei
Schweinehaltern ist Hygiene und die nötige Sensibilität zwingend
erforderlich. Ein weiteres Übertragungsrisiko der Krankheit geht von
Wildschweinen aus. Daher wird die erlaubte Jagd auf Schwarzwild auf
das ganze Jahr ausgeweitet. Dies minimiert das Risiko einer
Ansteckung entscheidend.

Mit der Verordnung des Bundeslandwirtschaftsministeriums werden
zugleich Regelungen beschlossen, damit Bund und Länder bestmöglich im
Krisenfall vorbereitet sind. Insbesondere Pufferzonen und besondere
Pflichten für Schweinehalter sollen eine weitere Ausbreitung
verhindern und das Tierleiden so niedrig wie möglich halten. Die
Verantwortlichen können somit bei einem Ausbruch schnell und
koordiniert handeln.

Ebenfalls sinnvoll sind die bereits durchgeführte mehrtägige
Krisenübung im letzten Jahr sowie die für kommende Woche geplante
nationale Präventionskonferenz."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FRAKTION/118: Uwe Schummer zum neuen Vorsitzenden der Arbeitnehmergruppe gewählt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Februar 2018

Uwe Schummer zum neuen Vorsitzenden der Arbeitnehmergruppe
gewählt



Die Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in der
konstituierenden Sitzung am heutigen Dienstag ihren neuen Vorstand
bestimmt. Zum neuen Vorsitzenden der Arbeitnehmergruppe wurde Uwe
Schummer aus Willich/Nordrhein-Westfalen gewählt. Er tritt die
Nachfolge von Peter Weiß an, der den Vorsitz der Arbeitsgruppe Arbeit
und Soziales übernommen hat. Zu seinem ersten Stellvertreter wurde
der CSU-Abgeordnete Paul Lehrieder aus Würzburg gewählt. Hierzu
erklärt der neue Vorsitzende Uwe Schummer:

"Eine starke Wirtschaft und ein handlungsfähiger Sozialstaat sind
zwei Seiten ein und derselben Medaille. Eine funktionierende
Sozialpartnerschaft ist über Jahrzehnte hinweg Motor einer positiven
Entwicklung in Deutschland gewesen. Wir wollen ihre Rahmenbedingungen
weiter stärken und diese vor dem Hintergrund eines rasanten Wandels
in der Arbeitswelt weiterentwickeln. Verbindlicher Kompass für alle
in der Union ist dabei das christliche Menschenbild.

Die Chancen, die sich aus der Digitalisierung ergeben, wollen wir
nutzen. Eine Akzeptanz für die notwendigen Veränderungen erreichen
wir aber nur, wenn wir auch die damit verbundenen Risiken glaubwürdig
ansprechen. Mehr Gestaltungsfreiheit bei der Organisation der eigenen
Arbeit liegt im Interesse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
besonders auch den Familien. Ebenso wie mehr Freiheit wünschen sich
diese aber auch Sicherheit im digitalen Zeitalter.


Hintergrund:

Die Arbeitnehmergruppe repräsentiert im Bundestag die
christlich-soziale Strömung als eine der (neben Konservatismus und
Liberalismus) drei traditionellen geistesgeschichtlichen Wurzeln in
den Volksparteien CDU und CSU. Sie vertritt ein Politikkonzept
jenseits des Glaubens an den alles regelnden Staat wie an den
Marktliberalismus gleichermaßen auf Grundlage der Prinzipien der
Subsidiarität und Solidarität. Die mit ihren Grundsätzen
korrespondierende Wirtschaftsordnung ist die Soziale Marktwirtschaft.

Der in Adelaide/Australien geborene Uwe Schummer ist gelernter
Kaufmann im Groß- und Außenhandel und seit 2002
Bundestagsabgeordneter. In der 19. Wahlperiode gehört er dem
Ausschuss für Arbeit und Soziales an. Zuletzt war er Beauftragter der
Fraktion für Menschen mit Behinderungen. Im Ehrenamt ist Uwe Schummer
seit 2014 Vorsitzender der Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen. Seinen
Weg in die Politik hat er über die konfessionelle Jugend- und
Arbeitnehmerarbeit gefunden.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/617: Ohne Sprache keine Heimat

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Februar 2018

Ohne Sprache keine Heimat

Minderheitensprachen sind Teil unseres kulturellen Erbes - Auch
öffentlich-rechtlicher Rundfunk gefordert



Am morgigen Mittwoch, 21. Februar 2018, wird zum neunzehnten Mal der
Tag der Muttersprache gefeiert. Dazu erklärt die für Kunst, Kultur
und Medien zuständige stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann:

"Laut UNESCO ist jede zweite Sprache vom Aussterben bedroht. Sprache
steht für mehr als Verständigung. Muttersprache bedeutet Heimat und
Identität.

Deshalb müssen wir unsere eigene Sprachenvielfalt schützen und
bewahren. In Deutschland sind dreizehn Sprachen gefährdet - vorneweg
Nordfriesisch und Saterfriesisch. Ebenso können immer weniger junge
Menschen sagen: 'Ick snack platt.' Auch Sorbisch, Jiddisch oder
Alemannisch werden zu einer Seltenheit.

Den Verlust unserer Sprachenvielfalt dürfen wir nicht zulassen.
Deshalb fördert der Bund die niederdeutsche Sprache, die Friesische
Volksgruppe und die Stiftung für das Sorbische Volk. Natürlich sind
auch die für Bildung und Schulcurricula zuständigen Bundesländer
gefordert. Wir können nicht früh genug anfangen: In Kindergärten und
Kindertagesstätten können Kinder spielerisch Sprachen kennenlernen.
Und wir sehen den Öffentlich-Rechtlichen Rundfunk in der Pflicht.
Minderheiten- und Regionalsprachen müssen dort einen festen Platz
haben. Eine vielfältige Gesellschaft braucht ein entsprechend
vielfältiges Programm.

Denn mit jeder Sprache stirbt immer auch eine Kultur - von Legenden
bis zu Witzen. Es liegt in unserer Verantwortung, diesen Teil unseres
kulturellen Erbes an die nächste Generation weiterzugeben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1665: Afrin-Bombardierung verurteilen - keine Normalisierung der Beziehungen mit der Türkei

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Februar 2018

Afrin-Bombardierung verurteilen - keine Normalisierung der Beziehungen mit der Türkei



"Die geschäftsführende Bundesregierung muss die Invasion der Türkei in Nordsyrien endlich als Völkerrechtsbruch verurteilen und den sofortigen Stopp dieser Aggression fordern", fordert Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Mit immer neuen Vorstößen der türkischen Armee in Nordsyrien droht der Krieg an einer neuen Front zu eskalieren - und das mit Panzern und Waffen aus deutscher Produktion. Spätestens nach türkischen Luftangriffen auf die Stadt Afrin muss auch für die Bundesregierung klar sein, dass es mit dem Erdogan-Regime keine Normalisierung der deutsch-türkischen Beziehungen geben kann. Die Türkei als NATO-Mitglied kann mit ihrem Beschuss der syrischen Armee einen direkten militärischen Konflikt zwischen Russland und der NATO provozieren. Deshalb muss sich die Bundesregierung im NATO-Rat dafür einsetzen, dass die türkische Invasion und die Ankündigung Afrin zu belagern verurteilt und nicht länger durch Schweigen geduldet werden. Die Türkei kann sich in Nordsyrien nicht auf ihr Selbstverteidigungsrecht berufen.

DIE LINKE fordert zudem einen sofortigen Stopp aller Rüstungsexporte in die Türkei und den Abzug aller Bundeswehrsoldaten vom Luftwaffenstützpunkt im türkischen Konya."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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VERKEHR/480: Mögliche Fahrverbote sind Ausdruck des Versagens von Bundesregierung und Autoindustrie

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Februar 2018

Mögliche Fahrverbote sind Ausdruck des Versagens von Bundesregierung und Autoindustrie



"Die Bundesregierung muss endlich ihre schützenden Hände von der Autoindustrie nehmen, die Ärmel hochkrempeln und mit Nachrüstungen der Autos und blauer Plakette für saubere Autos sorgen", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf eine aktuelle Umfrage, deren Ergebnis zeigt: In der Frage von Fahrverboten ist die deutsche Bevölkerung gespalten. Die Mehrheit ist sich allerdings einig, dass die Autoindustrie zu wenig für die Umwelt tut. Remmers weiter:

"Fahrverbote sind Ausdruck für das gemeinsame Versagen von Bundesregierung und Autoindustrie, die richtigen Schlüsse aus dem Dieselskandal zu ziehen. Die Öffentlichkeit hat hier das richtige Gefühl. Die deutsche Autoindustrie hat die Botschaft des Dieselskandals bis heute nicht verstanden. Sie muss in Sachen Umwelt endlich radikal umsteuern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2036: Migrationspakt muss bei Fluchtursachen ansetzen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Februar 2018

Migrationspakt muss bei Fluchtursachen ansetzen



"Die Verhandlungen über einen globalen Migrationspakt sind ein Schritt in die richtige Richtung. Der Schutz von Flüchtlingen und Migranten ist wichtig und richtig, ebenso wie eine bessere Unterstützung für jene Länder, die den Großteil der Flüchtlinge aufnehmen. Ziel muss es aber vor allem sein, die wirtschaftlichen Bedingungen und Lebensperspektiven vor Ort so zu gestalten, dass Menschen erst gar nicht zu Flucht und Migration gezwungen werden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Beratungen der UN-Mitgliedsstaaten über einen umfassenden Migrations- und Flüchtlingspakt. Dagdelen, die an den Konsultationen in New York teilnimmt, weiter:

"Die sogenannten Freihandelsabkommen des Westens zerstören die Lebensgrundlagen von Millionen Menschen im Süden und zwingen sie zu Flucht und Migration. Ein globaler Migrationspakt muss auf die Schaffung gesunder wirtschaftlicher Bedingungen vor Ort abzielen, damit Hochqualifizierte nicht länger aus den Ländern des Südens abwandern.

Der Brain-Drain durch die gezielte Anwerbung von Fachkräften für Konzerne in Deutschland und Europa hat negative Folgen für die Länder des Südens. Es ist purer Zynismus und rassistisches Nützlichkeitsdenken, die wachsende Bevölkerung in den Ländern Afrikas als zukünftiges Arbeitskräftereservoir für den Niedriglohnsektor in Deutschland und Europa zu sehen. Notwendig sind faire Wirtschaftsbeziehungen und ein Stopp der Waffenexporte. Reiche und Superreiche müssen angemessen an den globalen Kosten von Flucht und Migration beteiligt werden."

 * 

Quelle:
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Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WIRTSCHAFT/2035: Deutsche Exportüberschüsse provozieren Handelskrieg















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2035: Deutsche Exportüberschüsse provozieren Handelskrieg

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Februar 2018

Deutsche Exportüberschüsse provozieren Handelskrieg



"Die von US-Präsident Donald Trump angedrohten Importbeschränkungen kommen nicht von ungefähr. Den größten Außenhandelsüberschuss erzielt Deutschland mit über 50 Milliarden Euro im Handel mit den USA. Das entspricht mehr als 40 Prozent des Überschusses, den die EU insgesamt mit den USA realisiert. Wenn Europa einen Handelskrieg mit den USA vermeiden will, muss Deutschland weg von seiner einseitigen Exportstrategie", kommentiert Klaus Ernst, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, aktuelle Zahlen des statistischen Bundesamtes zur Rangfolge der deutschen Handelspartner. Ernst weiter:

"Der langjährige Kurs der Bundesregierung, die exorbitanten deutschen Exportüberschüsse schönzureden, ist fatal. Das gilt auch für Frankreich und die südeuropäischen Länder, für die ein ausgeglichener Außenhandelssaldo mit Deutschland hilfreich bei der wirtschaftlichen Erholung wäre. Dabei geht es nicht darum, deutsche Exporte kleinzuhalten. Es geht darum, durch eine Steigerung der Binnennachfrage Importe in entsprechender Höhe zu generieren. Nur so können langfristig alle Seiten vom Handel profitieren. Es nützt Deutschland nichts, unsichere Forderungen in gigantischen Größenordnungen gegenüber dem Ausland anzuhäufen. Und den Handelspartnern schadet der dadurch angehäufte Schuldenberg enorm. Es ist höchste Zeit, die inländische Kaufkraft mittels angemessener Lohnsteigerungen und lange überfälliger Investitionen in die Infrastruktur weiter anzukurbeln."

 * 
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BUNDESTAG/6937: Heute im Bundestag Nr. 085 - 21.02.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 085

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. Februar 2018, Redaktionsschluss: 13.16 Uhr

1. Aktuelle Stunde zu Demonstrationsrechten

2. Wettbewerb auf der Schiene wird begrüßt

3. Glaser zum Vize-Vorsitzenden bestimmt

4. Hendrik Hoppenstedt ist Vize-Vorsitzender

5. Arbeit der Technikfolgenabschätzung

6. FDP für Änderung des § 219 a



1. Aktuelle Stunde zu Demonstrationsrechten

Inneres/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/STO) "Demonstrationtsrechte von Frauen stärken" lautet das
Thema einer Aktuellen Stunde, die am Mittwochnachmittag ab zirka 15.35 Uhr
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Die Debatte findet auf
Verlangen der AfD-Fraktion statt.

 * 

2. Wettbewerb auf der Schiene wird begrüßt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die mit der Regionalisierung des
Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) verbundene Stärkung des Wettbewerbs auf
dem Eisenbahnmarkt wird von fast allen Fraktionen begrüßt. Während der
Sitzung des Verkehrsausschusses am Mittwoch äußerte lediglich der Vertreter
der Linksfraktion Kritik an einer Ausweitung des Wettbewerbs. Dies gehe auf
Kosten der Substanz und der Sicherheit und führe bei den Beschäftigten zu
Lohndumping, sagte er. Grundlage der Debatte im Ausschuss war der "Bericht
zur Vergabepraxis im Schienenpersonennahverkehr nach der Änderung der
Vergabeverordnung vom 1. Dezember 2002" (18/12711). Darin gelangt die
Bundesregierung zu der Einschätzung, dass die zum 1. Januar 1996 erfolgte
Übertragung der Zuständigkeit für den SPNV auf die Länder
(Regionalisierung) den Wettbewerb in diesem Marktbereich befördert hat.

Seit der Regionalisierung sei das Leistungsvolumen im SPNV von 498
Millionen Zugkilometern im Jahr 1993 auf mittlerweile 671 Millionen
Zugkilometer im Jahr 2015 gestiegen, was einem Anstieg von mehr als einem
Viertel entspricht, schreibt die Regierung. In den vergangenen Jahren habe
dabei auch die Wettbewerbsintensität deutlich zugenommen. 2015 hätten die
Wettbewerber der Deutschen Bahn AG (DB AG) etwa 30 Prozent der
Betriebsleistung erbracht (2002: neun Prozent). Aus Sicht der
Bundesregierung ist die positive wettbewerbliche Entwicklung vor allem auf
die Weiterentwicklung des vergaberechtlichen Rahmens zurückzuführen. Es
seien kontinuierlich Impulse für mehr Wettbewerb gesetzt worden, heißt es
in der Unterrichtung.

Der Wettbewerb habe nicht nur etwas mit Kostensenkungen zu tun, sondern
sorge für verbesserte Angebote, sagte der Vertreter der CDU/CSU-Fraktion
währende der Debatte. Insofern tue der Wettbewerb dem SPNV "sehr gut". Aus
Sicht der AfD-Fraktion kann Wettbewerb zu einer Effizienzsteigerung führen.
Allerdings müssten die Rahmenbedingungen stimmen, damit der Wettbewerb
nicht auf dem Rücken der Mitarbeiter oder der Fahrgäste ausgetragen wird.
Daher müsse von der Vergabeseite darauf geachtet werden, dass entsprechende
Standards eingehalten werden, forderte der Fraktionsvertreter.

Bei den Ausschreibungen im SPNV gehe es nicht um Gewinnmaximierung, sagte
die Vertreterin der SPD-Fraktion. Vielmehr gebe es dabei ganz klare
Qualitätskriterien. Aus eigener Erfahrung wisse sie, dass der Service in
der von ihr benutzten Privatbahn besser sei als in Zügen der DB Regio,
einem Tochterunternehmen der DB AG. Die Fraktionsvertreterin räumte ein,
dass es anfangs durchaus Befürchtungen gegeben habe, der Wettbewerb könnte
auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden. Diese Befürchtungen
hätten sich jedoch nicht bestätigt.

Die Ausschreibung von Strecken habe zu einer deutlichen Verbesserung der
SPNV-Angebote geführt, hieß es von Seiten der FDP-Fraktion. Mehr Wettbewerb
sei auch gut für die DB Regio, die erkannt habe, dass auch sie bessere
Angebote machen müsse, sagte der Fraktionsvertreter.

Auch wenn sich die ganz großen Erwartungen nicht erfüllt hätten und man die
"überschwängliche Begeisterung" der Bundesregierung nicht teile, sei die
Regionalisierung des SPNV "insgesamt betrachtet eine Erfolgsgeschichte",
sagte der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Er begrüßte es,
dass in den Ausschreibungen häufig auch Vorgaben in Sachen
Personalausstattung gemacht würden.

Die Linksfraktion lehnt hingegen eine Liberalisierung im Eisenbahnbereich
ab. Aus Sicht des Fraktionsvertreters könnten öffentliche Bahnunternehmen,
"die nicht dem Prinzip der Gewinnmaximierung unterworfen sind", die
Aufgaben im Bahnsektor besser erfüllen.

 * 

3. Glaser zum Vize-Vorsitzenden bestimmt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Abgeordnete Albrecht Glaser (AfD) ist am Mittwoch zum
stellvertretenden Vorsitzenden des Finanzausschusses bestimmt worden. In
geheimer Wahl erhielt Glaser 22 Stimmen. Neun Abgeordnete stimmten gegen
ihn, sieben enthielten sich.

Bereits am 31. Januar 2018 war Bettina Stark-Watzinger (FDP) zur
Vorsitzenden des Finanzausschusses bestimmt worden.

 * 

4. Hendrik Hoppenstedt ist Vize-Vorsitzender

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz bestimmte
am Mittwoch Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU) zu seinem stellvertretenden
Vorsitzenden. Eine entsprechende Empfehlung wurde einstimmig angenommen.

In seiner zweiten Sitzung beschäftigte sich der Ausschuss unter der Leitung
seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) unter anderem mit dem
Nachbericht des Bundesministeriums für Justiz und Verbraucherschutz zum Rat
Justiz und Inneres am 25./26. Januar 2018. In der Diskussion mit dem
Parlamentarischen Staatssekretär Christian Lange (SPD) ging es unter
anderem um den Aufbau einer europäischen Staatsanwaltschaft und einen
möglicherweise damit verbundenen Kompetenzverlust.

Breiten Raum in der Sitzung nahm der Stand der Einführung des besonderen
elektronischen Anwaltpostfachs (beA) ein. Auf der Grundlage des Berichts
der Bundesregierung und der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) zu den
Ursachen der Sicherheitsmängel beim beA beantworteten Staatssekretär Lange,
BRAK-Präsident Ekkehart Schäfer und Martin Schafhausen, Mitglied des
Vorstands des Deutschen Anwaltvereins (DAV), Fragen der Abgeordneten. Nach
Auskunft von Schäfer wird gegenwärtig eine neue Version des von der Firma
Atos entwickelten Kommunikationssystems durch Dritte überprüft. Diese
Überprüfung solle Ende März abgeschlossen sein, und ein entsprechendes
Gutachten werde auch veröffentlicht. Danach werde entschieden, wie weiter
verfahren wird. Schäfer kündigte an, gegenüber der Firma Atos
Schadensersatz geltend zu machen.

 * 

5. Arbeit der Technikfolgenabschätzung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Das Büro für Technikfolgenabschätzung versucht
wissenschaftliche Beratung und Expertentum mit der Politik zusammen zu
bringen." Das sagte Armin Grunwald, Leiter des Büros für
Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag(TAB), bei der Vorstellung
der Einrichtung vor dem Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung am Mittwochvormittag. Das TAB ist eine
selbstständige wissenschaftliche Organisation, die den Deutschen Bundestag
und seinen Ausschüssen in Fragen des wissenschaftlich-technischen Wandels
berät. Auftraggeber ist der Deutsche Bundestag, dabei insbesondere der
Ausschuss für Bildung und Forschung.

Der Betrieb wird durch das Institut für Technikfolgenabschätzung und
Systemanalyse (ITAS) am Karlsruher Institut für Technologie (KIT) seit 1990
sichergestellt, dessen Leiter Armin Grunwald ist. Hierbei kooperiert das
KIT seit September 2013 mit dem Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung GmbH -
 UFZ, dem IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung sowie
der VDI/VDE Innovation + Technik GmbH. Insgesamt verfügt das TAB über ein
Budget von 2,6 Millionen Euro.

Der Deutsche Bundestag hatte sich vor knapp 30 Jahren mit dem TAB ein
Instrument für die vorausschauende wissenschaftliche Unterstützung
geschaffen. "Der Bundestag hat eine gewichtige Rolle in der technischen
Gestaltung des Fortschritts und seiner Regulierung, dazu benötigt die
Politik unabhängige, wissenschaftliche Expertise", betonte Grunwald. Das
TAB habe eine Orientierungsfunktion, mache aber auch auf interessante
Entwicklung in Wissenschaft und Forschung aufmerksam. Dazu habe das
TAB-Horizon-Scanning vergeben, das von der VDI/VDE Innovation + Technik
GmbH durchgeführt wird, und von Sonja Kind vorgestellt wurde. Das IZT
kümmere sich beim TAB vor allem um Themen der Digitalisierung und bemühe
sich um den Dialog mit wichtigen Stakeholdern, so Michaela Evers-Wölk vom
IZT.

Grundsätzlich bestünden die Ziele des TAB darin, die Potenziale neuer
wissenschaftlich-technischer Entwicklungen zu analysieren und die damit
verbundenen Chancen auszuloten und die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen
und rechtlichen Rahmenbedingungen der Realisierung und Anwendung
wissenschaftlich-technischer Entwicklungen zu untersuchen. Ferner sei es
Aufgabe des TAB ihre potenziellen Auswirkungen vorausschauend und umfassend
zu analysieren, um die Chancen der Techniknutzung ebenso wie Möglichkeiten
zur Vermeidung oder Abmilderung ihrer Risiken aufzuzeigen. Auf dieser
Grundlage werden Handlungs- und Gestaltungsoptionen für politische
Entscheidungsträger entwickelt. Seit 1990 hat das TAB 200 Studien für den
Deutschen Bundestag durchgeführt und 45 Bücher und 48 TAB-Briefe
veröffentlicht.

Zur Veranschaulichung nannte Grunwald an konkreten Themen den
Interessenausgleich bei Infrastrukturprojekten beim Ausbau der Stromtrassen
im Jahr 2015. Das TAB habe dabei auch die Rolle gehabt, mit
wissenschaftlicher Expertise den Ausgleich zwischen verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen zu erleichtern. Als zweites Beispiel nannte
Grunwald die Synthetische Biologie. Sie stelle die Gesellschaft vor ganz
andere Voraussetzungen. Die Synthetische Biologie sei die nächste Stufe der
Bio-/Gentechnologie: Dazu habe das TAB eine umfassende Darstellung zu
Potenzialen und Risiken vorgelegt. Der Fokus habe auf die derzeitige
Relevanz und seine Handlungsoptionen - unter anderem bei der
Biosicherheitsforschung - gelegen. Es sei dabei weniger um Visionen
gelegen.

Aktuell arbeiten die Wissenschaftler an den Themen Gesundheits-Apps, an
einem Bericht zu medizinischen Wirkstoffen in Trinkwasser und Gewässern.
Ferner plant das TAB ein Fachgespräch zum Genome Editingam Menschen.
Außerdem soll es in diesem Jahr noch um Beobachtungstechnologien im Bereich
der zivilen Sicherheit sowie zum Strukturwandel in der Pflanzenzüchtung und
um Autonome Waffensysteme gehen sowie und um die digitale Medien- und
Meinungsbeeinflussung.

 * 

6. FDP für Änderung des § 219 a

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) )Die FDP-Fraktion hat einen Entwurf zur Änderung des
Strafgesetzbuches und der Einschränkung des Verbots der Werbung für
Schwangerschaftsabbrüche (19/820) vorgelegt. Danach soll § 219a Absatz
1 StGB so angepasst werden, dass der Straftatbestand nur noch Werbung unter
Strafe stellt, die in grob anstößiger Weise erfolgt. Zudem soll der
Straftatbestand der Werbung für einen strafbaren Schwangerschaftsabbruch
ergänzt werden. Gegen eine komplette Streichung des Paragraphen spreche der
hohe Wert des ungeborenen Lebens und die hohe Sensibilität breiter Teile
der Bevölkerung, die Schwangerschaftsabbrüche moralisch kritisch sehen.

Der Gesetzentwurf wird zusammen mit den Entwürfen von Bündnis 90/Die Grünen
(19/630) und Die Linke (19/93) am Donnerstag, 22. Februar 2018, im
Bundestag in erster Lesung debattiert. Grüne und Linke wollen den
Straftatbestand aufheben.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 085 - 21. Februar 2018 - 13.16 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BUNDESTAG/6936: Heute im Bundestag Nr. 084 - 21.02.2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/6936: Heute im Bundestag Nr. 084 - 21.02.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 084

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.58 Uhr

1. Vize-Vorsitzender des Innenausschusses

2. Uwe Kekeritz als Stellvertreter ernannt

3. Schauws ist stellvertretende Vorsitzende

4. Sybille Benning Ausschuss-Vizevorsitzende

5. Ausschuss berät über Palliativversorgung

6. FDP scheitert mit Beitragssatzsenkung



1. Vize-Vorsitzender des Innenausschusses

Inneres/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den AfD-Abgeordneten Jochen Haug
zum Stellvertreter der Ausschussvorsitzenden Andrea Lindholz (CSU) gewählt.
In geheimer Wahl votierten am Mittwochvormittag 24 Ausschussmitglieder für
Haug. Sechs stimmten gegen ihn; 15 enthielten sich.

 * 

2. Uwe Kekeritz als Stellvertreter ernannt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Uwe Kekeritz (Bündnis 90/Die Grünen) ist am Mitwochmorgen
von den Mitgliedern des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung zum stellvertretenden Vorsitzenden des Gremiums ernannt worden.
Kekeritz gehört dem Bundestag seit 2009 an und ist seither Mitglied im
Entwicklungsausschuss, zuletzt war er Obmann seiner Fraktion. Von 2009 bis
2013 war der 64-Jährige Diplom-Volkswirt Vorsitzender des Unterausschusses
Gesundheit in Entwicklungsländern.

Vorsitzender des Ausschusses ist seit der Konstituierung am 31. Januar der
CSU-Abgeordnete und frühere Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer.

 * 

3. Schauws ist stellvertretende Vorsitzende

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Ulle Schauws (Grüne) ist neue stellvertretende Vorsitzende
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Der Ausschuss
wählte die Film- und Fernsehwissenschaftlerin aus Krefeld, die 2013
erstmals in den Bundestag einzog, aufgrund einer interfraktionellen
Einigung zur Stellvertreterin von Sabine Zimmermann (Linke). Schauws
gehörte bereits in der vergangenen Legislaturperiode dem Familienausschuss
an und ist frauenpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

4. Sybille Benning Ausschuss-Vizevorsitzende

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Sybille Benning (CDU) ist zur neuen stellvertretenden
Ausschussvorsitzenden des Ausschusses für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung ernannt worden. Dem Ausschuss gehören 42
Mitglieder an. Vorsitzender ist Ernst-Dieter Rossmann (SPD), der bereits
bei der Konstituierung des Ausschusses benannt worden war. Benning ist seit
September 2013 Mitglied des Deutschen Bundestages und Abgeordnete des
Wahlkreises der Stadt Münster. Die 57-Jährige ist Geographin und arbeitete
bis zum Antritt ihres Mandates als Landschaftsplanerin.

 * 

5. Ausschuss berät über Palliativversorgung

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Sterbenskranke Patienten werden nach Einschätzung der
Bundesregierung inzwischen in Deutschland flächendeckend gut versorgt. Die
Spezialisierte Ambulante Palliativversorgung (SAPV) habe sich 2016 positiv
weiterentwickelt, sagte Gesundheits-Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz
(CDU) am Mittwoch im Gesundheitsausschuss des Bundestages. Dort berieten
die Abgeordneten über die Berichte des GKV-Spitzenverbandes und des
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) zur Palliativversorgung und zur
Umsetzung der SAPV-Richtlinie für das Jahr 2016.

Für die SAPV wurde 2007 die gesetzliche Grundlage geschaffen. Damit soll
die aufwendige Versorgung schwer kranker und sterbender Menschen
sichergestellt werden. Wie die Staatssekretärin sagte, ist der Ausbau der
spezialisierten Versorgung inzwischen weit fortgeschritten und in fast
allen Regionen verfügbar. Vermehrt nähmen Ärzte an einer Zusatzausbildung
zur Palliativmedizin teil.

Die Verabschiedung des Gesetzes zur Verbesserung der Hospiz- und
Palliativversorgung 2015 (18/6585) sei ein Meilenstein für die
flächendeckende Palliativversorgung gewesen, sagte Widmann-Mauz. Sie
verwies zugleich auf die Bedeutung der Palliativversorgung von Kindern und
Jugendlichen, die weiter verbessert werden solle.

Auch die Pflegeversorgung war erneut Thema im Ausschuss. Hierzu soll es in
absehbarer Zeit nochmals eine Expertenanhörung geben.

Die Abgeordneten beriefen in der Sitzung einmütig den Linken-Abgeordneten
Harald Weinberg zum stellvertretenden Ausschussvorsitzenden. Geleitet wird
der Ausschuss von Erwin Rüddel (CDU).

 * 

6. FDP scheitert mit Beitragssatzsenkung

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion kann für ihren Vorschlag, den
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung um 0,5 Prozentpunkte zu senken,
derzeit keine Mehrheit gewinnen. Im Ausschuss für Arbeit und Soziales
stimmte am Mittwochvormittag nur die AfD-Fraktion für einen entsprechenden
Gesetzentwurf (19/434) der Liberalen. Union, SPD, Grüne und Linke votierten
gegen die von der FDP vorgeschlagene Absenkung des Beitragssatzes von
derzeit 3,0 auf 2,5 Prozent.

Die Liberalen argumentierten, dass "jetzt der richtige Zeitpunkt" für eine
Entlastung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sei, da sich die Rücklagen
der Bundesagentur für Arbeit (BA) auf 30 Milliarden Euro beliefen und damit
deutlich über der eigentlich vorgesehenen Rücklagengrenze von 20 Milliarden
Euro lägen. Eine Absenkung würde eine "klare Steigerung der Reallöhne" und
eine Entlastung bei den Betriebsnebenkosten bedeuten, begründete die
AfD-Fraktion ihre Zustimmung.

Die CDU/CSU-Fraktion wie auch die SPD-Fraktion bekundeten grundsätzlich
Sympathie für eine Absenkung, schlugen jedoch eine Reduzierung um 0,3 statt
0,5 Prozentpunkte vor. Trotz aller Euphorie über die derzeit gute
Konjunktur müsse man auf die nächste Krise gut vorbereitet sein und
verantwortungsvoll mit den Rücklagen umgehen, warnte die Unionsfraktion.
Die letzte Finanzkrise habe gezeigt, wie schnell die Rücklagen abschmelzen
und die BA wieder im Defizit sei, so die SPD. Auch die Grünen zeigten sich
vor allem wegen der Höhe der Absenkung kritisch. "Ist das wirklich
nachhaltig und können wir uns das leisten?", fragten sie. Anstatt mit der
Gießkanne 0,5 Prozentpunkte auszugießen, solle man lieber gezielt
Geringverdiener unterstützen, betonten die Grünen. Geringverdiener, so Die
Linke, hätten von der Absenkung relativ wenig. Gerade einmal 3,75 Euro
würde eine Arbeitnehmerin mit Mindestlohnverdienst dadurch monatlich mehr
haben, rechnete die Fraktion vor. Sie forderte, das Geld statt dessen in
die, ihrer Ansicht nach, äußerst mangelhafte Betreuung und Qualifizierung
der Arbeitslosen zu stecken.

Neben der Beratung über verschiedene Anträge der Oppositionsfraktionen
wählte der Ausschuss sein langjähriges Mitglied Matthias W. Birkwald (Die
Linke) zum stellvertretenden Vorsitzenden.

 * 
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BUNDESTAG/6935: Heute im Bundestag Nr. 083 - 21.02.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 083

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.18 Uhr

1. Linke fordert Verbot von Atomwaffen

2. Deutsche Minderheit in Aserbaidschan

3. Republik Moldau und die EU

4. Kooperation von Moldau und Nato

5. AfD fragt nach Situation in Ungarn 2015

6. Menschenrechte in Ungarn



1. Linke fordert Verbot von Atomwaffen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung auf,
den UN-Atomwaffenverbotsvertrag umgehend zu unterzeichnen, und ihn zügig
dem Bundestag zur Ratifizierung vorzulegen. 122 Länder Staaten hätten im
Juli 2017 mit dem Beschluss der UN-Vollversammlung über den Vertrag zum
Verbot von Atomwaffen ein deutliches Zeichen für eine nuklearwaffenfreie
und friedlichere Welt gesetzt, heißt es in einem Antrag (19/98), der am
Freitag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Die
Bundesregierung habe während des gesamten Prozesses der Ausarbeitung des
Vertrags keinerlei Anstrengungen unternommen diesen Prozess zu
unterstützen. "Sie hat die Vertragsverhandlungen boykottiert und in der
entscheidenden Abstimmung in der UN-Vollversammlung dem Vertrag ihre
Zustimmung verweigert", schreiben die Abgeordneten. Gleichzeitig
unterstütze die Bundesrepublik im Rahmen der atomaren Teilhabe der Nato die
Modernisierung der US-Atomwaffen, die auf ihrem Territorium lagern. Die
Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem auch auf,
"unverzüglich die Teilnahme der Bundesrepublik Deutschland an der nuklearen
Teilhabe der Nato aufzukündigen und Schritte zum Abzug der US-Atomwaffen
vom Territorium der Bundesrepublik Deutschland einzuleiten".

 * 

2. Deutsche Minderheit in Aserbaidschan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Zwischen 2013 und 2017 sind rund 1,3 Millionen Euro für
die Förderung der deutschen Sprache in Aserbaidschan bewilligt worden. Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/597) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/411) schreibt, lag die Zahl der Angehörigen der deutschen
Minderheit in den 2000er Jahren bei etwa 500 Personen. "Aufgrund von
Auswanderung und Überalterung von Deutschstämmigen dürfte die Zahl derer,
die sich als Angehörige der deutschen Minderheit bezeichnen, seither
deutlich gesunken sein."

 * 

3. Republik Moldau und die EU

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Die Verfassungskrise in der Republik Moldau"
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/707). Im
Oktober des vergangenen Jahres habe das Verfassungsgericht des
osteuropäischen Landes ein laut Experten "hochkontroverses Urteil" gefällt,
dass das Gericht das Staatsoberhaupt suspendieren könne, wenn dieses zwei
Mal die Nominierung von Regierungsmitgliedern blockieren würde. Anfang 2018
habe das Verfassungsgericht Vollmachten von Präsident Igor Dodon
vorübergehend ausgesetzt und damit auf dessen Weigerung regiert, die
Ernennung mehrerer Minister aus dem EU-freundlichen Lager zu bestätigen.
Die Linksfraktion fragt nun nach einer Einschätzung der Bundesregierung zu
den Vorgängen sowie zu der Frage, welche Auswirkungen die von Dodon
beabsichtigte Kooperation mit der Eurasischen Wirtschaftsunion für die
Umsetzung des Assoziierungsabkommens mit der EU haben könnte.

 * 

4. Kooperation von Moldau und Nato

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die sicherheitspolitische Zusammenarbeit von Nato und der
Republik Moldau ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/706). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, inwieweit sie
das Land "bei der Schaffung moderner, mobiler, einsatzbereiter, gut
ausgerüsteter und kostengünstiger Streitkräfte, die mit den Nato-Ländern
kompatibel sind" unterstützt. Außerdem fragen die Abgeordneten nach
Maßnahmen und Reformprojekten zur Verbesserung der Führungs- und
Kontrollstrukturen, der militärischen Logistik, des Personalmanagements,
der Ausbildung und Stärkung der moldauischen Grenzpatrouillen, die im
Rahmen des Nato-Programms "Partnerschaft für den Frieden" seit 1997
ergriffen worden sind.

 * 

5. AfD fragt nach Situation in Ungarn 2015

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Situation in Ungarn im Herbst 2015 thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/771). Die Bundesregierung soll
unter anderem mitteilen, welche Berichte in dieser Zeit im
Bundesinnenministerium verfasst und der Ministerebene vorgelegt worden sind
und ob diese zu der Einschätzung kamen, "dass Ungarn mit der Zahl der
Flüchtlinge nicht fertig wird". Die Abgeordneten fragen auch, ab wann es
die Bundesregierung für wahrscheinlich hielt, dass die Flüchtlinge in
Ungarn weiter in Richtung Deutschland ziehen würden.

 * 

6. Menschenrechte in Ungarn

Menschenrechte/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Lage der Menschenrechte in Ungarn erkundigt sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/762). Die
Bundesregierung soll einen umfassenden Sachstand ihrer Kenntnisse zu
sämtlichen Rechten in Ungarn geben, die sich aus der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte, dem UN-Zivilpakt und dem UN-Sozialpakt ableiten lassen.

 * 
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BUNDESTAG/6934: Heute im Bundestag Nr. 082 - 21.02.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 082

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.39 Uhr

1. Konrad zur Vize-Vorsitzenden bestimmt

2. Bessere landärztliche Versorgung

3. Fortbestehen von Schutzgründen

4. Asylanträge in Brandenburg

5. Lage von christlichen Asylbewerbern

6. Reform der BKA-Datenbanken



1. Konrad zur Vize-Vorsitzenden bestimmt

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Carina Konrad (FDP) ist stellvertretende Vorsitzende des
Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft. Am Mittwochmorgen wurde die
Agraringenieurin auf Vorschlag der Fraktion der Freien Demokraten ohne
Widerspruch der übrigen Mitglieder des Gremiums als Vize-Vorsitzende
bestimmt. Carina Konrad ist seit dem Jahr 2015 Mitglied der FDP und wurde
im September 2017 über die Landesliste Rheinland-Pfalz zum ersten Mal in
den Deutschen Bundestag gewählt. Konrad bewirtschaftet mit ihrer Familie
einen landwirtschaftlichen Betrieb. In der vergangenen Wahlperiode hatte
Friedrich Ostendorff (Bündnis 90/Die Grünen) das Amt ausgeübt. Der
Ausschussvorsitzende Alois Gerig (CDU/CSU) bedankte sich ausdrücklich bei
seinem ehemaligen Stellvertreter für die gute Zusammenarbeit.

 * 

2. Bessere landärztliche Versorgung



Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will sich weiter um eine bessere
ärztliche Versorgung im ländlichen Gebieten bemühen. Aufbauend auf den in
den zwei vergangenen Legislaturperioden bereits getroffenen Maßnahmen werde
die künftige Sicherstellung der ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum
auch in dieser Wahlperiode ein Schwerpunkt sein, heißt es in der Antwort
(19/751) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/553) der
FDP-Fraktion.

In den vergangenen Jahren seien bereits verschiedene Initiativen zur
Verbesserung der Gesundheitsversorgung in ländlichen und strukturschwachen
Regionen ergriffen worden, so etwa durch das GKV-Versorgungsstrukturgesetz
2011 sowie mit dem 2015 in Kraft getretenen GKV-Versorgungsstärkungsgesetz.
Auch der 2017 beschlossene Masterplan Medizinstudium 2020 enthalte viele
Ansätze zur Stärkung der Allgemeinmedizin im Studium sowie zur Gewinnung
von mehr Nachwuchs für eine flächendeckende hausärztliche Versorgung.

Eine Auswertung der im Bundesarztregister hinterlegten Adressdaten der
Hausarztpraxen habe nach Angaben der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
ergeben, dass auf einer Fläche von rund 10.000 Quadratkilometern insgesamt
rund 173.000 Einwohner in Deutschland mehr als zehn Kilometer vom nächsten
Hausarzt entfernt wohnen. Davon betroffen seien neben der Inselbevölkerung
vor allem dünn besiedelte Gebiete in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg,
Thüringen sowie im Grenzgebiet zu Luxemburg und Österreich.

 * 

3. Fortbestehen von Schutzgründen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Fortbestehen der Schutzgründe von Asylbewerbern" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/735). Wie die
Abgeordneten darin ausführen, hat das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) gemäß Paragraf 73 des Asylgesetzes "spätestens nach
Ablauf von drei Jahren zu prüfen, ob die Voraussetzungen über die
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und die Anerkennung als
Asylberechtigter noch vorliegen". Wissen wollen sie von der Bundesregierung
unter anderem, bei wie vielen Asylbewerbern, die in den Jahren 2013 und
2014 beim Bamf ein Asylverfahren betrieben haben, inzwischen eine solche
Überprüfung "bezüglich dem Fortbestehen der Schutzgründe beziehungsweise
Anerkennungsgründe durchgeführt" wurde.

 * 

4. Asylanträge in Brandenburg

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Asylbewerber, die sich Ende 2017 in
einem Asylverfahren in Brandenburg befanden, erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (18/785). Ferner fragt sie darin
unter anderem, wie viele noch nicht bearbeitete Asylanträge in Brandenburg
vorlagen und wie viele Asylanträge "positiv (Anerkennung) beziehungsweise
negativ (Ablehnung)" beschieden wurden.

 * 

5. Lage von christlichen Asylbewerbern

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Lage von christlichen Asylbewerbern in Deutschland"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/742). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, wie viele Asylbewerber im Zeitraum von
2014 bis 2017 nach Kenntnis der Bundesregierung christlichen Glaubens waren
und wie viele in diesem Zeitraum zum Christentum konvertiert sind. Auch
möchte sie unter anderem erfahren, wie viele Fälle der Bundesregierung seit
2014 bekannt sind, in denen die Konvertiten "Opfer von islamisch
motivierter Gewalt wurden".

 * 

6. Reform der BKA-Datenbanken

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Reform der Datenbanken des Bundeskriminalamts (BKA)
ist ein Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/768). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, auf welchem Stand
sich "die laufende Reform der BKA-Datenbanken im Hinblick auf die
Zusammenführung von aufgrund ihrer Zweckbindung bisher getrennt gehaltenen
Datenbeständen" befindet. Auch wollen sie unter anderem erfahren, inwiefern
dabei Daten inhaltlich überprüft wurden.

 * 
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BUNDESTAG/6933: Heute im Bundestag Nr. 081 - 21.02.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 081

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. Februar 2018, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Zertifizierung von Digitalfunkgeräten

2. Antimuslimische Straftaten thematisiert

3. Sicherheitskooperation mit Tunesien

4. Arbeit im öffentlichen Dienst thematisiert

5. Entschädigung für verfolgte Homosexuelle

6. Rechtsterroristische Vereinigungen



1. Zertifizierung von Digitalfunkgeräten

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zertifizierung von Digitalfunkgeräten ist Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/715) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/536). Wie die Abgeordneten darin ausführten, stellt
die Umstellung des Funkverkehrs von Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben von Analogfunk auf Digitalfunk "einen wesentlichen
Teil des Modernisierungsvorhabens dieser Einrichtungen dar". In
Sachsen und Thüringen seien Feuerwehren, Polizei- und Rettungskräfte
mit neuen Funkgeräten des Herstellers Sepura ausgerüstet worden. Durch
den Verkauf des britischen Unternehmens an das chinesische Unternehmen
Hytera "wurde der Ankauf nun bis auf weiteres gestoppt, da die Geräte
des Herstellers ihre Zertifizierung für den Sicherheitsgebrauch
verloren hätten".

In ihrer Antwort verweist die Bundesregierung darauf, dass im
Digitalfunk BOS nur Endgeräte verwendet werden dürften, die hierfür
von der Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) als geeignet
zertifiziert wurden. Die Zertifikate gelten laut Vorlage grundsätzlich
unbefristet. Es sei bisher auch kein Zertifikat von der BDBOS
aufgehoben worden. Bereits in der Vergangenheit zertifizierte
Endgeräte der Firma Sepura könnten grundsätzlich weiter verwendet
werden.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) eröffnete
Anfang Mai 2017 auf Bitten des Bundesinnenministeriums ein
außenwirtschaftsrechtliches Investitionsprüfungsverfahren auf Grund
von Sicherheitsbedenken im Digitalfunk BOS, wie die Regierung ferner
ausführt. Derzeit fänden Vertragsverhandlungen unter Federführung des
BMWi mit Sepura/Hytera über den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen
Vertrags statt, der das außenwirtschaftsrechtliche
Investitionsprüfverfahren abschließen solle.

Bisher sind der Antwort zufolge bereits 56 Zertifizierungsverfahren
für Endgeräte der Firma Sepura vollständig abgeschlossen worden. Seit
Abschluss des Erwerbs der Sepura Deutschland GmbH durch die Firma
Hytera im Mai 2017 seien weitere drei Zertifikate für drei Sepura-
Endgeräte erlassen worden unter der aufschiebenden Bedingung, dass zur
Beendigung des Investitionsprüfungsverfahrens "bezüglich des Erwerbs
der Sepura Deutschland GmbH durch die Hytera Communications
Corporation Limited zwischen den Erwerbsparteien einschließlich deren
Erwerbszwischengesellschaften" und der Bundesrepublik ein öffentlich-
rechtlicher Vertrag zur Gewährleistung der öffentlichen Ordnung oder
Sicherheit Deutschlands bis zum 31. Dezember 2017 abgeschlossen werden
wird". Diese Bedingung sei jedoch nicht erfüllt worden, die
Vertragsverhandlungen dauerten noch an, heißt es in der Vorlage
weiter.

 * 

2. Antimuslimische Straftaten thematisiert

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
Anschläge auf Moscheen und sonstige islamische Einrichtungen in
Deutschland es nach Kenntnis der Bundesregierung im vierten Quartal
2017 gegeben hat. In einer Kleinen Anfrage (19/708) erkundigt sich die
Fraktion zudem danach, wie viele "mutmaßlich antimuslimisch oder
islamfeindlich motivierte Straftaten außer Übergriffen auf Moscheen,
Moscheevereine und sonstige islamische Einrichtungen" von Anfang
Oktober bis Ende Dezember vergangenen Jahres bundesweit verübt wurden.
Auch fragt sie unter anderem danach, wie viele Menschen in diesem
Zeitraum bei Überfällen mit mutmaßlich antimuslimischer oder
islamfeindlicher Motivation verletzt oder getötet wurden.

 * 

3. Sicherheitskooperation mit Tunesien

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, aus welchem
Grund es die Bundesregierung derzeit für erforderlich hält, "die
Zusammenarbeit mit Tunesien im Sicherheitsbereich zu stärken und
weiter fortzuentwickeln". Ferner erkundigen sich die Abgeordneten in
einer Kleinen Anfrage (19/722) unter anderem danach, welchen
Zwischenstand die Bundesregierung zur Umsetzung ihres Abkommens mit
der tunesischen Regierung über die Zusammenarbeit im
Sicherheitsbereich mitteilen kann.

 * 

4. Arbeit im öffentlichen Dienst thematisiert

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst"
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/745).
Darin erkundigt sie sich danach, wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung die Anzahl und der Anteil der befristeten
Arbeitsverträge bei den Neueinstellungen im öffentlichen Dienst sind.
Auch möchte sie unter anderem wissen, wie sich das durchschnittliche
Rentenzugangsalter von Beschäftigten im öffentlichen Dienst in den
vergangenen zehn Jahren entwickelt hat.

 * 

5. Entschädigung für verfolgte Homosexuelle

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Der Stand der Rehabilitierung verurteilter
Homosexueller ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/723). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie viele Anträge auf Rehabilitierung und auf
Entschädigung nach Paragraph 3 und Paragraph 5 des Gesetzes zur
strafrechtlichen Rehabilitierung der nach dem 8. Mai 1945 wegen
einvernehmlicher homosexueller Handlungen verurteilten Personen
(StrRehaHomG) seit dessen Inkrafttreten im Juli 2017 bundesweit
eingegangen sind.

Zugleich möchte die Fraktion wissen, wie der Stand der Bearbeitung
dieser Anträge ist und ob Anträge abgelehnt wurden. In diesem
Zusammenhang wird die Frage gestellt, ob es auch Fälle gab, in denen
eine Entschädigung für erlittene Haft ohne spätere Verurteilung
versagt wurde, und wenn ja, ob die Bundesregierung daraus Konsequenzen
zieht.

 * 

6. Rechtsterroristische Vereinigungen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
Einzelheiten zu Ermittlungen gegen mutmaßliche rechtsterroristische
Vereinigungen wissen. Hintergrund der Kleinen Anfrage (19/769) sind
Berichte, wonach es 2016 und 2017 in mehreren Bundesländern
Strafverfolgungsmaßnahmen gegen militante Neonazis gegeben habe, bei
denen der Verdacht bestehe, dass es sich um rechtsterroristische
Strukturen und Organisierungsansätze handelt.

Die Fraktion fragt nach dem Stand der Ermittlungen mehrerer
Ermittlungskomplexe und ob bundesdeutsche Sicherheitsbehörden
Kenntnisse über weitere mutmaßliche rechtsterroristische Gruppierungen
seit Anfang 2016 in Deutschland haben. Zudem wollen die Abgeordneten
wissen, wie viele versuchte und realisierte
Brandstiftungen/-anschläge, Schusswaffen-/Sprengstoffdelikte gegen
Flüchtlingsunterkünfte sowie Tötungsdelikte gegen sich darin
aufhaltende Personen die Bundesregierung seit 2016 registriert hat und
in wie vielen und welchen Fällen es gelang, Tatverdächtige zu
ermitteln und zu verurteilen.

 * 
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BUNDESTAG/6932: Heute im Bundestag Nr. 080 - 20.02.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 080

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. Februar 2018, Redaktionsschluss: 16.25 Uhr

1. Bartels: Herbe Rückschläge bei Ausrüstung



1. Bartels: Herbe Rückschläge bei Ausrüstung

Verteidigung/Unterrichtung

Berlin: (hib/AW) Der Wehrbeauftragte des Bundestages hat seine Kritik
an der unzulänglichen Ausrüstung der Bundeswehr und ihrem
Personalmangel erneuert. In seinem Jahresbericht 2017 (19/700), den er
am Dienstag an Bundespräsident Wolfgang Schäuble (CDU) übergab,
moniert Hans-Peter Bartels, dass die von Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) angekündigte "Trendwende" von "Verwaltung
des Mangels hin zur materiellen Vollausstattung" nur "sehr zäh" laufe.
Teilweise seien sogar "herbe Rückschläge" zu verzeichnen gewesen. Als
Beispiele nennt Bartels unter anderem die Einsatzbereitschaft der
A400M-Transportflugzeuge: "Zum Ende des Berichtsjahrs stand zeitweise
keine der in Dienst gestellten 14 Maschinen für den Einsatz bereit",
heißt es in Bartels Bericht. Auch von den sechs Unterseebooten der
Marine sei Ende des Jahres "kein einziges betriebsfähig" gewesen. An
finanziellen Mitteln habe es im vergangenen Jahr zwar nicht gefehlt,
aber laufende Rüstungsprojekte litten allzu oft unter schleppender
Auslieferung, eingeführtes Gerät sei zu oft nicht einsatzbereit und
überall fehle es an Ersatzteilen. "So sah die Lage bei Flugzeugen und
Hubschraubern, Schiffen und U-Booten, bei Panzern und Kraftfahrzeugen
im Berichtsjahr aus." Aber auch die Versorgung der Soldaten mit
persönlicher Ausrüstung, beispielsweise mit Schutzwesten, sei trotz
einiger Fortschritte weiterhin "ungenügend".

Als "extrem angespannt" bezeichnet der Wehrbeauftragte zudem die
Personalsituation in der Truppe. "Oberhalb der Mannschaftsebene sind
21.000 Dienstposten von Offizieren und Unteroffizieren nicht besetzt",
sagte Bartels bei der Vorstellung seines Berichts vor der Presse. Bis
zum Jahr 2023 solle die Sollstärke der Bundeswehr zwar um 12.000
Dienstposten auf insgesamt 198.000 Soldaten und Soldatinnen erhöht
werden, doch von der Realisierung dieses Ziels sei man derzeit noch
weit entfernt. Im vergangenen Jahr hätten in der Truppe etwa 170.000
Berufs- und Zeitsoldaten sowie rund 9.000 Freiwillig
Wehrdienstleistende gedient. Dies sei noch längst kein "Meilenstein"
wie vom Verteidigungsministerium behauptet, moniert Bartels in seinem
Bericht.

Nach Angaben des Wehrbeaufragten gingen im vergangenen Jahr 2.528
persönliche Eingaben von Angehörigen der Bundeswehr bei ihm ein, 669
weniger als 2016. "Ursächlich hierfür dürfte eine gewisse strukturelle
Beruhigung nach der langen Unsicherheitsphase der 2011er
Bundeswehrreform sein", heißt es im Bericht.

 * 
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INNEN/4655: Wir wissen, was wir den Geschwistern Scholl zu danken haben

FDP-Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

BEER: Wir wissen, was wir den Geschwistern Scholl zu danken
haben



Zum 75. Jahrestag der Hinrichtung der Geschwister Scholl erklärt
FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Der Todestag der liberalen Widerstandskämpfer Sophie und Hans Scholl
sowie ihres Mitstreiters Christoph Probst vor 75 Jahren erinnert
Deutschland daran, dass es seine Freiheit und den Stolz darauf auch
diesen jungen Demokraten zu verdanken hat. Wir Freien Demokraten
verneigen uns vor diesem bis in unsere Gegenwart leuchtenden Beispiel
der Zivilcourage.

Die Mitglieder der Bewegung "Weiße Rose" sahen sich in der
Verantwortung, einen eigenen Beitrag zum Sturz des verbrecherischen
Naziregimes zu leisten, schließlich auch unter Einsatz ihres Lebens.
Der Schauprozess vor dem sogenannten Volksgerichtshof hat offenbart,
was ihnen die Freiheit der Deutschen wert war und mit welcher
unbändigen Wut ihre Unterdrücker darauf reagierten. Das Naziregime
wusste sehr genau, wie gefährlich ihm Zivilcourage werden konnte.

Der Widerstand gegen die Naziherrschaft hat seinen festen Platz im
Fundament unseres freiheitlichen Gemeinwesens, und wir dürfen nicht
nachlassen, jede nachwachsende Generation an dieses Vermächtnis zu
erinnern. Dies gilt umso mehr in Zeiten der notwendigen
Vergewisserung auf Werte, die sich bewährt haben und bewahrt bleiben
müssen."

 * 
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BAYERN/4878: Dringlichkeitsantrag - Erinnerung an "Weiße Rose" und Konsequenzen für die heutige Zeit (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 21. Februar 2018

Dringlichkeitsantrag: Erinnerung an "Weiße Rose" und Konsequenzen für die heutige Zeit

Natascha Kohnen spricht morgen im Landtag zum 75. Jahrestag der Ermordung der ersten Mitglieder der Widerstandsgruppe gegen das NS-Regime



Angesichts des morgigen 75. Jahrestags der Ermordung der Geschwister Hans und Sophie Scholl sowie Christoph Probsts und anderer Mitglieder der Widerstandsgruppe "Weiße Rose" in den Folgemonaten bringt die SPD-Landtagsfraktion einen Dringlichkeitsantrag (PDF, 97 kB) in den Bayerischen Landtag ein. Fraktionsvorstandsmitglied Natascha Kohnen mahnt, eine noch stärkere Anstrengung beim Kampf gegen Rechtsextremismus an:

"Auch so viele Jahrzehnte nach dem Ende der NS-Tyrannei sind die Denkweisen und Kräfte, gegen die bereits die Mitglieder der 'Weißen Rose' aufbegehrten, nicht aus unserer Gesellschaft verschwunden. Die Zahl antisemitisch motivierter Straftaten ist weiterhin besorgniserregend, auch Christen und Muslime werden allein aufgrund ihres Glaubens angegriffen, ebenso ihre religiösen Stätten. Die Demokratie darf nie wieder von Feinden unserer Grundwerte und Verfassung in Frage gestellt werden."

Kohnen fordert Eltern, Lehrkräfte und alle, zu denen die junge Generation aufschaut, auf, Jugendliche zu kritischen und eigenständig denkenden Menschen zu erziehen, die Verantwortungsbewusstsein, Aufgeschlossenheit, Toleranz und Mitgefühl gegenüber Mitmenschen auszeichnet: "Das persönliche Opfer der Mitglieder der 'Weißen Rose' ist unerreichbar, aber in ihrem Geiste Zivilcourage zu zeigen gegen Feinde unserer demokratischen Grundwerte, ist unser aller Aufgabe."

Kohnen dankt auch ausdrücklich der unermüdlichen Arbeit der Stiftung "Weiße Rose" unter ihrer Vorsitzenden Dr. Hildegard Kronawitter (MdL, a.D.): "Die Erinnerung zu bewahren und an künftige Generationen weiterzugeben, ist unerlässlich, damit sich der unmenschliche Terror nie mehr wiederholen können."

Am 22. Februar 1943 wurden die ersten Todesurteile gegen die Mitglieder der Widerstandsgruppe "Weiße Rose" vollstreckt. Sie waren vier Tage zuvor bei dem Versuch verhaftet worden, in der Ludwigs-Maximilian-Universität München ein regimekritisches Flugblatt zu verteilen. In einem politischen Schauprozess wurden sie zum Tode verurteilt und geköpft. Auch weitere Weiße-Rose-Mitglieder wurden in den Folgemonaten ermordet, für Helferinnen und Helfer sowie Mitwisser gab es lange Haftstrafen.

 * 
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HAMBURG/4288: "Tor zum Tod" - Pro Tag gehen zwölf Tonnen Munition durch den Hamburger Hafen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. Februar 2018

"Tor zum Tod": Pro Tag gehen zwölf Tonnen Munition durch den Hamburger Hafen



1.127,85 Tonnen Munition wurden in den letzten drei Monaten durch den Hamburger Hafen exportiert, durchschnittlich zwölf Tonnen pro Tag. Das geht aus der Antwort des Senats auf eine Anfrage (Drs. 21/11935) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft hervor. Im Jahr 2017 waren es insgesamt 9.165,74 Tonnen, also 25 Tonnen am Tag. "Von einer abnehmenden Tendenz kann man aber anhand der letzten drei Monate leider nicht sprechen, weil die Exporte von Monat zu Monat schwanken. Und: Jede Waffe und jede Patrone, die durch den Hamburger Hafen exportiert wird, ist eine zu viel", erklärt Martin Dolzer, friedenspolitischer Sprecher der Fraktion. "Unsere Anfrage belegt, dass Hamburg noch immer für unzählige Menschen etwa in Kolumbien, Honduras und anderen Krisenregionen potenziell zum Tor zum Tod wird."

In Kolumbien verletzen trotz des Friedensprozesses staatliche Kräfte und Paramilitärs regelmäßig die Menschenrechte. Allein 38 FARC-Mitglieder wurden nach Abschluss eines Friedensvertrags 2017 ermordet. Auch Gemeindesprecher afro-kolumbianischer Regionen fielen Anschlägen von Paramilitärs zum Opfer. In Honduras erschossen Sicherheitskräfte 2017 laut Amnesty International mindestens 14 Menschen bei friedlichen Demonstrationen, freie Meinungsäußerung und friedlicher Protest würden gewaltsam unterdrückt. "Waffen- und Munitionstransporte tragen weltweit zu Menschenrechtsverletzungen und zum Tod unzähliger Menschen bei", so Dolzer. "Krauss Maffei exportiert seit Jahren Wannen für Leopard-Panzer, wie sie auch die türkische Armee nutzt, die momentan gemeinsam mit IS-Milizen einen völkerrechtswidrigen Krieg gegen die Kurd_innen in Afrin führt. Das Geschäft mit dem Tod muss endlich ein Ende haben!"

Die Zielländer der Munition sind nur drei Monate im Gefahrgut-Informationssystem der Polizei (GEGIS) einsehbar. "Transparenz sieht anders aus. Genauso wie die Exportmengen sollten auch die Hersteller, die Zielländer und die genauen Empfänger im Transparenzportal veröffentlicht werden", fordert der Abgeordnete. Zahlen zu den Exporten von Waffen durch den Hamburger Hafen gibt der Senat nicht an - dies sei Bundesangelegenheit.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3109: Stärkung regionaler Absatzstrukturen der Ernährungswirtschaft (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Februar 2018

Startschuss für Entwicklung besserer regionaler Absatzstrukturen in der Ernährungswirtschaft

Elisabeth Aßmann: Beirat für Strategiefonds-Projekt "Stärkung regionaler Absatzstrukturen der Ernährungswirtschaft M-V" nimmt Arbeit auf



Die agrarpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion M-V, Elisabeth Aßmann, hat soeben mitgeteilt, dass sich der Beirat des Strategiefonds-Projekts "Stärkung regionaler Absatzstrukturen der Ernährungswirtschaft Mecklenburg-Vorpommerns" in den vergangenen Tagen konstituiert hat. Im Beirat vertreten sind Prof. Dr. Michael Harth (Hochschule Neubrandenburg), Klaus Uwe Scheifler (IHK Schwerin), Dr. Kathrin Naumann (GGAB Groß Grenz GmbH), Elisabeth Aßmann (SPD-Landtagsfraktion, Vorsitzende des Beirats) und Dr. Till Backhaus (Minister für Landwirtschaft und Umwelt).

Im Rahmen der Projektlaufzeit (2018-2022) werden UnternehmerInnen mit Kleinstbetrieben und Vereine bzw. Verbände gezielt gefördert, die z.B. durch Produkte mit großem Entwicklungspotential im Absatz, innovative Vertriebsstrukturen oder Produkten mit hohem Anteil in M-V erzeugter Rohstoffe überzeugen. Die Projektförderung wird im Rahmen verschiedener, themenbezogener Wettbewerbe erfolgen. Die Auswahl der förderfähigen Projekte, Unternehmen und Institutionen wird der Beirat nach Sichtung der jeweiligen Wettbewerbsunterlagen übernehmen.

"Ziel des Strategiefonds-Projekts ist es regionale Absatzstrukturen für kleine und Kleinstbetriebe der Ernährungswirtschaft zu stärken und weiter zu entwickeln, bestehende regionale Vertriebsstrukturen zu vernetzen und neue Absatzwege aufzutun", so Elisabeth Aßmann abschließend.

Zusätzliche Details zur Projektstelle:

Der Beirat wird die inhaltliche Ausrichtung des Projekts steuern und die Arbeit der Projektstelle, die nach der Sommerpause besetzt wird und beim Agrarmarketingverein angesiedelt sein wird) flankieren. Zu den Aufgaben der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters wird gehören:

- Förderung von Produktvermarktung insbesondere von kleinen und kleinsten Unternehmen/Initiativen aus M-V

- Zusammenfassung/Weiterentwicklung von Vermarktungsnetzwerken + Einbindung bestehender Vermarktungskanäle (z.B. Edeka, DeHoGa Mecklenburg-Vorpommern, Landurlaub Mecklenburg-Vorpommern)

- Platzierung in M-V erzeugter Produkte auch in der Breite in der Gastronomie und somit auch Stärkung der Wertschätzung hier erzeugter Lebensmittel über die Landesgrenze hinaus (Imagesteigerung bei Touristen)

- Durchführung von Potentialanalysen der Akteure am Markt zur Unterstützung bei der Auswahl förderfähiger Initiativen / Unternehmen

- Einbindung digitaler Vermarktungsmöglichkeiten

- Analyse von Vermarktungsstrategien regionaler Produkte auf Bundes- und EU-Ebene (insb. in anderen ländlich-geprägten Regionen)

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3108: Nord Stream 2 spaltet nicht, sondern verbindet (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Februar 2018

Nord Stream 2 spaltet nicht, sondern verbindet

Thomas Krüger: Für einen fairen Handel mit Russland im Sinne von Frieden und Entspannung



Der Fraktionsvorsitzende der SPD-Landtagsfraktion MV, Thomas Krüger, hat die heute in der FAZ veröffentlichte Kritik einiger Europapolitiker von CDU, CSU, FDP und GRÜNEN an der Ostseepipeline Nord Stream 2 zurückgewiesen. Der Vorwurf, die Pipeline würde Europa spalten, weil die Pipeline in den baltischen Staaten, in Polen, der Slowakei, der Ukraine sowie in Dänemark und Schweden auf Widerstand stoße, bediene vielleicht gewisse Ressentiments, habe aber mit der Realität nichts zu tun. Es könne aus Krügers Sicht auch nicht Aufgabe der EU sein, die Beziehungen zu Russland zu verschärfen, sondern die EU müsse diese langfristig wieder entspannen - wirtschaftlich und politisch.

"Nord Stream 2 ist aus diesem Grund nicht nur aus energiepolitischer Sicht eine wichtige Verbindung nach Russland, sondern auch aus politischer Sicht. Solange Nationen fair miteinander handelten, gibt es auch Chancen für Entspannung in anderen Bereichen. Mecklenburg-Vorpommern hat deshalb ein großes Interesse, die wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland wieder zu normalisieren und ein friedliches Nebeneinander der der EU mit den benachbarten Nicht-EU-Mitgliedern anzustreben.

Im Übrigen gibt es derzeit andere Themen, die eine weit größere Gefahr der Spaltung Europas bedeuteten. Ich erinnere nur an die aktuellen politischen Entwicklungen in Ungarn und Polen sowie die mangelnde innereuropäische Solidarität einiger Staaten in der Flüchtlingsfrage", so Krüger abschließend.

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2316: Geschichte erlebbar machen (Li)

Landtag intern 1/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Geschichte erlebbar machen
Landtag beschließt Einsetzung einer unabhängigen Planungsgruppe

von Dr. Stephan Malessa, Wibke Busch und Thomas Becker



18. Januar 2018 - Landesgeschichte soll für die Menschen "greifbar
und erlebbar" werden. Aus diesem Grund wird der Landtag eine
parteiübergreifende und unabhängige Planungsgruppe zum Thema
"Geschichte, Politik und Demokratie Nordrhein-Westfalens" einsetzen.
Dies hat das Plenum mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP
und Grünen beschlossen. Die AfD-Fraktion stimmte dagegen.


Es sei das "gemeinsame Ziel von Landtag und Landesregierung, das
Geschichtsbewusstsein der Bürgerinnen und Bürger, ihr Verständnis für
das politische, das gesellschaftliche und kulturelle Leben in
Nordrhein-Westfalen parteipolitisch neutral und zugleich auf der Höhe
der wissenschaftlichen Forschung zu fördern", heißt es in einem
gemeinsamen Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Grünen
("Geschichte des Landes Nordrhein-Westfalen für die Menschen greifbar
und erlebbar machen", 17/1662).

Die Gruppe soll aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten
bestehen und mit Museen, Instituten sowie wissenschaftlichen
Lehrstühlen zusammenarbeiten. Zu ihren Aufgaben gehört die Entwicklung
eines Konzepts für ein "Haus der Geschichte Nordrhein-Westfalens" als
Verbindung von Forschungsinstitut und Museum. Das bereits bestehende
"Haus der Parlamentsgeschichte" könne Grundlage und eigenständiger
Bestandteil sein.

Dr. Stefan Nacke (CDU) sagte, es gäbe genug Gründe, auf "unser
Bundesland" stolz zu sein. "Ob es die Kumpel unter Tage oder die
Dorfgemeinschaften auf dem Lande sind - wir sind bei allem
Strukturwandel Solidaritätsexperten", sagte Nacke. Bei der
Identifikation mit dem Bundesland gehe es auch um das Vertrauen in die
Handlungsfähigkeit der föderalen Struktur. Ziel der Initiative sei es,
die Geschichte des Landes NRW begreifbar und erlebbar zu machen. "Wir
benötigen einen gemeinsamen Ort der Selbstreflexion unserer
Landesidentität", um der jungen Generation und auch neu Zugewanderten
die NRW-Identität zu veranschaulichen.

Prof. Dr. Rainer Bovermann (SPD) sagte, die Beschäftigung mit
der eigenen Geschichte sei ein "zentraler Baustein für die Ausprägung
eines Landesbewusstseins". Trotz oder gerade wegen der vielen
regionalen und lokalen Identitäten habe die Landespolitik immer wieder
versucht, ein nordrhein-westfälisches Landesbewusstsein zu fördern. Es
sollten jetzt nicht nur ein Konzept für ein "Haus der Geschichte"
erarbeitet, sondern u. a. auch Ausstellungen und Symposien organisiert
sowie Interviews mit Zeitzeugen geführt werden. Inhaltlich gehe es um
die großen Erzählungen der NRW-Geschichte, im Mittelpunkt sollten die
Menschen stehen.

"Große Chance"



Für die FDP-Fraktion sagte Lorenz Deutsch, es sei richtig, die
Geschichte Nordrhein-Westfalens erforschen und präsentieren zu wollen.
Hier gebe es eine "Fehlstelle", die geschlossen werden müsse. Er
sprach auch von einer "großen Chance". Entscheidend sei nun die
Entwicklung eines Konzepts. Deutsch wies darauf hin, dass moderne
Museumskonzepte insbesondere auf eine multimediale Vermittlungsform
zurückgriffen. Die Geschichte müsse für die Bürgerinnen und Bürger
"greifbar und erlebbar" werden. Hier könnten digitale Techniken
hilfreich sein. Gefordert sei zudem eine moderne Museumsdidaktik.

Josefine Paul (Grüne) sagte, dass Nordrhein-Westfalen sich
insbesondere durch die Vielfältigkeit seiner Bewohnerinnen und
Bewohner auszeichne. Ein wesentlicher Teil der Landesgeschichte sei
dabei die Zuwanderung. Nordrhein-Westfalen sei stark durch die
Migration geprägt worden. Sie müsse daher einer der Schwerpunkte im
geplanten "Haus der Geschichte" sein. Paul betonte zugleich, dass die
Geschichte vor der Landesgründung 1946 nicht vergessen werden dürfe.
Hier gehe es auch um das Thema Demokratie und die Erinnerungskultur.
Wichtig sei nun vor allem, ein gutes Konzept zu entwickeln.

Helmut Seifen (AfD) sagte, dass im geplanten "Haus der
Geschichte" vermutlich auch die politische und parlamentarische Arbeit
dargestellt werde. Fraglich sei, welcher Platz der AfD dort eingeräumt
werde. "Vielleicht nur eine Abstellkammer oder ein Kellerraum, in dem
man die Verachtung, die einige von Ihnen uns entgegenbringen, manifest
darstellen kann?", fragte Seifen an die Abgeordneten gerichtet. Statt
die AfD stets als fremdenfeindlich und "völkisch" darzustellen,
müssten sich die Parteien im Landtag kritisch mit ihrer eigenen
Vergangenheit beschäftigen. Sie dürften eigene "Sünden nicht unter den
Teppich kehren".

Kultur- und Wissenschaftsministerin Isabel Pfeiffer-Poensgen
(parteilos) wies darauf hin, dass es in absehbarer Zeit keine
Zeitzeuginnen und -zeugen mehr "für viele wichtige Ereignisse in der
Geschichte von NRW" geben werde. Die Aufgabe einer Planungsgruppe
werde künftig sein, "Fragen der Landesgeschichte und der
Landesidentität aufzuarbeiten und die konzeptionellen Grundlagen für
das 'Haus der Geschichte Nordrhein-Westfalens' zu entwickeln". Die
Konzeption des Hauses solle aber nicht allein von einem Fachgremium,
sondern auch von Gruppen entwickelt werden, die das Land geprägt
hätten - etwa die Bergleute im Ruhrgebiet.

 * 
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GESUNDHEIT/922: Koalitionsvertrag gibt wichtige ernährungspolitische Impulse

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Koalitionsvertrag gibt wichtige ernährungspolitische Impulse



Ursula Schulte, zuständige Berichterstatterin:

Gesunde Ernährung ist ein Schwerpunkt im Koalitionsvertrag. Er enthält mehrere Maßnahmen gegen ernährungsbedingte Krankheiten und für eine ausgewogene Ernährungsweise. Lebensmittelrezepturen sollen besser und die Nährwertkennzeichnung auf einen Blick verständlich und vergleichbar werden. Zudem wird die Forschung zu gesunder Ernährung intensiviert.

"Noch 2018 soll ein Konzept für die Reduktionsstrategie für Zucker, Fett und Salz vorgelegt werden. Verbindliche Zielmarken für weniger Zucker, Fett und Salz und ein konkreter Zeitplan für die Umsetzung werden Bestandteil des Konzepts sein. Die Vereinbarungen zu einer verständlichen und vergleichbaren Nährwertkennzeichnung sind die Basis für den Einstieg in die Nährwertampel. Denn wer sich gesund und ausgewogenen ernähren möchte, muss anhand der Kennzeichnung erkennen können, welche Lebensmittel dazu geeignet sind.

Gesunde Ernährung ist die Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben. Deshalb liegt ein Schwerpunkt im Koalitionsvertrag auch auf den ersten 1.000 Tagen des Lebens. Medizinische Studien belegen, dass falsche Ernährung während der Schwangerschaft und in den ersten beiden Lebensjahren lebenslange gesundheitliche Effekte hat. Gerade die besonderen Bedürfnisse von Säuglingen und Kindern müssen wir stärker berücksichtigen.

Flankiert werden sollen alle Maßnahmen mit einer verstärkten Forschung im Bereich gesunder Ernährung."
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MEDIEN/452: Externe Beschwerdestelle der Film- und Fernsehbranche für Opfer sexueller Übergriffe

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Externe Beschwerdestelle der Film- und Fernsehbranche für Opfer sexueller Übergriffe



Martin Rabanus, zuständiger Berichterstatter;

Ulla Schmidt, zuständige Berichterstatterin:

Die Gründung einer überbetrieblichen Beschwerdestelle für Opfer sexueller Belästigung und Übergriffe ist ein wichtiger Schritt hin zu einer gewaltfreien Arbeitskultur in der Filmbranche. Nun gilt es, deren finanzielle Mittel zu verstetigen und weitere Akteurinnen und Akteure mit an Bord zu bekommen.

"Noch immer herrscht ein großes Macht- und Chancengefälle zwischen Männern und Frauen, das schnellstmöglich ausgeglichen werden muss. Das Ziel ist klar: Wir wollen Geschlechtergerechtigkeit in der Filmbranche für alle Beschäftigten, egal ob vor oder hinter der Kamera.

Daher begrüßen wir die Initiative des Bundesverbands Schauspiel zusammen mit weiteren Berufs- und Branchenverbänden wie Pro Quote Film eine externe Beschwerdestelle einzurichten. Diese fungiert als erste Anlaufstelle bei Fällen sexueller Belästigung und Übergriffe, widmet sich darüber hinaus aber auch der Prävention und Aufarbeitung.

Die erste Anschubfinanzierung von bis zu 100.000 Euro seitens der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien ist ein gutes Signal. Angesichts der enormen Bedeutung müssen wir jedoch auf eine Verstetigung der Mittel hinarbeiten und mit den Produzentinnen und Produzenten sowie den Sendern weitere wichtige Akteurinnen und Akteure der Branche integrieren.

Wir rufen auch die weiteren Kulturbranchen auf, zu prüfen, ob sie ihrer Verpflichtung aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz nachkommen. Danach muss seit 2006 jeder Betrieb eine dafür zuständige Stelle haben. Offensichtlich besteht weiter dringender Bedarf."
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SICHERHEIT/467: Bundeswehr - Defizite nicht nur erkennen, sondern ausräumen 

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Defizite nicht nur erkennen - sondern ausräumen



Fritz Felgentreu, sicherheits- und verteidigungspolitischer Sprecher;

Martin Gerster, zuständiger Berichterstatter:

Die bei der Bundeswehr erkannten Defizite, insbesondere bei der grundlegenden Materialausstattung müssen zügig ausgeräumt werden. Die Soldatinnen und Soldaten müssen sich darauf verlassen können, dass ihnen die bestmögliche Ausrüstung zur Verfügung und ausreichend qualifiziertes Personal zur Seite gestellt wird.

"Dass es zu Problemen und Verzögerungen bei großen Rüstungsprojekten kommen kann ist nachvollziehbar. Kein Verständnis haben wir aber dafür, wenn es an den einfachsten Ausrüstungsgegenständen fehlt. Das wirkt sich besonders verheerend auf die Moral der Truppe aus. Hier muss es schnell zu spürbaren Verbesserungen kommen. Der Koalitionsvertrag ist dafür eine gute Grundlage. Ein 'weiter so' darf es jedenfalls nicht geben.

Klar ist auch, bei knapp 170.000 Soldatinnen und Soldaten wird es immer wieder zu dem einen oder anderen Bericht über Fehlverhalten kommen. Dieses Fehlverhalten gehört aufgeklärt und geahndet. Wichtig ist aber auch, dass wir nicht das Fehlverhalten Einzelner zum Anlass nehmen, eine ganze Gruppe unter Generalverdacht zu stellen. Wie der Wehrbeauftragte zurecht festgestellt hat, müssen wir unseren Männern und Frauen in Uniform jenes Grundvertrauen entgegenbringen damit sie ihre Arbeit machen können, statt der vom Wehrbeauftragten beklagten Absicherungsmentalität nachzugehen."
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Lateinamerika

Thema Korruption: Die neue Korruption in der Unternehmer-Republik

Von Oscar Ugarteche



Buenos Aires, 7. Februar 2018, ecupres) - Der Skandal um Odebrecht,
der größten Baufirma Brasiliens, bei dem Präsidentschafts- und
Bürgermeisterkandidat*innen sowie andere hohe Beamte gekauft wurden,
hat neue Facetten des Themas Korruption ans Licht gebracht. Usus war
bisher, dass Staatsangestellte öffentliche Dienstleistungen
"privatisieren", indem sie den eigentlich kostenlosen Service erst
gegen ein Schmiergeld ausführen. Egal ob es sich um eine
Baugenehmigung, den Erwerb von Investitionsgütern oder ein Bußgeld
handelt, die Korruption ist von den Staatsangestellten in Richtung
Privatkunden ausgegangen. Untersuchungsgegenstand ist damit die Rolle
der Staatsangestellten oder die ihrer Familien.


Das "Neue" an der Korruption

Was vor der Unternehmer-Republik existierte, war das, was Krueger
Rentier-Gesellschaften [1] nannte und die Korruption bestand darin,
dass die Staatsangestellten den Kund*innen einen staatlichen Vorteil
sicherten und sie dafür abkassierten. Das hat sich mit den
Privatisierungen und den Wirtschaftsreformen der 1990er Jahre
geändert. Aus Rentier-Gesellschaften sind Beute-Gesellschaften
geworden. Die Privatisierung der Korruption, der
Korruptionsmechanismus, die Transnationalisierung des Phänomens und
der Umfang der staatlichen Beute sind einige Elemente, die die
Korruption im Fall Odebrecht charakterisieren.


Die Privatisierung der Korruption

Gegenwärtig zeichnet sich ein Impuls des Privatsektors ab, auf
Wahlsieger für öffentliche Ämter zu setzen. Über diesen Posten könnte
der Privatsektor an Verträge kommen, die nicht etwa legitime Gewinne
in Bezug auf die Gewinnmarge ihrer wirtschaftlichen Aktivität
versprechen, sondern Teile der Staatskasse, indem der Staat zum
Plündern freigegeben wird. Die Privatakteure rauben den Staat durch
einen Mechanismus der Spekulation, der dem Markt der Finanzderivate
ähnelt, aus: Die Baufirma setzte X-Millionen US-Dollar darauf, dass
ein*e Kandidat*in in Peru [2] die Präsidentschafts-wahlen gewinnen
würde. Vorsichtshalber setzte sie auf alle Kandidat*innen, indem sie
allen Geld für ihre Präsident-schaftskampagnen gab. Der Zweck der
dahinter steckt ist, dass der/die Sieger*in -einmal im Amt- die
Erneuerung der Vertragsnachträge für Bauvorhaben genehmigen müsste,
die bereits vom Ministerium für Transport und Kommunikation
verabschiedet wurden.

Im Falle Mexikos ist eine doppelte Spekulation zu erkennen, denn
einerseits ist in alle Wahlkampagnen Geld geflossen und andererseits
bekam der Sieger (Enrique Peña Nieto, Anm.d.R.) ein Haus in
Mexiko-Stadt und eine Wohnung in Miami: Die spanische Firma OHL
überschrieb die Immobilien der Ehefrau des Präsidenten. Was die
Spekulation zusätzlich verdoppelt, ist das Geld, das der Präsident von
PEMEX erhielt, für die Vorhaben die das Unternehmen zukünftig noch
abwickeln wird.


"Wie ein Vorschlag, den man nicht ablehnen kann."

Die Spekulation in die Zukunft enthält immer auch ein Risikomoment:
Zum einen besteht die Gefahr, dass die korrumpierenden Unternehmen die
Verträge im Endeffekt doch nicht erhalten, zum anderen, dass die
Vorhaben gar nicht ausgeführt werden. Ein Beispiel dafür ist ein
Schnellzug zwischen Mexiko-Stadt und Querétaro, dessen öffentliche
Ausschreibung zurückgezogen wurde, als der Bestechungsskandal
öffentlich wurde.

Hier beginnt die Korruption also außerhalb des Staates und gelangt
zum/zur Staatsangestellten "wie ein Vorschlag, den man nicht ablehnen
kann". So sind die Unternehmer*innen in Brasilien noch vor den
Politiker*innen aus einem Dutzend Länder (Angola, Argentinien,
Brasilien, Kolumbien, Dominikanische Republik, Ecuador, Guatemala,
Mexiko, Mozambik, Panama, Peru und Venezuela) abgestürzt und zwar
durch Hinweise von Marcelo Odebrecht selbst, wer von ihm Geld
angenommen hat. Unbelastet scheinen bisher Chile, die
zentralamerikanischen Länder mit Ausnahme Guatemalas und Kuba.


Der
rruptionsmechanismus und die Logik der Pferdewetten

Die transnationale Korruption ist dadurch charakterisiert, dass die
Bestechungsgelder an die Präsidentschaft, die Bürgermeister*innen oder
Vorsitzende öffentlicher Unternehmen nicht in den jeweiligen Ländern
ihrer "Kund*innen" übergeben werden, sondern in Finanzparadiesen über
Konten auf Namen Dritter. So gingen die Zahlungen an Pedro Pablo
Kuczynski zu seiner Ministerzeit über seine Consulting-Firma, die in
Miami registriert ist, auf ein Konto in einem Finanzparadies. Auf die
gleiche Art und Weise hat auch der Ex-Präsident Alejandro Toledo [3]
seine Bestechungsgelder erhalten. Auch beliebt sind Zahlungen an
Ehepartner*innen, wie im oben beschriebenen Fall in Mexiko: Die
spanische Firma OHL baute den Abschnitt der Umgehungsstraße, die durch
den Bundesstaat Mexiko führt und gewann die öffentliche Ausschreibung
für die Mautstellen und für einen Schnellzug im gleichen Bundesstaat.
Dafür schenkte sie der First Lady ein Haus in Las Lomas und eine
Wohnung in Miami.

Die Logik nach der die Staatsangestellten ihre Finger nach
öffentlichen Geldern ausstrecken und für ihre Dienstleistungen
abkassieren, wurde abgelöst durch die des/der Staatsdiener*in als
Rennpferd, auf das die Privatakteure wetten. Das
Kosten-Nutzen-Verhältnis liegt, laut Marcelo Odebrecht, bei
durchschnittlich 416 Prozent, was einen großen Anreiz für die
Wetter*innen darstellt.


Der Kampf gegen die Korruption scheitert auch an schwachen
Rechtssystemen

Das Interessante ist, dass das US-amerikanische Justizministerium im
Fall Odebrecht interveniert hat, da die Bestechungsgelder
transnational und in Dollar überwiesen wurden: Das Justizministerium
stellte zunächst Strafanzeige gegen die Unternehmer*innen, die die
Zahlungen veranlasst haben. Allerdings nicht im Fall der spanischen
Unternehmer*innen, vielleicht wegen der Bezahlung in "Naturalien". Die
Lösung für diese Art von Korruptionsfällen ist, dass die Justiz in
jedem einzelnen Land ein Exempel an den involvierten Politiker*innen
statuiert. Doch alles weist darauf hin, dass es Länder mit einem
schwachen Rechtssystem gibt, wo auch weder mit heftigen
Schuldzuschreibungen gerechnet werden kann, noch mit Pressekampagnen,
um das sichtbar zu machen, was international verurteilt wurde.

Der Autor Oscar Ugarteche ist leitender Forscher, IIEC UNAM,
SNI/CONACYT und Koordinator des Projekts OBELA. Er hat im Jahr 2004
bereits ein Buch zu dem Thema Neue Korruption herausgegeben, das sich
mit den Fällen Fujimori/Montesions auseinandersetzt und daraus
Typologien und theoretische Annäherungen an das Thema entwickelt
hat.

Oscar Ugarteche (2004) "La nueva corrupción. Tipología y
aproximaciones teóricas desde el caso Fujimori/Montesinos", Nueva
Sociedad 194, Noviembre - Diciembre 2004, ISSN: 0251-3552.


Anmerkungen:


[1] Ein Rentier ist eine Person, die von regelmäßigen Zahlungen aus in
Aktien oder Anleihen angelegtem Kapital, der Vermietung von Immobilien
oder der Verpachtung von Land lebt (wiki).

[2] https://www.npla.de/poonal/odebrecht-skandal-fuenf-bauunternehmer-in-praeventivhaft/

[3] https://www.npla.de/poonal/peruanische-justiz-erlaesst-zweiten-haftbefehl-gegen-ex-praesidenten-alejandro-toledo/
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NAHOST/1073: Tunis und Casablanca - Stadtentwicklungspolitiken zwischen "Worlding" und Sozialverträglichkeit (inamo)

inamo Heft 89 - Berichte & Analysen - Frühling 2017

Informationsprojekt Naher und Mittlerer Osten

Tunis + Casablanca - Stadtentwicklungspolitiken zwischen "Worlding"
und Sozialverträglichkeit

von Raffael Beier



2011 gerieten die arabischen Städte als Orte der Revolte in den
 Fokus der Weltöffentlichkeit. Dieser Artikel widmet sich dem engen
 Verhältnis von Stadt und Protest und fragt, inwiefern die
 Stadtentwicklungspolitik in Tunis und Casablanca auf den Arabischen
 Frühling reagiert hat. Neben Versuchen der strukturellen Erneuerung
 der Stadtentwicklungspolitik in Tunesien und steigender Bedeutung
 der sicherheits- und stabilitätspolitischen Dimension in der
 Stadtplanung, sind zuletzt verstärkt Kontinuitäten, insbesondere im
 Hinblick auf den Bau von Großprojekten, zu beobachten.



Der sogenannte Arabische Frühling hat die arabischen Städte in
den Fokus der Weltöffentlichkeit gerückt. Doch während die Ursachen
und Auswirkungen der "Arabellions" auf politischer und sozialer Ebene
ausgiebig thematisiert werden,[1] bleiben Debatten über Folgen für die
Stadtentwicklung selten. Dabei finden sich durchaus Argumente dafür,
Städte nicht nur als Austragungsorte der Proteste zu betrachten,
sondern städtische Marginalisierungstendenzen als Katalysatoren und
sogar Auslöser der Aufstände zu sehen.[2] Eine zunehmend nach außen
orientierte Stadtpolitik neigte in der Vergangenheit dazu, eher
globale Ambitionen zu verfolgen als sich drängenden lokalen
Herausforderungen zu widmen. Nachfolgend werden daher Trends der
Stadtentwicklung in Nordafrika in Bezug auf ihre Rolle für die
Entstehung der Aufstände analysiert und es wird der Frage
nachgegangen, inwiefern die Stadtentwicklungspolitik auf den
Arabischen Frühling reagiert hat. Von besonderem Interesse ist, ob ein
Wandel hin zu einer stärker nachhaltigen Stadtentwicklung zu erkennen
ist oder ob sich die Ziele und Strukturen der Stadtpolitik über die
sozialen und politischen Umbrüche hinaus erhalten haben. Dies soll am
Beispiel der beiden Hafenmetropolen Casablanca und Tunis aufgezeigt
werden, deren Entwicklung in der Vergangenheit auf vergleichbaren
Strategien beruhte. Die sehr unterschiedlichen Dynamiken des
Arabischen Frühlings, die in beiden Städten zu beobachten waren,
machen sie zu reizvollen Vergleichsobjekten.


Stadtentwicklungspolitik im Lichte globaler Ambitionen

In den späten 1980er Jahren erkannten führende Sozialwissenschaftler
die Bedeutung sogenannter "Global Cities" oder "World Cities" als
Knotenpunkte zunehmender internationaler Verflechtung. Dabei betonten
sie die neue räumliche Konzentration globaler Steuerungsfunktionen in
den Wolkenkratzern weniger urbaner Zentren des globalen Nordens und
konzeptualisierten gleichzeitig weite Teile des globalen Südens als
machtlose Globalisierungsperipherie. Viele wirtschaftlich erstarkende
Staaten des Südens hatten jedoch die zunehmende sozioökonomische und
politische Bedeutung städtischer Zentren erkannt und lehnten es ab,
sich mit der Rolle der Peripherie zu begnügen. Ihrem Selbstverständnis
als aufstrebende und machtvolle Globalisierungsakteure entsprechend
begannen sie aktiv ihre Wahrnehmung in der Welt zu beeinflussen. Eines
der Mittel war der Bau und die Vermarktung eigener Städte von
Weltrang. In diesem Sinne begannen Stadtplaner in Asien, Afrika,
Lateinamerika und der arabischen Welt vermeintlichen
Global-City-Standards nachzueifern und errichteten immer höhere Türme
und immer mehr "Waterfronts" mit immer spektakuläreren Skylines -
oftmals vermarktet durch die Ausrichtung internationaler Mega-Events.
Ein Blick auf die Golfstaaten zeigte, dass neuen Großprojekten kaum
Grenzen gesetzt scheinen - weder finanzielle noch architektonische
oder planerische.[3]

Dieses Wetteifern um städtebauliche Superlative, dieses Streben nach
globaler Aufmerksamkeit beschrieben Roy und Ong 2011 in ihrem Buch
Worlding Cities.[4] Anders als Sassens Konzept der Global
Cities[5] sind Worlding Cities nicht das Produkt objektiv messbarer
wirtschaftlicher Bedeutung und Macht, sondern der Versuch die eigene -
subjektive - Position in der Welt aktiv zu beeinflussen. Worlding ist
kein Privileg weniger führender Metropolen, sondern der Glaube
jederzeit, überall und selbstständig Weltklasse erreichen zu können.
Worlding Prozesse sind somit Ausdruck postkolonialer Emanzipation und
gleichzeitig das in Glas und Stahl materialisierte subjektive
Verständnis von nationaler Stärke und Modernität. Stadtplanung im
Worlding-Kontext zeichnet sich durch enorme Geschwindigkeit und
Dynamik sowie durch den permanenten globalen Vergleich und Wettkampf
mit anderen Metropolen aus. Eine Folge ist beispielsweise die
weltweite Zirkulation gleicher Planungstrends. Roy und Ong betonen
zudem die Bedeutung neuer Süd-Süd-Allianzen aufstrebender
Weltmarktakteure. Hierfür sind die Golfstaaten und ihr zunehmender
Einfluss auf andere arabische Staaten ein gutes Beispiel.
Worlding-Strategien sind in der arabischen Welt jedoch nicht auf die
Golfstaaten beschränkt. Die Errichtung einer neuen Hauptstadt in der
ägyptischen Wüste oder die Phantasmen des Städtebaukonzepts Kairo2050
stellen nahezu idealtypische Worlding-Projekte dar. Auch in den
vermeintlichen Nebenzentren des arabischen Raums gehören
Worlding-Strategien spätestens seit der Jahrtausendwende und unter dem
zunehmenden Einfluss der Golfstaaten zum städtebaulichen Alltag.[6]

Marokkos König Mohammed VI. hat in Reden mehrfach die Bedeutung
städtebaulicher Großvorhaben für die touristischen und
wirtschaftlichen Ziele des Landes betont. Im Rahmen der nationalen
Tourismusstrategie "Vision 2020", die zum Ziel hat, Marokko bis zum
Jahr 2020 zu einer der Top-20 Touristendestinationen weltweit zu
machen, soll Casablanca zum attraktiven Anziehungspunkt für
internationale Geschäftsreisende ausgebaut werden. Mit
Avantgarde-Architektur und prestigeträchtigen Kulturprojekten auf der
einen und dem Neubau von Hotels und Kongresszentren auf der anderen
Seite soll dieses städtebauliche Ziel von nationaler Priorität
verwirklicht werden. Beispiele sind das Waterfront-Vorhaben "Casa
Marina" mit seinen gläsernen Hotel- und Kongressgebäuden sowie der Bau
des neuen Stadtteils "Casa Anfa" einschließlich des Teilprojekts "Casa
Finance City" als neuem Zentrum marokkanisch-afrikanischer
Wirtschaftsbeziehungen.

Vergleichbare städtebauliche Praktiken finden sich auch in Tunesien.
Insbesondere die Bedeutung von Süd-Süd-Allianzen für städtebauliches
Worlding ist im tunesischen Fall offensichtlich. Bereits 1987 - im
Jahr der Machtübernahme Ben Alis - entstand ein
Public-Private-Partnership mit einem saudischen Investor zur
gemeinsamen Erschließung des Nordufers der Lagune von Tunis (Lac de
Tunis). Der Einfluss des golfarabischen Investors nahm jedoch im
weiteren Projektverlauf zu - begünstigt durch eine zunehmende
Steuerung der Waterfront-Vorhaben in Tunis durch den Präsidenten,
welche die Mitgestaltung auf städtischer Ebene immer weiter
zurückdrängte. Dies führte dazu, dass die "präsidialen Projekte" ab
Mitte der 2000er Jahre zunehmend vom lokalen Kontext entkoppelt wurden
und sich an städtebaulichen Blueprints aus den Golfstaaten
orientierten. Die Pläne zur "Tunis Sports City", einem
Waterfront-Projekt am nördlichen Ufer des Lac de Tunis, können gar als
Eins-zu-Eins-Kopie der "Sports City" in Dubai angesehen werden.
Planung und Entwicklung lagen vor 2011 komplett in der Hand
ausländischer Investoren - ohne Studie des lokalen Bedarfs und ohne
Konzept zur stadtplanerischen Integration. Auch im Süden des Sees
wurden bestehende Pläne zur städtebaulichen Erschließung per
präsidialem Beschluss durch das von Sama Dubai durchgeführte Projekt
"The Mediterranean Gate" ersetzt.


Stadtentwicklungspolitik im Schatten der Wolkenkratzer

Im Schatten der großen internationalen Bauprojekte zeigen sich die
lokalen Probleme zunehmend extern orientierter Stadtplanung: die
wachsende Marginalisierung und Stigmatisierung armer Stadtbevölkerung.
Im Falle Casablancas wird der Zusammenhang zwischen
Worlding-Strategien und Marginalisierung deutlich. Zum einen kommt es
zu direkten Verdrängungseffekten: Im Stadtzentrum mussten nach
Haussmann'scher Art zahlreiche Häuser der Medina dem Bau eines neuen
Prachtboulevards, der Avenue Royale, weichen, der die 1993 errichtete
Hassan II.-Moschee mit dem europäischen Zentrum Casablancas verbinden
soll. Viele Bewohner blieben ohne adäquate Wohnalternative zurück oder
mussten aus der Altstadt an den Stadtrand ziehen. Zum anderen bedeutet
Worlding im Kontext von Casablanca auch das Streben nach westlichen,
vermeintlich globalen und modernen Idealen der Stadtplanung.
Armenviertel, insbesondere dort wo sie "sichtbar" sind (z.B. an
Eisenbahn- oder Straßenbahntrassen oder in der Nähe des Flughafens),
haben in den modernisierten Städten zunehmend keinen Platz mehr. Ihre
Bewohner wurden und werden in die Außenbezirke verdrängt bzw.
umgesiedelt. In diesem Zusammenhang sind die Selbstmordanschläge von
perspektivlosen, jugendlichen Bewohnern der Armenviertel, die 2003 im
Zentrum Casablancas stattfanden, zu erwähnen. Wenig später erklärte
König Mohamed VI. den informellen Siedlungen den Kampf und rief das
Projekt "Städte ohne Slums" ins Leben, dass zum Ziel hat, alle
Bewohner von Hüttensiedlungen in eine Art sozialen Wohnungsbau am
Stadtrand umzusiedeln. Dabei betont er die Gefahr der Existenz
"anarchischer" Siedlungen für den internationalen Ruf und die
wirtschaftlichen Ambitionen Marokkos. Das vermeintlich von Slums
ausgehende Image eines unsicheren und rückständigen Landes wirke
abschreckend auf Investoren und Touristen. Eine weitere Reaktion auf
die Anschläge war die staatlich geförderte Gründung zahlreicher
Nachbarschaftsorganisationen, die im Auftrag und unter der Kontrolle
des Innenministeriums soziale Projekte, Sport- und Freizeitaktivitäten
in benachteiligten Vierteln durchführen. Dies hat den Einfluss des
Innenministeriums, das in erster Linie im sicherheitspolitischen
Interesse handelt, in diesen Vierteln erhöht.

In Tunis sind Verdrängungsprozesse im Kontext der Gentrifizierung der
Altstadt zu beobachten, jedoch kaum im Zusammenhang mit
städtebaulichen Großprojekten. Tunis' informelle Siedlungen sind seit
den 1970er-Jahren mit französischer Unterstützung aufgewertet worden.
Diese Praktiken, von einheimischen Beobachtern auch als
"Catch-Up-Stadtplanung" bezeichnet, haben städtebauliche Missstände,
wie den fehlenden Anschluss an städtische Infrastruktur behoben, ohne
dabei jedoch langfristige Ziele sozioökonomischer Integration zu
verfolgen. Die meisten Haushalte ärmerer Stadtteile sind weiterhin
abhängig vom Schwarzhandel, der polizeilicher Willkür unterliegt und
unter Schutzgeldzahlungen leidet. Während Worlding-Strategien die
ärmeren Viertel in Tunis kaum betreffen, haben sie die regionalen
Disparitäten landesweit wesentlich verschärft. Rund um Tunis und die
Küste entlang häufen sich städtebauliche sowie touristische
Großvorhaben; dagegen hat das mono-wirtschaftlich geprägte,
infrastrukturell benachteiligte und touristisch kaum attraktive
Hinterland wenig ausländisches Investoreninteresse hervorgerufen. Dem
präsidialen Planungsverständnis nach war die Region somit
uninteressant, was deren Marginalisierung weiter verstärkte.


Tunis und Casablanca im Arabischen Frühling

Genau in diesen politisch wenig beachteten und strukturell
benachteiligten Regionen brach Ende 2010 der Arabische Frühling aus
und begann sich in die gesamte arabische Welt auszubreiten. Während
Tunesiens Diktator Ben Ali außer Landes floh und den Weg frei machte
für langfristige politische Erneuerungen, erlebte Marokko eine Serie
von Protesten im Rahmen der "Bewegung 20. Februar", die nach gezielten
Reformen, Neuwahlen und der Abstimmung über eine neue Verfassung
relativ schnell wieder abklangen. Um die stadtpolitischen Reaktionen
auf diese Entwicklungen besser verstehen zu können, ist ein Blick auf
die lokalen und regionalen Kontexte der Revolten sowie die
spezifischen Protest-Dynamiken in Casablanca und Tunis unabdingbar.

In Tunesien waren von Beginn an regionale Disparitäten ein
entscheidender Faktor der Revolten. Gemeinhin gilt die
Selbstverbrennung Mohamed Bouazizis in der Kleinstadt Sidi Bouzid am
17. Dezember 2010 als Auslöser des Arabischen Frühlings. Sie war
jedoch nur der vorläufige Höhepunkt einer über Jahre andauernden Serie
von Protesten im wirtschaftlich abgehängten und systematisch
benachteiligten tunesischen Hinterland gegen die Ignoranz der
Zentralregierung in Tunis. Streiks von Minenarbeitern in der Region um
Gafsa so wie Aufstände im Süden des Landes an der Grenze zu Libyen
wurden 2008 und 2010 radikal niedergeschlagen. Beobachter sind sich
einig, dass sich die Selbstverbrennung Bouazizis wohl kaum zu einer
Revolution entwickelt hätte, wenn sie nicht im Kontext dieser Proteste
- Peripherie vs. Zentrum - gestanden hätte.[7] In Tunis waren es im
Januar 2011 zunächst ebenfalls die ärmeren Viertel wie Ettadhamoun, in
denen die Proteste stattfanden, ehe zunehmend auch wohlhabendere
Schichten teilnahmen und die Demonstrationen das Stadtzentrum
erreichten. Vor allem die Massenkundgebung auf der Avenue Habib
Bourguiba am 14. Januar 2011 sowie die zweimaligen, jeweils mehrere
Tage andauernden Sit-ins auf dem Place du Gouvernement in der Altstadt
von Tunis blieben in Erinnerung.

Im Unterschied zu Tunesien, wo das Internet erst im späteren Verlaufe
der Proteste entscheidend wurde, begann die Protestbewegung in Marokko
im digitalen Raum und nicht auf der Straße. Der Aufruf zu landesweiten
Demonstrationen am 20. Februar 2011 kam allerdings nicht aus dem
Nichts, sondern wurde getragen von unterschiedlichen bereits
bestehenden Gruppierungen, insbesondere von linkspolitischen Gruppen,
der Vereinigung arbeitsloser Hochschulabsolventen, mehreren
islamistischen Gruppierungen und der Amazigh-Bewegung. Mit deren
freiheitlich-politischen Zielen konnten sich andere Protestgruppen,
vor allem in den strukturschwachen ländlichen Regionen Marokkos,
allerdings kaum identifizieren.[8] So entwickelte sich die "Bewegung
20. Februar" von Beginn an hauptsächlich im Zentrum des Königreichs,
im digital gut vernetzten, jungen urbanen Milieu und nicht, wie in
Tunesien, in der sozioökonomischen Peripherie. Hieraus entstanden
Legitimitätsprobleme der Bewegung, die sich zum Beispiel auf
kleinräumiger Ebene in Casablanca zeigten. Während die Demonstrationen
der "Bewegung 20. Februar" im Stadtzentrum Casablancas stattfanden,
blieb es in der urbanen Peripherie ruhig. Im Laufe der späteren
Kampagne zum Verfassungsreferendum schlugen Mobilisierungsversuche
seitens der "Bewegung 20. Februar" in den ärmeren Vierteln Casablancas
fehl. Stattdessen fanden dort, teilweise durch lokale Politiker
organisierte, royale Solidaritätskundgebungen statt.


Der Arabische Frühling: Neustart der Stadtentwicklungspolitik?


2010 rückten die arabischen Städte in den Fokus der
Weltöffentlichkeit. Zeitgleich gerieten die jahrelang etablierten
politischen Strukturen vieler arabischer Staaten ins Wanken. Daraus
resultierten Einschnitte und Veränderungen für die Stadtplanung,
welche sich in unterschiedlicher Weise gezwungen sah auf die Revolten
zu reagieren. Dabei war zunächst erkennbar, dass Planungsakteure
gezielt auf spezifische lokale Hintergründe und Dynamiken der Proteste
eingingen. So haben in Tunesien die regionalen Disparitäten, die
wesentlich zum Ausbruch der Revolutionen beitrugen, zu einer
Strukturreform der Stadtpolitik geführt. Das politische System wird
dezentralisiert und Entscheidungsmacht ausgelagert. Der Aufbau
funktionsfähiger lokaler Governance-Strukturen und einer bürgernahen
lokalen Demokratie soll das Vertrauen der Bevölkerung in den
Staatsapparat verbessern und als Basis für größeren regionalen
Ausgleich dienen. Wichtige Aspekte sind dabei die Erhöhung kommunaler
Budgets, mehr Entscheidungstransparenz, Bürgerbeteiligung, besser
ausgebildetes Personal in peripheren Kommunen, die Einführung neuer
Distrikte, die jeweils strukturstarke und -schwache Gebiete umfassen,
sowie direkte Kommunalwahlen. Allerdings wird die
Dezentralisierungsreform politisch von Tunis aus gesteuert und kommt
trotz klarer Vorgaben der neuen Verfassung von 2014 nur langsam voran.
Ein Beispiel hierfür sind die Kommunalwahlen, die mehrfach verschoben
wurden und nun erst im März 2017 stattfinden sollen. Auch die neue
Kommunalfinanzierung ist weiterhin nicht geklärt. Zwar existieren seit
2013 Ansätze eines kommunalen Finanzausgleichs, jedoch bleiben die
kommunalen Finanzmittel gering. So beruhen erste Erfolge weitestgehend
auf zivilgesellschaftlichem Engagement sowie der Unterstützung durch
ausländische Entwicklungshilfeorganisationen, die bürgerschaftliches
Engagement, Transparenz sowie lokale Kapazitätsbildung in
Einzelprojekten fördern. Viele Organisationen konzentrieren sich dabei
explizit auf benachteiligte Regionen und Bevölkerungsgruppen,
insbesondere Jugendliche, die unter hoher Arbeitslosigkeit leiden.
Ohne dringend benötigte Investitionen werden dezentrale Strukturen die
sozioökonomischen Probleme des tunesischen Hinterlandes aber wohl kaum
lösen können. Dass diese Probleme weiterhin unverändert hoch sind,
zeigten auch neue Proteste gegen die gravierende Arbeits- und
Perspektivlosigkeit, die im Januar 2016 in der Ursprungsregion des
Arabischen Frühlings ausbrachen.

Die Stadtpolitik in Casablanca hat auf die Herausforderungen von 2011
ebenfalls reagiert, allerdings ohne stadt- und regionalpolitische
Strukturreformen zu verfolgen. Schließlich stammt die "Bewegung 20.
Februar" nicht aus den benachteiligten Vierteln und Regionen des
Königreichs, weswegen Aspekte von Marginalisierung weniger relevant
waren als in Tunesien. Während der König auf die
freiheitlich-politischen Forderungen der Protestierenden einging,
wurden gleichzeitig Maßnahmen ergriffen, um ein Übergreifen der
Proteste auf benachteiligte Stadtquartiere zu verhindern. Jene Viertel
sind in der Vergangenheit gleich mehrfach Austragungsort
gesellschaftlich bedeutender Aufstände gewesen. So ist der öffentliche
Raum in den Armutsquartieren Casablancas zum umkämpften Raum geworden.
Lokale Politiker versuchten direkt sowie indirekt über loyale
Nachbarschaftsorganisationen die öffentliche Meinungsbildung zu
beeinflussen und Stimmung gegen die "Bewegung 20. Februar" zu machen.
Jene wiederum versuchte durch Sit-ins in selbigen Stadtquartieren
Anhänger zu gewinnen - ohne Erfolg. Gleichzeitig haben staatliche
Akteure ins Stocken geratene Umsiedlungsprojekte aus Casablancas
informellen Siedlungen wieder forciert. Die Möglichkeit, in ein
eigenes Haus mit legalem Besitztitel umzuziehen, wird von vielen
Bewohnern als positiv angesehen und sollte das Vertrauen in die neue
Regierung unter der Führung der moderat-islamistischen Partei für
Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD), die in vielen Armutsvierteln
besonders populär ist, stärken. Die Modalitäten der Umsiedlung wirken
zudem kollektivem Protest entgegen, da sich die Konflikte um Wohnraum
auf die individuelle Ebene verlagern und im Verhältnis einzelner
Bewohner zur lokalen Verwaltung oder zu einzelnen Bauherren entstehen.

Parallel zu diesen stadt- und regionalplanerischen Reaktionen stieg
die sicherheits- und stabilitätspolitische Bedeutung der Stadtplanung
weiter an. Die seit 2011 verstärkte Fokussierung auf benachteiligte
Gruppen und Regionen beziehungsweise Viertel folgt nicht nur dem Ziel
der sozioökonomischen Integration, sondern primär der
Wiederherstellung und Wahrung von Stabilität und Sicherheit. Sowohl in
Tunis als auch in Casablanca - ob neues demokratisches oder
reformiertes autoritäres Regime - leiten sicherheitspolitische Aspekte
die Entwicklung der urbanen Peripherie. Die Forcierung von Casablancas
Slum-Umsiedlungsprogramm folgt ebenso sicherheitspolitischen Zielen
wie die vom Innenministerium veranlasste Aufstockung der Mittel für
soziale und kulturelle Projekte zivilgesellschaftlicher Organisationen
in benachteiligten Vierteln. Dabei gefährdet insbesondere die
Umsiedlung von Slumbewohnern sozial nachhaltige
Stadtentwicklungsziele, indem sozial benachteiligte Familien aus
etablierten sozialen und wirtschaftlichen Strukturen herausgerissen
werden. In Tunesien verfolgt die Verlängerung und Ausweitung
landesweiter Programme zur Verbesserung der Infrastruktur informeller
Viertel ähnliche Absichten. Bereits zu früheren Zeiten hatte "Catch-Up
Stadtplanung" dem Zweck gedient, Protesten der Bewohner informeller
Siedlungen entgegenzuwirken. Im neuen Programm finden sich nun
deutlich mehr peripher gelegene Kommunen als zuvor. Gleichzeitig
jedoch ist die Zahl der informellen Bauten in Folge des Zusammenbruchs
früherer Sicherheitssysteme sprunghaft angestiegen. Die Politik ist
nicht in der Lage, oder sie scheut sich, diesem Trend entschieden
entgegenzuwirken und konterkariert so die eigenen Aufwertungsprojekte,
während langfristige Stadtentwicklungsstrategien weiter fehlen. Anders
ausgedrückt liegt der Fokus auf der (teuren) Beseitigung der Symptome,
nicht aber auf der Bekämpfung der Ursachen von Marginalisierung. Zwar
mag das Ziel der schnellen Sicherung sozialer Stabilität politisch
legitim sein, es läuft jedoch Gefahr bestehende Abhängigkeiten zu
verstärken und alte Muster der Stadtplanung zu verfestigen anstatt
einen Neuanfang hin zu mehr sozial nachhaltiger Stadtentwicklung zu
fördern.

Tatsächlich war zuletzt vermehrt der Trend zurück zum Status quo der
Stadtpolitik vor 2011 zu beobachten. Dies zeigte sich unter anderem in
der Wiederkehr von Worlding-Großproiekten, von denen sich die
Regierungen zunächst, in Reaktion auf die Revolten und im Zuge der
politisch unübersichtlichen Lage, distanziert hatten. Auch hier ist
der stadtplanerische Wunsch, Stabilität möglichst schnell
wiederherzustellen und zu vermarkten offensichtlich. In Tunesien
offenbarte der politische Umsturz ein enormes Ausmaß von Korruption im
Rahmen der Großprojekte "The Mediterranean Gate" und "Tunis Sports
City" am Ufer der Lagune von Tunis. Zudem häuften sich Stimmen, die
die städtebauliche Verträglichkeit isolierter Großvorhaben und die
fehlende Berücksichtigung des lokalen Bedarfs kritisierten. Neben den
Effekten der Finanzkrise führte dies zur vorübergehenden Stilllegung
der Projekte. Spätestens aber mit dem im September 2014 angekündigten
Bau der "Tunisia Economic City" in unmittelbarer Nähe des
internationalen Flughafens von Hammamet sind Worlding-Projekte zurück
auf der Agenda. Laut Selbstbeschreibung will das Vorhaben nicht nur
den Tourismus fördern, sondern auch Tunesiens geostrategische
Bedeutung als Handelsplatz verbessern. Ein Jahr später wurde auch die
Wiederaufnahme der Waterfront-Projekte "The Mediterranean Gate" und
"Tunis Sports City" verkündet. Die Wiedereinführung und Erweiterung
von Worlding-Projekte dient zunächst - ganz im Sinne keynesianischer
Wirtschaftspolitik - kurzfristigen Beschäftigungs- und
Wachstumszielen. Des Weiteren zielen die Vorhaben darauf ab, über eine
verbesserte Außendarstellung, den für Tunesien so wichtigen
Tourismussektor zu reanimieren. Stadtplanerische Ziele folgen in der
Rangordnung erst danach.

Während Tunesien gerade wieder zurück ist bei "Worlding as Usual", gab
es in Marokko kaum einen Einbruch. Im Gegenteil sieht Marokko in der
Instabilität der Region eine Chance, sich als einzigen sicheren
Standort in Nordafrika zu vermarkten. Dies zeigt sich im Fall
Casablancas in der Fortführung bestehender Vorhaben wie "Casa Marina"
und "Casa Anfa". Auch das umstrittene Projekt der Avenue Royale wurde
trotz Kritik an den Umsiedlungen und der Zerstörung der Medina
fortgesetzt. Zudem entsteht das neue Großprojekt "Rabat Ville
Lumiére", welches die marokkanische Hauptstadt eigenen Angaben zufolge
in eine Metropole von Weltrang umwandeln soll. Die Forcierung von
Großprojekten in den Metropolen Marokkos läuft Gefahr - ähnlich wie in
Tunesien - die schon erheblichen regionalen Disparitäten weiter zu
vergrößern. Die politischen Reaktionen des Königs auf den Arabischen
Frühling haben sich primär auf die "Bewegung 20. Februar" bezogen,
während die eher isolierten Proteste im ländlichen Raum kaum
adressiert wurden. Erste Dezentralisierungsansätze mag die neue
Verfassung liefern, doch bislang zeichneten sich - auch mangels
Umsetzungsbestimmungen bis 2016 - kaum praktische Veränderungen ab.
Ähnlich wie im Januar 2016 in Tunesien, brachen auch in Marokko im
Oktober 2016 ausgehend von der regionalen Peripherie neue Proteste
aus, die durchaus als Ausdruck wachsenden Unmuts gegenüber dem Zentrum
gedeutet werden können.

Abschließend lässt sich festhalten, dass trotz der tunesischen
Bemühungen die Stadtpolitik strukturell zu reformieren, für den
Augenblick vor allem stadtentwicklungspolitische Kontinuitäten zu
beobachten sind. Primäres Ziel der Stadtpolitik nach dem Arabischen
Frühling ist die kurzfristige Sicherung politischer Stabilität, was
die Fortführung "alter" Praktiken fördert. In Casablanca und Tunis
werden weiter hauptsächlich Worlding-Großprojekte verfolgt, während in
der urbanen Peripherie einerseits Abhängigkeiten, andererseits
Kontrolle wachsen. Zudem zeugen erneute Proteste in den
strukturschwachen Regionen beider Länder von wachsenden,
beziehungsweise unverändert hohen, regionalen Disparitäten. Die
marokkanische Regionalentwicklungspolitik ist diese Problematik
bislang unzureichend angegangen. Es bleibt jedoch zu hoffen, dass der
tunesische Versuch eines Aufbaus lokaler Governance-Strukturen bald
Früchte trägt und der Versuch einer langfristig ausgerichteten, sozial
nachhaltigen Regional- und Stadtentwicklung - zumindest ansatzweise -
umgesetzt werden kann.


Raffael Beier studierte Stadtgeographie in Bochum und
Grenoble und ist seit 2014 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut
für Entwicklungsforschung und Entwicklungspolitik der Ruhr-Universität
Bochum. Dort promoviert er im Rahmen des gemeinsamen
Doktorandenprogramms mit dem International Institute of Social Studies
in Den Haag über die Umsiedlung von Bewohnern informeller Siedlungen
in Marokko.
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Technische Hochschule Deggendorf - 20.02.2018

Künstliche Intelligenz verbessert Prüfungsleistung von Studierenden



Mit Hilfe eines Frühwarnsystems ist es an der Technischen Hochschule
Deggendorf (THD) gelungen, die Durchfallquote im Studiengang
Betriebswirtschaftslehre im Fach Mathematik zu halbieren. Möglich war dies
durch eine Prognose des Prüfungserfolgs basierend auf Daten zum
Lernfortschritt der Studierenden. Durchfallgefährdete Studierende konnten
frühzeitig gewarnt und unterstützt werden, um Versäumnisse im
Lernverhalten einzuholen. Entwickelt wurde das Frühwarnsystem von einem
Team aus zwei wissenschaftlichen Mitarbeitern rund um den
Mathematikprofessor Heribert Popp.

Im Vergleich zum Alltag als Schüler, sind Studierende im ersten Semester
mit der neuen Situation konfrontiert ihr Lernpensum selbst zu steuern.
Prüfungen werden im Studium erst vier Monate nach Semesterbeginn
geschrieben, dazwischen fallen keine Pflichtprüfungen an. Nicht bei jedem
klappt es von Anfang an mit der Eigenmotivation, so dass die Notwendigkeit
eines konstanten Lernverhaltens oft unterschätzt wird. Prof. Dr. Dr.
Heribert Popp unterrichtet Mathematik an der THD und suchte nach einer
Lösung, Studierende frühzeitig an diesem Punkt abzuholen.

Die Vorteile von Blended Learning erkannt



Mit seinem Team, Rick Beer und Monica Ciolacu, startete er vor zwei Jahren
das Projekt zur Entwicklung eines Frühwarnsystems und holte sich Hilfe bei
Instrumenten der Künstlichen Intelligenz. Bereits seit zwölf Jahren nutzt
Heribert Popp Blended Learning als Lehrmethode. Das bedeutet, dass
Studierende die Hälfte der Zeit mit digitalem Unterrichtsmaterial lernen.
Zum Beispiel wird ein Teil des Stoffes mit Lernvideos vermittelt oder
Studierende arbeiten mit Quizzes. Bei der Benutzung dieser digitalen
Materialien hinterlassen die Studierenden Spuren. Der Dozent kann
nachverfolgen, wie weit die Gruppe in der Abarbeitung des Materials ist.
Es entsteht eine Datenbasis, mit der Auswertungen zum Lernfortschritt und
zur Wahrscheinlichkeit des Prüfungserfolgs erstellt werden können.

Neuronale Netze als Basis eines Frühwarnsystems



"Neuronale Netze" als Form der Künstlichen Intelligenz sind eine
Möglichkeit Daten auszuwerten und zu klassifizieren. Das Besondere ist,
dass "Neuronale Netze" angelernt werden können. Man füttert sie mit
bestimmten Angaben (Input) und lernt ihnen, welche Ergebnisse je nach
gelerntem Muster (Input) herauskommen sollen. Im Fall von
Semesterprüfungen können Daten zum Beispiel das Klickverhalten in den
digitalen Kursen und der zeitliche Rahmen sein. Zusammenhängend mit dem
betriebenen Lernaufwand kann das Ergebnis "Prüfung bestanden" oder
"Prüfung nicht bestanden" lauten. Nach zweijähriger Vorarbeit startete
Professor Popp im Wintersemester 2017 einen Feldversuch mit Studierenden
des Studiengangs BWL. Mit Hilfe des "Neuronalen Netzes" wertete er die
Lerndaten der Studierenden im Fach Mathematik aus, um zu prognostizieren,
wer gefährdet sei, die Semesterprüfung nicht zu bestehen.

Positive Auswirkung auf Prüfungsergebnisse



Die als gefährdet erachteten Studierenden erhielten sechs Wochen vor
Prüfungstermin eine E-Mail mit dieser Einschätzung und den Hinweis, dass
bei entsprechendem Engagement das Versäumte aufgeholt werden könne. Die
Korrekturergebnisse der Mathematikklausur Ende Januar 2018 belegen, dass
das Frühwarnsystem Wirkung zeigt. Die Durchfallquote hat sich, bei sonst
gleich schwerer Klausur, nahezu halbiert. Zum Vergleich wurden zusätzlich
die Mathematikprüfungen in anderen Studiengängen herangezogen. Professor
Popp zeigt sich über das Ergebnis zufrieden: "Zum ersten Mal hat hier an
der TH Deggendorf, vielleicht auch zum ersten Mal in Bayern, Künstliche
Intelligenz die Prüfungsleistung verbessert."

Für Heribert Popp ist dieses Projekt nur eine Facette seiner Forschung zur
Lehre 4.0. Weitere Projekte zu Techniken der Künstlichen Intelligenz sind:
Individuelle Strukturierung von Lernprozessen durch
Personalisierungsmethoden, Mobile Vernetzung von Lernenden zu Communities
of Practice, Lernmaterialanpassung an den Kenntnisstand der Lerner durch
Adaptivitätsmethoden und Entlastung des Kommunikationsaufwandes der
Dozenten durch Teletutoren in Form von "intelligenten" Chatbots, wie es
Alexa vormacht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1904

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Deggendorf, Theresa Kappl, 20.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - FORSCHUNG/1124: Da haben wir den Salat - Erste Ernte aus aufbereitetem Abwasser im Forschungsprojekt HypoWave (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





FORSCHUNG/1124: Da haben wir den Salat - Erste Ernte aus aufbereitetem Abwasser im Forschungsprojekt HypoWave (idw)

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung - 20.02.2018

Da haben wir den Salat: Erste Ernte aus aufbereitetem Abwasser im
Forschungsprojekt HypoWave



Salatpflanzen nur mit gereinigtem Abwasser versorgen und eine hochwertige
Ernte erzielen - geht das? Im Forschungsprojekt "HypoWave" wurden erstmals
Setzlinge in einem hydroponischen Verfahren angepflanzt und mit speziell
aufbereitetem Bewässerungswasser aus einer Kläranlage versorgt. Die Ernte
aus dem bisherigen Anbau zeigt erste gute Ergebnisse für die
Umsetzbarkeit. Vor dem Hintergrund des hohen Wasserverbrauchs in der
Landwirtschaft setzt das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) geförderte Projekt auf eine wassersparende Pflanzenproduktion.

Dazu werden in einem Gewächshaus auf der HypoWave-Pilotanlage bei
Wolfsburg seit Sommer 2017 Salatsetzlinge in einem hydroponischen
Verfahren angebaut. Die Setzlinge kommen in ihren Pflanzengefäßen ohne
Erde aus, dadurch versickert kein Bewässerungswasser in den Boden und es
verdunstet weniger. Das macht die hydroponische Pflanzenproduktion zu
einem wassersparenden Anbauverfahren. Das Forschungsprojekt HypoWave zielt
darauf, die Effizienz dieser Anbauform noch zu erhöhen, indem speziell
aufbereitetes Wasser aus kommunalem Abwasser verwendet wird.

Mit der Wiederverwendung von Wasser kann nicht nur die Ressource geschützt
werden. Auch die im Abwasser enthaltenen Nährstoffe bieten sich für ein
gesundes Pflanzenwachstum an. "Die ersten Ergebnisse zeigen, dass schon
bei geringer Nährstoffzufuhr ein gutes Wachstum der Salatpflanzen erzielt
werden kann", sagt Projektleiter Thomas Dockhorn vom Institut für
Siedlungswasserwirtschaft der TU Braunschweig. "Wir konnten fast alle
notwendigen Nährstoffe, wie Stickstoff und Phosphor, aus dem Abwasser
bereitstellen und unerwünschte Stoffe reduzieren." Mit Blick auf einen
effizienten Nährstoffeinsatz sei das ein gutes Ergebnis.

Wasserwiederverwendung in der Landwirtschaft schont die Ressource


In der kommenden Vegetationsperiode soll das System durch technische
Anpassungen der Abwasserbehandlungsstufen noch weiter optimiert werden.
Zudem werden die Analysen möglicher organischer Spurenstoffe und
mikrobiologische Untersuchungen zur Keimbelastung weitergeführt. Das
interdisziplinäre Forschungsteam wird sich auch mit der Frage
beschäftigen, wie effizient bei dieser Form der Bewirtschaftung die
Ressource Wasser genutzt werden kann. "Durch die Verwendung von Abwasser
und die Vermeidung von Wasserverlusten durch Versickern und Verdunsten
können wir den Druck auf die Ressource im doppelten Sinne reduzieren",
sagt Thomas Dockhorn. Das sei nicht unerheblich mit Blick auf den
weltweiten Wasserverbrauch in der Landwirtschaft, der bei bis zu 70
Prozent liegt.

Ein weiterer Schwerpunkt des Forschungsprojekts gilt der Vorbereitung für
die praktische Anwendung. In Zeiten des Klimawandels und steigender
Wasserknappheit werden neue, ressourcenschonende Produktionsverfahren
weltweit attraktiv. "Eine technische Innovation alleine ist aber nicht
überlebensfähig ohne die notwendigen Rahmenbedingungen und ohne neue
Geschäftsmodelle", sagt Projektkoordinatorin Martina Winker vom ISOE -
Institut für sozial-ökologische Forschung in Frankfurt. "Wir entwickeln
deshalb schon in der Projektlaufzeit tragfähige Kooperationsformen
zwischen Siedlungswasserwirtschaft und Landwirtschaft für diese spezielle
Variante der Pflanzenproduktion." Hierfür werden zur Übertragung des
Konzepts Fallstudien in Deutschland, Belgien und Portugal durchgeführt.

Über das Forschungsprojekt HypoWave



Das Verbundprojekt "Einsatz hydroponischer Systeme zur
ressourceneffizienten landwirtschaftlichen Wasserwiederverwendung
(HypoWave)" wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im
Rahmen der Maßnahme WavE gefördert. Die Projektpartner im
Forschungsverbund unter der Leitung der Technischen Universität
Carolo-Wilhelmina zu Braunschweig, Institut für Siedlungswasserwirtschaft
(ISWW), sind das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, das
Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB, die
Universität Hohenheim (UHOH), der Abwasserverband Braunschweig (AVB), WEB -
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe, ACS-Umwelttechnik GMBH & Co. KG,
aquadrat ingenieure (a2i), aquatectura - studios for regenerative
landscapes, aquatune - Dr. Gebhardt & Co. GmbH, BIOTEC Biologische
Naturverpackungen GmbH und Co. KG sowie Xylem Services GmbH (Xylem). Die
dreijährige Laufzeit von HypoWave endet am 31. August 2019.


Ausführliche Informationen zum Forschungsprojekt unter: 

www.hypowave.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, Melanie Neugart, 20.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Unabhängige Bauernstimme, Nr. 417 - Januar 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Es muss gehandelt werden

Vertreter aus Politik und Wissenschaft diskutieren mit Bäuerinnen und
Bauern über notwendige Weichenstellungen in der Agrarpolitik

von Marcus Nürnberger



An zentraler Stelle mitten in Deutschland, in der evangelischen
Akademie in Hofgeismar nahe Kassel, fand in diesem Jahr die
Agrarpolitische Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft statt. Einmal mehr geht es um die Zukunft der
Landwirtschaft in Deutschland. Es geht um Fragen nach den Strukturen
der Betriebe, dem Leben auf den Dörfern und im ländlichen Raum.
Landwirtschaft ist Arbeitsplatz, für viele aber auch Lebensmodell.
Viel ist in Bewegung. Eine neue Bundesregierung ist nach der Wahl und
den gescheiterten Jamaika-Sondierungen noch nicht in Sicht. Die
EU-Kommission mit Agrarkommissar Phil Hogan hat in ihrer Mitteilung
erste Richtungsvorgaben für die zukünftige Ausgestaltung der
EU-Agrarpolitik gemacht. In Deutschland wird über einen Umbau der
Tierhaltung, über den Einfluss außerlandwirtschaftlicher Investoren
und über einen Ackerbau ohne Glyphosat diskutiert. Neue Impulse sind
von einer aktuell nur geschäftsführenden Bundesregierung nicht zu
erwarten. Ein guter Zeitpunkt also, um die Themen, die den Bäuerinnen
und Bauern täglich in ihrem Alltag begegnen, und die Forderungen, die
sie an eine zukünftige Landwirtschaftspolitik stellen, zu diskutieren.

Eingeladen hatte die AbL hierzu mit Agrarökonom und Staatssekretär Dr.
Hermann Onko Aeikens einen Vertreter aus dem
Bundeslandwirtschaftsministerium. Die Wissenschaft wurde von Dr.
Harald Grethe, Professor für Internationalen Agrarhandel und
Entwicklung an der Humboldt-Universität zu Berlin und Vorsitzender des
Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik, vertreten. Um ihre
Wahrnehmung von der immer stärkeren Bedeutung des gesellschaftlichen
Anspruchs an landwirtschaftliche Produktionsweisen einzubringen, saß
Christiane Grefe, Redakteurin bei der ZEIT, auf dem Podium. Friedrich
Ostendorff, für die Grünen im Bundestag, konnte ganz aktuell von den
Jamaika-Sondierungen berichten, aber auch seine Erfahrungen als Bauer
und AbL-Mitglied einbringen. Mit Elisabeth Fresen und Martin Schulz
waren wiederum die Bäuerinnen und Bauern, aber auch der
AbL-Bundesvorstand vertreten.

Mit einer Schilderung vom Kühetreiben mit ihrem Vater eröffnete
Jungbäuerin Elisabeth Fresen die Veranstaltung. Wie auf ihrem Betrieb
den Generationswechsel, so nimmt sie auch insgesamt vielfach Umbrüche
in der Landwirtschaft wahr und stellt die Frage nach deren Bedeutung
für das politische Handeln. Ulrich Jasper, AbL-Bundesgeschäftsführer
und Moderator der Diskussion, ging einen Schritt zurück und wollte von
Staatssekretär Aeikens gerne wissen, welche die großen
Herausforderungen für die Bauern seien. Dieser zog einen großen
Rahmen, von der Globalisierung über Wettbewerb und der in der EU
vergemeinschafteten Agrarpolitik bis hin zu unterschiedlichen
Agrarstrukturen und Städtern mit hoher Sensibilität. Ziel sei es, so
Aeikens, "nachteilsfrei" aus den GAP-Verhandlungen zu kommen. Er lobte
den Entwurf des Agrarkommissars als sensibel und nannte hierbei die
Bereiche Umwelt, Risiko, Direktzahlungen und Tierhaltung. Für die
deutsche Politik verwies Aeikens auf das Grünbuch des
Landwirtschaftsministeriums. Eine engere "Verzahnung" zwischen
Gesellschaft und Landwirtschaft werde hier ebenso aufgeführt wie eine
noch zu konkretisierende Nutztierhaltungsstrategie und die Umsetzung
des zum Ziel erklärten Ausbaus der Ökolandwirtschaft auf 20 Prozent.
Nachdenklich äußerte Aeikens sich zur Verteilung der Böden im
ländlichen Raum und fragte, ob die derzeitig vielerorts
festzustellende Konzentration den Strukturen im ländlichen Raum und in
den Dörfern zuträglich sei.

Gesellschaft versöhnen

Wohl wissend, dass sie nicht die Gesellschaft als Ganzes vertritt,
nimmt die ZEIT-Redakteurin Christiane Grefe sehr unterschiedliche
Vorstellungen von Landwirtschaft wahr. Neben dem Tierwohl sei es vor
allem Glyphosat, das derzeit "stellvertretend für eine pestizidfreie
Landwirtschaft" Thema sei. Durchaus kritisch sieht Grefe die
Entwicklung von einer Zeit, in der sich die Bevölkerung nicht für
Landwirtschaft interessierte, zu heute, wo Themen plötzlich
gesellschaftlich aktuell würden, ohne dass Hintergrundinformationen
bekannt seien oder gesucht würden. Nicht selten seien es
romantisierende Vorstellungen, die verantwortungsvoller Information im
Wege stünden. "Viel wollen und wenig bezahlen", sei nicht selten das
Resümee. An die Adresse der Journalisten, aber auch der Verbände
richtete sie die Aufforderung, mehr zu erklären, für welche
Folgeschäden an Böden, am Wasser und an der Umwelt an anderer Stelle
gezahlt werden müsse. Das könne dazu führen, dass der Verbraucher
seinen Selbstbetrug erkenne und bereit sei, mehr für ein nachhaltiges
Produkt zu bezahlen. Gleichzeitig stellte Grefe aber auch eine
Überforderung der Verbraucher durch die Informationsflut und viele
Lügen fest. Hier sei es an der Politik, für eine klare Regelung und
transparente Kennzeichnungen zu sorgen. Eine große gesellschaftliche
Chance sieht die ZEIT-Redakteurin in der GAP, wenn es gelänge, den
immer erwarteten Dissens zwischen Rat, Parlament und Kommission
beizulegen und durch eine gemeinsame europäische Kommunikation zu
ersetzen.

Tierwohl qualifizieren

Seit der Vorstellung des Tierwohlgutachtens des Wissenschaftlichen
Beirats im April 2015 ist viel Zeit vergangen. Obwohl sehr konkrete
Aufgaben benannt worden seien und dies zu einer intensiven Debatte
geführt habe, bestehe eine "große Kluft zwischen dem, wo wir sind und
wo wir sein sollten", fasste Prof. Grethe seinen Unmut zusammen. Im
Tierwohlgutachten werden drei bis fünf Milliarden Euro pro Jahr
genannt, die zur Finanzierung eines Umbaus notwendig sind. "Woher
kommt das Geld?", fragte der Mitautor. Bezüglich einer politischen
Strategie nannte der Wissenschaftler die drei Aufgabenfelder
staatliche Förderung, Kennzeichnung und Vermarktung. Mit Blick auf die
GAP bezeichnete es Grethe als Skandal, dass ein Großteil der Gelder
noch immer "wirkungslos verteilt" würde. Vielmehr gebe es gute
Modelle, um das Geld an Leistungen zu knüpfen und an Zielen orientiert
auszugeben.

Jamaika ist gewesen

Rückblickend zeigte sich Friedrich Ostendorff erfreut darüber, dass es
in den Jamaika-Verhandlungen so schnell gelungen sei, sich beim Thema
Landwirtschaft "in der Sache zu verständigen". "Tierhaltung ist ein
großes gesellschaftliches Thema", so Ostendorff. Das sei auch im
Wahlkampf immer wieder zu spüren gewesen. 900 Mio. Euro zusätzlich
habe man für den ländlichen Raum und die Tierhaltung vorsehen wollen.
Dass sich die Sondierungen trotz ihres Scheiterns gelohnt hätten,
machte Ostendorff mit einer Anekdote deutlich. So sei die
Bundeskanzlerin sehr erstaunt darüber gewesen, dass Pestizide auch in
Wasserschutzgebieten ausgebracht werden dürfen. Die Politik müsse sich
auf die Veränderungen einstellen. Sie müsse sich an deren Spitze
setzen und dürfe es z. B. nicht dem Handel überlassen, mit neuen
Anforderungen die Richtung vorzugeben, forderte der Grünen-Politiker.

Aus der Praxis

Wie schwierig eine Neuausrichtung der Landwirtschaft, in diesem Fall
der Schweinehaltung, in der Praxis sein kann, davon berichtete
Neuland-Schweinebauer Martin Schulz: "Es ist schwieriger, Betriebe zu
bekommen." Die Schweinehalter ließen sich nach Möglichkeit alle
Optionen offen. Investitionen für einen Stallumbau und die Teilnahme
am Neulandprogramm gingen hier schon zu weit. Vor allem die gut in die
Neuland-Struktur passenden
Zweihunderter-bis-Dreihunderter-Sauenbetriebe hätten zum einen keine
Mittel für den Umbau, ihnen fehle aber auch das notwendige Vertrauen
in den Markt und in die Politik, nimmt Schulz wahr. Gleichzeitig
stünden die Betriebe in der gesellschaftlichen Kritik. Den Landwirten
allein die Schuld an ihrer Situation zuschreiben will Schulz hingegen
nicht. Vielmehr sei sie das Resultat einer Entwicklung innerhalb der
ganzen Branche. Mit dem AbL-Punktemodell für eine Qualifizierung der
Direktzahlungen machte Elisabeth Fresen einen konkreten Vorschlag, der
von Professor Grethe als eine durchaus denkbare Lösung betrachtet
wurde. Kritisch äußerte sich Staatssekretär Aeikens, der die
Rechtssicherheit einer auf dem Punktesystem basierenden Auszahlung
bezweifelte und mehr Bürokratie befürchtete, obwohl ein Großteil der
im AbL-Punktesystem bewerteten Parameter schon jetzt mit dem
Agrarantrag erfasst werden.

Vielfalt, groß oder klein

Lebhaft wurden Podium und Zuhörer, als es um eine gezielte Förderung
und den Erhalt kleiner Strukturen ging. Die Agrarförderung sei keine
Sozialpolitik, sagte Prof. Grethe. Klein allein sei keine Qualität.
Einen Kostenvorteil von 200 Euro pro Hektar sprach Aeikens den
rationalisierten Großbetrieben zu und betonte die Notwendigkeit,
kleine und mittlere Betriebe stärker unterstützen zu wollen.
Allerdings erst nach 2020 nach der anstehenden GAP-Reform. Bis dahin
will der Staatssekretär auch nicht über eine Anhebung des Aufschlags
auf die ersten Hektare diskutieren.

Boden den Bauern

Immer mehr Land wandert in die Portfolios von
außerlandwirtschaftlichen Unternehmen. Durch Teilverkäufe ist es den
Investoren sogar möglich, die eigentlich anfallende Grunderwerbssteuer
zu sparen. Einigkeit bestand, dass diese Praktiken unterbunden werden
müssen. Offen blieb, ob die notwendigen Regelungen auf Bundes- oder
Länderebene zu treffen umzusetzen sind.

Fazit

Klein- und mittelbäuerliche Betriebe möchte Friedrich Ostendorff von
der AbL vertreten wissen und sucht gleichzeitig nach Ansatzpunkten,
und den Druck für einen Umbau der Tierhaltung hoch zu halten und den
Betrieben den Rücken zu stärken. Dass in großen Teilen der
Gesellschaft eine falsche Wahrnehmung von Landwirtschaft existiert,
findet Christiane Grefe. Mit Blick auf die Zukunft Europas mit seinen
Regionen forderte sie dazu auf, die GAP als europäisches Projekt stark
zu machen, europäisch zu denken und sich für ein demokratisches Europa
der Regionen stark zu machen.

 * 
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Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Herausforderungen auf dem Milchmarkt

Milchbauernpräsident Schmal zu Gesprächen in Brüssel



Die aktuelle Lage auf dem Milchmarkt war eines der Themen, die bei
einem Gespräch in Brüssel zwischen den MdEPs Reimer Böge und Norbert
Lins und dem Milchbauernpräsidenten des Deutschen Bauernverbandes
(DBV), Karsten Schmal, besprochen wurden. In den kommenden Monaten
könnte die wirtschaftliche Situation der Milchbauern deutlich
herausfordernder werden als im vergangenen Jahr. Preissignale, die
seit Herbst 2017 vom Weltmarkt gegeben werden, kommen jedoch weiterhin
zu spät bei den Erzeugern an, so dass diese mit ihrer Produktion nicht
auf aktuelle Marktentwicklungen reagieren können. Die Politiker und
der Milchbauernpräsident waren sich einig, dass die Verantwortung für
die Gestaltung der Lieferbeziehungen vorrangig nicht bei der Politik,
sondern bei den Akteuren am Markt, also bei den Molkereien, liegt.

Ferner tauschte man sich über die künftige Finanzierung des
EU-Haushaltes aus. Schmal hierzu: "Der Agrarhaushalt sollte nicht als
Steinbruch für die Finanzierung neuer Aufgaben der EU angesehen
werden. In Zeiten mit extrem niedrigen Erzeugerpreisen machen die
Direktzahlungen bedeutend mehr als 50 Prozent des Einkommens der
Milchbauern aus."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin
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Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Schweinepestverordnung im Grundsatz gut



Die heute im Bundeskabinett vorgelegte Verordnung zur Afrikanischen
Schweinepest (ASP) begrüßt der Deutsche Bauernverband (DBV) im
Grundsatz. "Es ist wichtig, dass es jetzt eine Rechtsgrundlage und
verbindliche Spielregeln für den Fall des Ausbruchs gibt", sagt der
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbands, Bernhard Krüsken.
Positiv sei auch, dass die Schonzeitregelung für Schwarzwild angepasst
wurde. Bei einigen Punkten sieht der DBV aber noch erhebliche
Herausforderungen und praktische Probleme. Dazu zählt unter anderem
die vorgesehene Regelung für Heu und Stroh aus den
Restriktionsgebieten, bei der die rückwirkende Anwendung kaum
praktisch umzusetzen ist. "Diese Verordnung verdeutlicht die enorme
Größenordnung der Probleme, die im Fall eines Ausbruchs vor Ort
pragmatisch gelöst werden müssen", so der DBV-Generalsekretär. Eine
massive Verstärkung von Vorsorge- und Präventionsmaßnahmen bleibe
daher das Gebot der Stunde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/011: DR Kongo - Alarmierende Meldungen über Gräueltaten und Massenvertreibungen (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)

UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

DR Kongo: Alarmierende Meldungen über Gräueltaten und
Massenvertreibungen 



Bonn, 21.2.2018: Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR)
hat vor einer drohenden humanitären Katastrophe immensen Ausmaßes im
Südosten der Demokratischen Republik (DR) Kongo gewarnt. Demnach versinke
vor allem die Provinz Tanganyika im Strudel von Gewalt,
Menschenrechtsverletzung und Vertreibung.

Die Gewalt breitet sich immer weiter in Tanganyika aus, in einem Gebiet,
das dreimal so groß wie die Schweiz ist und wo drei Millionen Menschen
wohnen. Bislang wurden dort 630.000 Menschen vertrieben. "Damit hat sich
die Zahl der Flüchtlinge in Tanganyika gegenüber Ende 2016 fast
verdoppelt", so der Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe, Peter
Ruhenstroth-Bauer.

Im letzten Jahr erhielt der UNHCR für seine Hilfsoperationen für
Vertriebene in der DR Kongo nur weniger als einen US-Dollar (0,81 Euro) pro
Person. "Diese dramatische Unterfinanzierung hat zur Folge, dass viele
Vertriebene in Tanganyika nicht versorgt werden können. Weil über diese
Krise kaum berichtet wird, müssen wir immer wieder darauf hinweisen", so
Ruhenstroth-Bauer.

Mehrere Regionen von Tanganyika sind von den Gewaltexzessen betroffen, die
vor allem auf ethnische Konflikte zurückzuführen sind. Seit Ende Januar
bekämpfen sich außerdem wieder Regierungstruppen und Milizen. Flüchtlinge,
die in der Provinzhauptstadt Kalemie Zuflucht suchten, berichten von
Überfällen auf ihre Dörfer, bei denen viele Menschen getötet, entführt oder
vergewaltigt wurden.

Allein in den ersten beiden Februarwochen dokumentierten der UNHCR und
seine Partner 800 Vorfälle in dieser Region. Die Krise verschärfte sich
bereits im letzten Jahr, als den UNHCR mehr als 12.000 Berichte von
Menschenrechtsverletzungen in Tanganyika und in der benachbarten Provinz
Haut Katanga erreichten. Bei 4.700 dieser Fälle handelte es sich um Folter,
Mord, willkürliche Verhaftung, Zwangsarbeit, Vergewaltigung und
Zwangsheirat.

Insgesamt leben etwa 4,5 Millionen Binnenvertriebene in der DR Kongo, die
dringend auf Unterstützung angewiesen sind.

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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FINANZEN/042: Geld für die Flüchtlingshilfe kommt bei vielen Initiativen nicht an (idw)

Bertelsmann Stiftung - 20.02.2018

Geld für die Flüchtlingshilfe kommt bei vielen Initiativen nicht an



Obwohl Flüchtlingsinitiativen in Deutschland oft zusätzliche
Finanzmittel benötigen, nimmt mehr als ein Drittel (37 %) von ihnen keine
Fördermittel in Anspruch. Das liegt vor allem daran, dass die Gruppen die
Anforderungen der Fördermittelgeber nicht erfüllen können, etwa in Bezug
auf die Gründung eines Vereins. An fehlenden Fördermittel-Programmen lag es
bis 2017 hingegen nicht. 

Gütersloh, 20. Februar 2018. Seit dem starken Zuzug von Geflüchteten nach
Deutschland in den Jahren 2015 und 2016 haben nicht nur viele freiwillig
Engagierte Flüchtlingshilfe-Initiativen gegründet, es sind auch eine Menge
staatliche Förderprogramme ins Leben gerufen worden, um ihre Arbeit zu
unterstützen. Im Rahmen der Studie "Fördermittel in der Flüchtlingshilfe"
hat das Berliner Institut für empirische Integrations- und
Migrationsforschung (BIM) im Auftrag der Bertelsmann Stiftung jetzt
festgestellt, dass viele Initiativen keinen Zugang zu den Fördermitteln
haben. So nehmen 37 Prozent der untersuchten Initiativen überhaupt keine
Fördermittel in Anspruch, obwohl knapp 90 Prozent angeben, Finanzmittel zu
benötigen.

Ein wesentlicher Grund ist aus Sicht der Initiativen, dass sie Bedingungen
für die Antragstellung nicht erfüllen (58%) und folglich keine Aussicht
auf Erfolg sehen (46 %). So geben die Behörden etwa vor, dass Projekte zum
Förderzeitpunkt noch nicht begonnen haben. Wiederkehrende Ausgaben werden
nur selten gefördert, oder der Staat fordert von den Initiativen eine
Vereinsform, die den Engagierten oft nicht als sinnvoll erscheint. Knapp
38 Prozent gaben an, unabhängig bleiben zu wollen. Ein Motiv dafür ist
oft, dass Engagierte befürchten, als Lückenfüller für eigentlich
staatliche Aufgaben instrumentalisiert zu werden. Als weitere
Herausforderungen bei der Antragstellung nannten die Befragten den zu
hohen zeitlichen Aufwand (70 %), sowie fehlenden Zugang zu Informationen
(48 %).

Einer der Autoren der Studie, Serhat Karakayali vom Berliner Institut für
empirische Integrations- und Migrationsforschung erläutert: "Bemerkenswert
ist, dass die öffentlichen Mittel vor allem bei den schon etablierten
Trägern, also bestehenden Vereinen und Verbänden ankommen. Diese oft
größeren Organisationen haben Erfahrung im Beantragen und Einwerben von
solchen Geldern. Die vielen kleinen Willkommensinitiativen dagegen
finanzieren sich hauptsächlich durch private Spenden. Es ist bedauerlich,
wenn gerade die spontan entstandenen, informell organisierten Initiativen
nicht von der Förderung durch die öffentliche Hand profitieren. Denn vor
allem diese Initiativen waren es, die im Angesicht der Überforderung
staatlicher Strukturen wesentliche Aufgaben der Versorgung, Betreuung und
schließlich Integration der Flüchtlinge geleistet haben."

Wie Fördermittel besser verteilt werden können



Die Studie zeigt, dass kleine Initiativen ihre Kosten vor allem durch
private Spenden abdecken (57 %). Obwohl die Spendenbereitschaft weiterhin
hoch ist, rechnen viele Initiativen damit, dass diese in Zukunft sinken
und damit die Finanzierung ihrer Ausgaben erschweren wird. Kosten fallen
unter anderem für praktische Hilfen wie Fahrtkosten, direkte
Unterstützungsleistungen für die Geflüchteten (17 %), für Unterricht (17
%) und gemeinschaftliche Aktivitäten (16 %) an.

Damit Fördermittel besser ankommen, schlagen die Autoren der Studie
folgende Lösungsansätze vor:


	lokale Bedarfe besser zu identifizieren,

	die Unabhängigkeit anzuerkennen und geringere Vorgaben für die Vergabe von Fördermitteln anzusetzen,

	für die Förderung geringerer Beträge weniger bürokratische Verfahren zu wählen,

	die Verfahren insgesamt zu vereinfachen

	und Fördermittel auch für bereits laufende Aktivitäten bereitzustellen.



Staatliche Systeme waren zeitweise überfordert



"Es war von entscheidender Bedeutung, dass die engagierten Bürger in
Zeiten der Überforderung unserer staatlichen Systeme spontan eingesprungen
sind und unterstützt haben. Wer besonders schnell geholfen hat, wird durch
das aktuelle Fördermittel-System aber eher bestraft, weil Initiativen erst
Anträge hätten schreiben und Vereine gründen müssen, bevor sie anfangen,
um Mittel zu erhalten. Dies müssen die staatlichen Stellen dringend
ändern", fordert Alexander Koop, Experte für Zivilgesellschaft bei der
Bertelsmann Stiftung. Zudem würden laut der Studie bessere Informations-
und Unterstützungsangebote helfen, beispielsweise mit
Freiwilligenagenturen - damit die Mittel dort ankommen, wo sie am
dringendsten gebraucht werden.

"Für die Integration der Geflüchteten sind die Initiativen der freiwillig
Engagierten unentbehrlich. Für ihre Arbeit brauchen sie aber auch
finanzielle Unterstützung vom Staat. Fördernde Einrichtungen sollten daher
ihre Programme ausbauen und anpassen, um diese wichtige Arbeit weiter zu
unterstützen", sagt Koop weiter.

Zusatzinformationen



Die Studie "Fördermittel in der Flüchtlingshilfe. Was gebraucht wird - was
ankommt" wurde vom Berliner Institut für empirische Integrations- und
Migrationsforschung (BIM) an der Humboldt-Universität zu Berlin im Auftrag
der Bertelsmann Stiftung durchgeführt. Dabei sind in vier Bundesländern
(Bayern, Berlin, Niedersachsen, Thüringen) 34 qualitative Interviews mit
Initiativen, Trägern und Fördermittelgebern geführt worden, die durch eine
bundesweite Online-Befragung unter 556 Organisationen ergänzt wurde. Die
Erhebung fand zwischen Februar und April 2017 statt.




Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Jochen Lange, 20.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2236: Stuttgart - Eberhard Stilz, Die Religion und das Geld, 13.03.2018

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2018

Dienstag, 13.03.18, 20.00 Uhr

Die Religion und das Geld

Eberhard Stilz

Veranstaltungsreihe: Wirtschaft

Vortrag und Diskussion,

Moderation: Achim Dannecker



"Glauben Sie an den Wert des Geldes?" Mit dieser Frage lädt der
Wirtschaftsclub im Literaturhaus ein, dem Präsidenten des
Verfassungsgerichtshofs für das Land Baden-Württemberg und der
Stiftung Weltethos, Eberhard Stilz, auf seiner gedanklichen Reise zu
folgen. Von den Stationen Ökonomie und "richtiges" Geld geht es zu
Reichtum und Geld in den Religionen, um schließlich bei der Ethik und
der Suche nach dem Sinn von Geld und Reichtum anzugelangen. Wie wird
am Ende die Antwort lauten?

Mit Eberhard Stilz ins Gespräch kommt Achim Dannecker, Partner bei
Gleiss Lutz Rechtsanwälte, Stuttgart.

In Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsclub im Literaturhaus e.V.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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GEWERKSCHAFT/1609: Tarifrunde Telekom - Erste Runde bleibt ohne Ergebnis (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. Februar 2018

Tarifrunde Telekom: Erste Runde bleibt ohne Ergebnis



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die Deutsche
Telekom haben gestern (20. Februar) die Tarifverhandlungen für die
rund 63.000 betroffenen Tarifangestellten und Auszubildenden / dual
Studierenden der Deutschen Telekom in Bonn aufgenommen.

ver.di begründete ihre Forderung und stellt fest: Die gute
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland, beste Branchenaussichten
und eine hervorragende finanzielle Performance der Telekom stellen
eine gute Ausgangsbasis für deutliche Lohnerhöhungen dar. Die
Arbeitgeber legten in dieser ersten Runde noch kein Angebot vor.

"Die Deutsche Telekom hat im vergangenen Jahr aufgrund der
hervorragenden Geschäftsergebnisse zwei Mal ihre Geschäftsprognose
angehoben. An dieser erfolgreichen Entwicklung müssen die
Beschäftigten durch ordentliche Lohnerhöhungen beteiligt werden",
betont ver.di-Verhandlungsführer Frank Sauerland.

ver.di fordert in der laufenden Tarifrunde eine tabellenwirksame
Entgelterhöhung um 5,5 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten
sowie eine Komponente zur Steigerung der Einkommensgerechtigkeit. Die
Höhe der Ausbildungsvergütungen und der Vergütungen für dual
Studierende soll um 75 Euro angehoben werden.

Die zweite Tarifrunde zwischen ver.di und der Telekom findet am
8. März in Köln statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1608: Tarifverhandlungen Deutsche Post AG - ver.di droht mit Warnstreiks (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. Februar 2018

Tarifverhandlungen Deutsche Post AG: ver.di droht mit Warnstreiks



Berlin - Nachdem auch in der dritten Verhandlungsrunde für die rund 130.000
Tarifbeschäftigten der Deutschen Post AG kein Durchbruch erzielt
werden konnte, kündigte die Gewerkschaft ver.di an, den Druck zu
erhöhen. "Die Tarifverträge sind Ende Januar ausgelaufen, wir
erwarten jetzt eine deutliche Tariferhöhung. Die Post will in 2018
bisher noch nicht einmal eine lineare Erhöhung vereinbaren. In der
nächsten Verhandlungsrunde muss ein Ergebnis her. Das werden unsere
Mitglieder in den nächsten Tagen deutlich machen", sagte die
stellvertretende ver.di-Vorsitzende und Verhandlungsführerin Andrea
Kocsis nach dem Ende der Verhandlungen am Abend in Wiesbaden. Zu Ort
und Zeitpunkt möglicher Warnstreikmaßnahmen äußerte sie sich Kocsis
nicht.

ver.di fordert eine lineare Erhöhung der Einkommen und
Ausbildungsvergütungen um sechs Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten. Überdies soll eine tarifvertragliche Wahlmöglichkeit
geschaffen werden, wonach der einzelne Beschäftigte einen Teil der zu
vereinbarenden Tariferhöhung in freie Zeit umwandeln kann. Das
bislang einmal jährlich aufgrund einer Leistungsbeurteilung gezahlte
variable Entgelt will ver.di durch einen festen monatlichen Betrag
ablösen. Zudem soll für die rund 32.000 Beamtinnen und Beamten des
Unternehmens die so genannte Postzulage fortgeschrieben werden. Sie
ist eine postspezifische Form der Sonderzahlung für Bundesbeamte.

Die nächste Verhandlungsrunde ist am 26./27. Februar in Bonn.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/4362: Die Volksrepublik China ist erneut Deutschlands wichtigster Handelspartner (Destatis)

Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 21.02.2018

Die Volksrepublik China ist erneut Deutschlands wichtigster
Handelspartner 



WIESBADEN - Im Jahr 2017 wurden nach vorläufigen Ergebnissen Waren im Wert
von 186,6 Milliarden Euro zwischen Deutschland und der Volksrepublik China
gehandelt (Exporte und Importe). Wie das Statistische Bundesamt (Destatis)
mitteilt, war damit die Volksrepublik China im Jahr 2017 zum zweiten Mal in
Folge Deutschlands wichtigster Handelspartner. Auf den Rängen zwei und drei
folgten die Niederlande mit einem Warenverkehr in Höhe von 177,3 Milliarden
Euro und die Vereinigten Staaten mit einem Außenhandelsumsatz von 172,6
Milliarden Euro. Frankreich fiel im Jahr 2017 von Rang zwei in der Liste
der wichtigsten Handelspartner auf Rang vier ab. Von 1975 bis 2014 war
Frankreich der wichtigste Handelspartner Deutschlands gewesen.

Wichtigstes Abnehmerland deutscher Waren im Jahr 2017 waren wie bereits in
den Vorjahren die Vereinigten Staaten. Güter im Wert von 111,5 Milliarden
Euro wurden von Deutschland in die Vereinigten Staaten exportiert. Auf den
Plätzen zwei und drei der bedeutendsten deutschen Exportländer lagen
Frankreich (105,2 Milliarden Euro) und die Volksrepublik China (86,2
Milliarden Euro). Die Exporte in das Vereinigte Königreich gingen von 85,9
Milliarden Euro im Jahr 2016 auf 84,4 Milliarden Euro im Jahr 2017 zurück.
Damit verlor das Vereinigte Königreich zwei Plätze in der Rangfolge und
fiel auf Rang fünf zurück.

Nach Deutschland importiert wurden die meisten Waren im Jahr 2017 aus der
Volksrepublik China (100,5 Milliarden Euro). Auf den Plätzen zwei und drei
der wichtigsten deutschen Lieferländer lagen die Niederlande (91,4
Milliarden Euro) und Frankreich (64,2 Milliarden Euro).

Die höchsten Exportüberschüsse wies Deutschland im Jahr 2017 mit den
Vereinigten Staaten (50,5 Milliarden Euro), dem Vereinigten Königreich
(47,2 Milliarden Euro) und Frankreich (41,0 Milliarden Euro) aus. Mehr
Waren importiert als dorthin exportiert wurden aus China. Für dieses Land
wies der deutsche Außenhandel im Jahr 2017 einen Importüberschuss von 14,3
Milliarden Euro aus.

Die vollständige Rangfolge der Handelspartner Deutschlands ist im Internet
abrufbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 055 vom 21.02.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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UNTERNEHMEN/2695: Warum der Chef immer Schuld ist - Studie zur Verteilung von Lob und Tadel (idw)

Universität zu Köln - 20.02.2018

Warum der Chef immer Schuld ist - Studie zur Verteilung von Lob und
Tadel 

Sozialer Status spielt bei positiver oder negativer Beurteilung von
handelnden Personen eine wichtigere Rolle als gedacht



In einem Experiment von Kölner und Bochumer Forschern und Forscherinnen
zeigte sich, dass bei der Zuschreibung von Lob und Tadel, anders als
bislang angenommen, der soziale Status der handelnden Person entscheidend
ist und nicht die Tatsache, wie viel Einfluss eine Person aktiv auf die
Situation genommen hat. Die Ergebnisse beschreiben der Psychologe Prof.
Dr. Dr. Kai Kaspar von der Universität zu Köln und die Philosophen Prof.
Dr. Albert Newen und Dr. Pascale Willemsen von der Ruhr-Universität Bochum
gemeinsam in der Zeitschrift "Philosophical Psychology".

"In der Ethik wird typischerweise angenommen, dass für die Menge an Lob
und Tadel, die jemand verdient, drei Faktoren relevant sind: was er getan
hat, wie schlimm die Konsequenzen seines Handelns für andere sind, und
welche Absichten er verfolgt hat", sagt Pascale Willemsen. "Aber so läuft
es in der Praxis nicht." Die Untersuchung konnte zeigen, dass ein Chef für
negative Konsequenzen seines Handelns deutlich mehr getadelt wird als ein
Mitarbeiter, dessen Handeln gleiche Konsequenzen nach sich zog.
"Diese Asymmetrie in der Zuschreibung von Lob und Tadel und auch eine
gewisse Kulturunabhängigkeit des Effekts konnten wir bereits in früheren
Studien zeigen. Die zugrundeliegenden Bewertungsprozesse sind für lokal
wie global operierende Unternehmen daher hoch interessant", ergänzt Kai
Kaspar.

Bisherige Theorien waren davon ausgegangen, dass nur der Grad, zu dem man
etwas kausal beeinflussen kann, die Zuschreibung von Lob und Tadel
beeinflusst. "Der bisherigen Theorie nach erhielte der Chef nur deswegen
mehr Tadel als der Arbeitnehmer, weil er die Entscheidung gefällt hat und
somit mehr kausalen Einfluss in der Situation hat", erklärt Kai Kaspar.
Die soziale Rolle als Boss hätte nach dieser Theorie keinen Einfluss.
Willemsen, Newen und Kaspar testeten genau diese Annahme in einer 
Online-Studie mit Probanden aus den USA. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
mussten Stellung zu folgender Situation nehmen: Nicht der Chef, sondern
ein Angestellter trifft eine wichtige Entscheidung im Unternehmen. Sowohl
dem Angestelltem als auch dem Boss ist dabei bewusst, dass die
Entscheidung zwar im Interesse der Firma ist, aber negative Nebeneffekte
für die Umwelt haben wird. Beiden sind diese explizit egal.

In dem Experiment erhielt der Chef mehr Tadel als der Angestellte, obwohl
er die Entscheidung gar nicht selbst getroffen hatte. "Wir haben nun guten
Grund zu der Annahme, dass die soziale Rolle wesentlich mit darüber
entscheidet, wie viel Tadel wir einer Person für negative Konsequenzen
zuschreiben. Die philosophische Ethik vernachlässigt die soziale
Verankerung ethischer Beurteilungen bislang. Dabei zeigen empirische
Befunde, dass Menschen ihre moralischen Urteile auf andere Weise fällen,
als Moralphilosophen es gerne hätten", resümiert Albert Newen.


Originalveröffentlichung

Willemsen, P., Newen, A. & Kaspar, K. (2018). A new look at the
attribution of moral responsibility: The underestimated relevance of
social roles. Philosophical Psychology.

https://doi.org/10.1080/09515089.2018.1429592

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, Anneliese Odenthal, 20.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/720: Werbeschilder an Straßen müssen nicht für Motorradfahrer gesichert werden (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 20. Februar 2018

Ressort: Justiz/Verkehr

Werbeschilder an Straßen müssen nicht für Motorradfahrer gesichert werden



Hamm/Berlin (DAV). Neben Straßen aufgestellte Werbeschilder müssen
gewisse Auflagen erfüllen. Sie dürfen Verkehrsteilnehmer nicht
ablenken oder behindern und müssen standsicher aufgestellt sein. Es
sind aber keine weitergehenden Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz
stürzender Motorradfahrer erforderlich. Die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine
Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm vom 15. März 2017
(AZ: 9 U 134/15). Die dagegen gerichtete Beschwerde hat der
Bundesgerichtshof am 24. Oktober 2017 (AZ: VI ZR 162/16)
zurückgewiesen.

Der 30-jährige Motorradfahrer fuhr auf einer Landstraße. Beim Ausgang
einer Linkskurve verlor er die Kontrolle über sein Krad und stürzte.
Dabei rutschte er über die Einmündung eines Wirtschaftswegs und
prallte gegen ein rund sechs Meter von der Fahrbahn entferntes
hölzernes Werbeschild, das einem Landwirt gehörte. Die Holzpfosten des
Schilds waren mit verzinkten Erdhülsen in einem Betonfundament
aufgestellt und wiesen keinen Aufprallschutz wie etwa eine
Styroporummantelung auf. Durch den Aufprall wurde ein Holzpfosten des
Schilds durchtrennt, dessen Betonfundament sich löste. Der Mann erlitt
schwere Verletzungen. Er ist seit dem Unfall querschnittgelähmt und
ohne Aussicht, wieder erwerbstätig zu sein. Vom Landwirt verlangte er
Schmerzensgeld und materiellen Schadensersatz. Der Landwirt habe das
Werbeschild ohne die erforderliche Genehmigung der Straßenbaubehörde
und ohne einen gebotenen Aufprallschutz errichtet.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Der Landwirt habe die
Verkehrssicherungspflicht verletzt, so das Gericht. Die für
Werbeschilder zu beachtenden straßenwege-, straßenverkehrs- und
bauordnungsrechtlichen Vorschriften dienten dazu, den Verkehr nicht
abzulenken. Daraus ergebe sich für den Kläger aber keinen Anspruch.

Der Landwirt hafte auch nicht dafür, dass er das Werbeschild nicht
durch eine polsternde Ummantelung der Pfosten, einen Fangzaun oder
ähnliches abgesichert habe. Bei nicht direkt an der Straße stehenden
Schildern dieser Art seien solche Sicherungen nicht üblich und
entsprächen auch nicht der Erwartung. Vernünftigerweise könnten auch
Kradfahrer diese nicht erwarten. Sie müssten auch mit sonstigen
potenziell ungesicherten Hindernissen im Umfeld einer Straße wie etwa
Bäumen rechnen. Derjenige, der ein Werbeschild im Umfeld einer Straße
aufstelle, müsse lediglich dafür Sorge tragen, dass sich nicht durch
Umwelteinflüsse Teile des Schilds ablösen könnten. Auch dürfe sich
keine Behinderung der Verkehrsteilnehmer ergeben, etwa durch eine
ungünstige Position. Das alles habe der Landwirt beachtet. Dabei
hätten gerade die durch Metallbefestigung und Betonvorrichtung fest
mit dem Erdboden verbundenen Pfosten die erforderliche Standfestigkeit
gewährleistet. Das habe verhindert, dass sich Teile - etwa
witterungsbedingt - lösen und Verkehrsteilnehmern hätten gefährlich
werden können.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung VerkR 03/18 vom 20. Februar 2018

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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ZIVILRECHT/728: Kein Fehler der Werkstatt - keine Haftung wegen mangelhafter Pkw-Reparatur (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 20. Februar 2018

Ressort: Justiz/Verkehr

Kein Fehler der Werkstatt - keine Haftung wegen mangelhafter Pkw-Reparatur



Coburg/Berlin (DAV). Kommt es zu einem Schaden nach der Reparatur in
einer Werkstatt, kann ein Reparaturfehler vorliegen. Allerdings muss
der Autobesitzer dies nachweisen. Kann der Autobesitzer dies nicht,
hat er auch keinen Anspruch. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Landgerichts Coburg vom 26. Juli 2017 (AZ: 12 O 389/16).

Der Mann ließ sein Fahrzeug wegen eines Marderschadens am Kühlsystem
bei einer Kfz-Werkstatt reparieren. Nach der Reparatur führte sie noch
eine Probefahrt über 15 Kilometer und eine anschließende
Sichtkontrolle durch. Erst danach nahm der Mann sein Fahrzeug wieder
in Empfang. Nach einer Woche, in der das Auto mindestens 1.000
Kilometer gefahren war, blieb es mit einem kapitalen Motorschaden auf
der Autobahn liegen. Der Mann verlangte von der Werkstatt
Schadensersatz. Er meinte, bei der Reparatur in der Werkstatt sei der
Kühlwasserschlauch nicht ordnungsgemäß befestigt worden. Dies habe
später zum Motorschaden geführt. Die Werkstatt hielt dem entgegen,
dass sich eine fehlerhaft montierte Federschelle am Kühlerschlauch -
wie sie der Kläger behauptet hatte - spätestens bei der Probefahrt
hätte lösen müssen. Das sei aber nicht der Fall gewesen.

Das Landgericht beauftragte einen Sachverständigen mit der Prüfung.
Auf Basis der Prüfungsergebnisse wurde die Klage abgewiesen. Der
Sachverständige stellte den Vorfall an einem vergleichbaren Fahrzeug
nach. Dabei zeigte sich überraschend, dass schon nach sehr kurzer Zeit
bzw. Fahrstrecke der Druck im Kühlwassersystem wegen dessen Erwärmung
so groß war, dass der Schlauch abgedrückt wurde und das Kühlwasser
sofort austrat. Der Sachverständige konnte deshalb sicher davon
ausgehen, dass sich spätestens nach zehn Kilometer Fahrstrecke ein
fehlerhaft montierter Kühlwasserschlauch gelöst und zum
Kühlwasseraustritt geführt hätte. Das Zurücklegen einer Strecke von
mehr als 1.000 Kilometer mit einem solch fehlerhaft montierten
Schlauch konnte der Gutachter hingegen völlig ausschließen.

Aufgrund der überzeugenden Ausführungen des Sachverständigen sei die
Klage abzuweisen. Der Kläger habe den behaupteten Fehler bei der
Reparatur seines Fahrzeugs nicht nachweisen können.

Informationen: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung VerkR 04/18 vom 20. Februar 2018

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - INTERNATIONAL/313: Argentinien - Militärpolizei zeigt Mitstreiter von Santiago Maldonado an (poonal)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/313: Argentinien - Militärpolizei zeigt Mitstreiter von Santiago Maldonado an (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

Santiago Maldonado: Jetzt zeigt die Militärpolizei an



(Montevideo, 9. Februar 2018, la diaria) - Im Fall Santiago Maldonado
wurden zwei neue rechtliche Schritte eingeleitet. Zum einen liegt eine
Anzeige der Militärpolizei gegen zwei Mitglieder der Mapuche-Gemeinde
aus der argentinischen Provinz Chubut vor, die bis kurz vor Santiagos
Tod mit ihm zusammen waren; zum anderen gegen einen Freund von
Santiago, der auch im Gerichtsverfahren ausgesagt hat.

Nach Informationen der Tageszeitung Página 12, fordert die
Militärpolizei zu untersuchen, ob die angezeigten Personen sich der
Straftaten der rechtswidrigen Vereinigung und der Falschaussage
schuldig gemacht haben. Vorgeworfen wird ihnen, mit der Verbreitung
einer Version über das, was Santiago zugestoßen ist, das Ziel verfolgt
zu haben, die betreffende Polizeieinheit in einem schlechten Licht
erscheinen zu lassen. Der Vorwurf der rechtswidrigen Vereinigung
richtet sich außerdem an nicht näher benannte Anwält*innen und Medien.


Klarer Einschüchterungsversuch

"Die Anzeige ist ein klarer Einschüchterungsversuch", sagte die
Anwältin der Familie Maldonado, Verónica Heredia. "Sie wollen
verhindern, dass die Leute, die noch nicht ausgesagt haben, aussagen.
(...) Diese Anschuldigungen zeigen, dass die Ermittlungen durch die
Regierung selbst boykottiert werden", fügt sie, in Hinblick auf den
noch nicht abgeschlossenen Fall über den Tod von Santiago, hinzu. Die
Untersuchungen über die Umstände in denen er, während der Repression
gegen einen Protest, im Fluss ertrunken ist, laufen noch. Die Anwälte
Fernando Cabaleiro und Carlos González Quintana von der Organisation
Natur der Rechte (Naturaleza de Derechos) stimmen mit der Anwältin
Heredia überein und wendeten sich ein zweites Mal an die
Interamerikanische Kommission für Menschenrechte.

Sie geben an, dass "die Strafanzeige des argentinischen Staates durch
eine ihrer Kräfte - der Militärpolizei - gegen die noch wegen des
Todes von Santiago ermittelt wird, klare Verfolgungs- und
Kriminalisierungsabsichten" gegenüber denjenigen aufweist, die sie
anzeigen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/santiago-maldonado-jetzt-zeigt-die-militaerpolizei-an/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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SCHACH-SPHINX/06483: Außen Sonnyboy, innen Eisenfresser (SB)

Der äußere Anschein mag trügen. Niemand verlasse sich auf seine Augen.
Auch in einem Sonnyboy kann ein tüchtiger Eisenfresser stecken. Nehmen
wir als Beispiel den englischen Großmeister Nigel Short. Betrachtet
man ihn oberflächlich, wird niemand ahnen, einen der stürmischsten
Angriffskünstler der britischen Insel vor sich zu haben. Immerhin, mit
Garry Kasparow hatte er sich bereits ein Duell um die Krone geliefert,
nachdem er illustre Namen wie Anatoli Karpow und Jan Timman aus dem
Rennen geworfen hatte. Das war in London 1993 gewesen. Gegen den Mann
aus Baku zog der smarte Engländer dann zwar den kürzeren trotz der
Unterstützung seiner Landsleute im Savoy Theatre, die nur eine einzige
Gewinnpartie ihres Helden bejubeln konnten. Nach diesem Sieg hatte
Short in einem Interview die berühmt-berüchtigen Worte fallen lassen:
"Ich hatte schon vergessen, wie es ist, Kasparow zu schlagen."
Tatsächlich gelang ihm dieser Erfolg erst in der 16. Wettkampfpartie.
Überhaupt hatte es der Engländer in seiner Karriere nicht leicht
gehabt, sich gegen die sowjetische Großmeister-Maschinerie zu
behaupten. An viele Niederlagen kann sich Short erinnern, und
insbesondere die gegen Kupreitschik aus dem World Telex Cup 1982 liegt
ihm noch heute schwer im Magen. Hatte nicht Friedrich Sämisch einst
gesagt: "Bei Schachspielern ist es wie bei den Tieren, nur umgekehrt
proportional. Kleine Tiere machen Mist, großen Tiere machen auch Mist,
nur weit weniger als die kleinen." Wenn sich Sämisch da mal nicht
irrte. Im heutigen Rätsel der Sphinx jedenfalls wurde Short, mit den
schwarzen Steinen spielend, von Kupreitschik nach allen Regeln der
Dompteurkunst an den Hörner gepackt und zu Boden gerungen. Also,
Wanderer, wie befeuerte Kupreitschik den weißen Angriff?
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Kupreitschik - Short

Telex Cup 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mißtrauen sollte unter Schachspielern Tugend sein, denn hinter manchem
Remisangebot versteckt sich nichts anderes als tiefe Verzweiflung.
Hätte Mr. Fenton mit etwas mehr Argwohn die Stellung betrachtet, so
hätte er vielleicht die Gewinnfolge 1.b6-b7 Ta5-a6+ 2.Kc6-c5! - nicht
2.Kc6-b5? Ta6-a1 und der schwarze Turm gelangt auf die b-Linie -
2...Ta6-a5+ 3.Kc5-c4 Ta5-a4+ 4.Kc4-c3 Ta4-a3+ 5.Kc3-b2! selbst
entdecken können. Das Treppabsteigen des weißen Königs auf der c-Linie
bis hinunter auf das Feld b2 hätte dem Freibauer die Umwandlung in
eine Dame und Mr. Fenton einen leichten Sieg gesichert.



Erstveröffentlichung am 25. Februar 2005
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INSZENIERUNG/076: Theater Bremen - "Effi Briest (27)", Regie Leonie Böhm, Premiere 03.03.2018

Theater Bremen - Kleines Haus

"Effi Briest (27)"

Regisseurin Leonie Böhm inszeniert - alle Rollen männlich besetzt -
Premiere am 3. März



Nach ihrer Inszenierung von Michel Houellebecqs "Unterwerfung" in der
vergangenen Spielzeit kommt die Regisseurin Leonie Böhm für eine
weitere Romanadaption an das Theater Bremen. "Effi Briest (27)",
basierend auf dem Literaturklassiker Theodor Fontanes, hat am Samstag,
3. März um 20 Uhr Premiere im Kleinen Haus.

Leonie Böhm nähert sich ihren Stoffen, indem sie die Liebesbeziehungen
der Protagonisten in den Fokus stellt. Dies gilt auch für das "Spiel
nach Fontane" - so der Untertitel der Produktion -, bei dem alle
Rollen mit Männern besetzt sind. Zum Ensemble gehören neben Alexander
Angeletta, Matthieu Svetchine und Justus Ritter die Gäste Vincent
Basse und der Musiker Johannes Rieder. "Diese Setzung verhindert die
schlichte Reproduktion von stereotypen Rollenbildern", kommentiert
Dramaturg Volker Bürger die Entscheidung. "Die Verschiebung öffnet den
Blick auf Ehe- und Beziehungskonflikte, die durch eine einfache
geschlechtliche Duplizierung von Rolle und Darsteller*in vielleicht
weniger bewusst erlebt werden würden."

Die junge Effi heiratet auf Zureden ihrer Mutter den mehr als doppelt
so alten Baron Instetten. Dieser behandelt Effi wie ein Kind. Sie
vereinsamt in ihrer Ehe, fühlt sich funktionslos und allen unterlegen.
Um der emotionalen Ödnis zu entfliehen, geht sie eine kurzzeitige
Affäre mit dem Offizier Crampas ein. Jahre später findet Instetten
Liebesbriefe Crampas und tötet diesen, der - von ihm selbst
angezweifelten - gesellschaftlichen Norm genügend, im Duell. Effi ist
geächtet, wird verstoßen, erkrankt und stirbt.

Das Regieteam entwickelte eine knappe Spielfassung, die alle wichtigen
Stationen des Handlungsbogens beinhaltet, ohne alles kleinteilig
festzuschreiben. "Leonie Böhm sieht das Theater nicht als
literaturmuseale Einrichtung, in der Klassiker schlicht nacherzählt
werden", bemerkt Volker Bürger. Sie gebe so den Spielern im
Probenprozess viel Raum für eigene Impulse und Gestaltung, suche
diesen immer das lebendige und sehr freie Zusammenspiel, eine
performative Spielweise.

Leonie Böhm studierte Bildende Kunst an der Kunsthochschule Kassel bei
Urs Lüthi, es folgte das Regiestudium an der HfMT in Hamburg. Die im
Rahmen des Studiums entstandenen Regiearbeiten "Bittere Tränen" (2014)
und "Kasimir und Karoline" (2015) wurden zu zahlreichen Gastspielen
eingeladen. Leonie Böhm inszenierte auch am Thalia Theater Hamburg, am
Theater Konstanz und an den Münchner Kammerspielen. "Effi Briest (27)"
ist nach "Unterwerfung" ihre zweite Arbeit am Theater Bremen.

Premiere am 3. März um 20 Uhr im Kleinen Haus

Regie: Leonie Böhm

Bühne: Zahava Rodrigo

Kostüme: Helen Stein, Magdalena Schön

Musik: Johannes Rieder

Dramaturgie: Volker Bürger

Mit: Alexander Angeletta, Vincent Basse, Johannes Rieder, Justus Ritter, Matthieu Svetchine

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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SPIELPLAN/837: Dinslaken - Landestheater Burghofbühne, März 2018

Dinslaken - Landestheater Burghofbühne

Monatsübersicht März 2018



Sa. 03.03. - 20 Uhr

Die Känguru-Chroniken

Dinslaken (Schulzentrum Voerde)

Fr. 09.03. - 20 Uhr

Kollaps PREMIERE

Dinslaken (OHG)

So. 11.03. - 19:30 Uhr

Kollaps

Hamm (Kurhaus)

Di. 13.03. - 10:45 Uhr

Die zweite Prinzessin

Dinslaken (Tenterhof)

19:30 Uhr

Die Känguru-Chroniken

Remscheid (Teo-Otto-Theater)

Mi. 14.03. - 15:45 Uhr

Foufou auf großer Suche

Dinslaken (Tenterhof)

20 Uhr

Die Känguru-Chroniken

Bad Homburg v. d. H. (Kurtheater)

Do. 15.03. - 9/11:30 Uhr

Freddy, ein Hamster lebt gefährlich

Bottrop (Albert-Schweitzer-Schule)

Fr. 16.03. - 10 Uhr

Freddy, ein Hamster lebt gefährlich

Bottrop (Konradschule)

19:30 Uhr

Die Känguru-Chroniken

Hamm (Kurhaus)

So. 18.03. - 15 Uhr

Tintenherz

Papenburg (Stadthalle)

Mo. 19.03. - 11:30 Uhr

meet me

Kamp-Lintfort (Stadthalle)

Di. 20.03. - 10:45 Uhr

Die zweite Prinzessin

Dinslaken (Tenterhof)

20 Uhr Die Reifeprüfung

Kamp-Lintfort (Stadthalle)

Mi. 21.03. - 20 Uhr

Kollaps

Ibbenbüren (Bürgerhaus)

Do. 22.03. - 19:30 Uhr

Kollaps

Leverkusen (Forum)

Fr. 23.03. - 20 Uhr

Die Känguru-Chroniken

Ratingen (Stadttheater)

So. 25.03. - 17 Uhr

Tintenherz

Siegen (Apollo Theater)

- Theaterferien vom 26. März bis 08. April 2018 -

- Änderungen vorbehalten -

 * 

Quelle:

Burghofbühne Dinslaken

Landestheater im Kreis Wesel e. V.

Gerhard-Malina-Str. 108, 46537 Dinslaken

Rita van Limbeck (Künstlerisches Betriebsbüro)

Tel.: 02064-411010, Fax: 02064-411022

E-Mail: vanlimbeck@burghofbuehne-dinslaken.de

Internet: www.burghofbuehne-dinslaken.de
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MELDUNG/353: Deutscher Tierschutzbund begrüßt Strafbefehle gegen Tübinger Affenforscher (TSB)

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 20. Februar 2018

Deutscher Tierschutzbund begrüßt Strafbefehle gegen Tübinger
Affenforscher 



Laut aktueller Medienberichte hat die Staatsanwaltschaft Tübingen
Strafbefehle gegen drei verantwortliche Mitarbeiter des
Max-Planck-Instituts (MPI) für biologische Kybernetik beantragt. Der
Deutsche Tierschutzbund begrüßt diesen Schritt. Der Verband hatte im
November 2014 selbst Strafanzeige gegen das Tübinger Institut bzw. die
zuständigen Mitarbeiter gestellt.

"Wir sind froh, dass sich auf unseren Druck hin etwas tut und nun endlich
jemand zur Verantwortung gezogen wird", kommentiert Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Die Versuchsaffen mussten
erhebliche und länger anhaltende Schmerzen und Leiden ertragen, weil die
Mitarbeiter nicht dafür gesorgt hatten, diese zumindest auf ein
unerlässliches Minimum zu beschränken - so etwas muss Konsequenzen haben."
Schröder ergänzt: "Neben der konkreten strafrechtlichen Frage bleibt unsere
Grundsatzkritik auch nach dem Ende der Affenversuche am MPI. Denn auch wenn
mittlerweile keine Affen mehr in Tübingen verwendet werden, es sind nun
andere Tiere, die an dem Institut massenhaft malträtiert werden."

Wegen des Verdachts der Zufügung von länger anhaltenden bzw. sich
wiederholenden Schmerzen und Leiden an mindestens vier Makaken, hatten der
Deutsche Tierschutzbund und sein Landestierschutzverband Baden-Württemberg
im November 2014 Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft Tübingen gestellt.
Vorausgegangen waren tierschutzwidrige Praktiken und Zustände, die im
Rahmen einer Undercover-Recherche aufgedeckt und in der Sendereihe "stern
TV" ausgestrahlt wurden. Die Bilder zeigten Affen, die sich aufgrund der
Auswirkungen eines Eingriffs am Gehirn andauernd übergaben. Tiere, die mit
Gewalt aus ihrem Käfig gezerrt wurden. Andere, die sich panisch in den
sogenannten Affenstühlen, in denen sie später für die Versuche am Kopf
fixiert werden, immer wieder im Kreis drehten. Auch zu sehen waren Affen,
deren Operationswunden sich entzündet hatten und die sich selbst die
frischen OP-Nähte aufrissen. Andere, offenbar durstige Tiere leckten nach
der Reinigung der Käfige an den Gitterstäben nach Wassertropfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.
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FORSCHUNG/1431: Wechselkröten zeigen, Arten mit vielfachen Genomen haben lediglich entfernt verwandte Vorfahren (idw)

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
20.02.2018

Wechselkröten zeigen: Arten mit vielfachen Genomen haben lediglich
entfernt verwandte Vorfahren



Die meisten Wirbeltiere haben zwei Chromosomensätze, einen von der
Mutter und einen vom Vater - auch wir Menschen sind diploid. Viel
seltener ist die Polyploidie, also der Besitz von drei oder mehr
Chromosomensätzen. Um die Entstehung neuer Wirbeltierarten zu
erforschen, studieren EvolutionsbiologInnen Wechselkröten - diese
können diploid oder polyploid sein. Dr. Matthias Stöck vom
Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei und
ForscherInnen der Universität Lausanne und des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung haben einen Stammbaum für die eurasischen
Wechselkrötenarten vorgelegt: Die polyploiden Arten stammen von
Elternlinien mit sehr geringem Verwandtschaftsgrad ab.




[image: Foto: © Matthias Stöck]

Bufo shaartusiensis ist eine diploide Krötenart aus Shaartuz in
Süd-Tadschikistan und wurde als mütterlicher Vorfahre von Kröten mit
drei Chromosomensätzen identifiziert.

Foto: © Matthias Stöck



Die meisten polyploiden Fische, Amphibien und Reptilien gehen auf das
Verschmelzen des Erbgutes zweier genetisch getrennter Stammformen
zurück: Alle Chromosomen der Stammformen werden beibehalten und es
entstehen Arten mit mehr als zwei Chromosomensätzen. So können sich
innerhalb weniger Generationen neue Arten bilden, die Eigenschaften
und Merkmale aufweisen, die beide Elternlinien überhaupt nicht
besitzen (transgressive Merkmale). Die polyploide hybride Artbildung
unterscheidet sich damit deutlich von der klassischen (u.a. der
allopatrischen) Artbildung, die über sehr lange Zeiträume und zumeist
über die räumliche Trennung von Populationen erfolgt.

Beide Formen der Artbildung kommen bei Wechselkröten vor. In mehreren
Gebieten Eurasiens treffen sich seit unterschiedlich langer Zeit
getrennte Formen europäischer diploider Wechselkrötenarten und paaren
sich - allerdings ohne dadurch polyploide Kröten hervorzubringen.
Einige asiatische Wechselkrötenarten hingegen haben Kröten mit drei
oder vier Chromosomensätzen (Tri- oder Tetraploidie) hervorgebracht.
Die AutorInnen verglichen ihre Ergebnisse zur Evolution eurasischer
Wechselkröten mit publizierten Daten polyploider Fische, Amphibien und
Reptilien. "Voraussetzung für die erfolgreiche Evolution polyploider
Wirbeltiere ist vermutlich eine möglichst große evolutionäre Divergenz
der Vorfahren - also ein nur sehr geringer Verwandtschaftsgrad", fasst
Dr. Matthias Stöck, Evolutionsbiologe am IGB, die wichtigste
Erkenntnis der Studie zusammen. Die genetische Untersuchung der heute
vorkommenden Arten hat ergeben, dass nur die seit etwa sechs Millionen
Jahren getrennten Formen zur Evolution polyploider Wechselkröten
beigetragen haben. Die näher verwandten Linien haben lediglich
Hybridkröten mit zwei Chromosomensätzen hervorgebracht.

Die WissenschaftlerInnen stellten zudem fest, dass die polyploiden
Krötenformen vorwiegend seit Beginn der Eiszeit (vor etwa zwei
Millionen Jahren) entstanden sind. Sie vermuten, dass sich die
polyploiden Kröten dank der neuen Eigenschaften und Merkmale durch die
"zusätzlichen" Chromosomensätze in den extremeren Klimabedingungen
besser behaupten und so auch neue ökologische Nischen besetzen
konnten.



Lesen Sie die Studie in der Fachzeitschrift Proceedings of the Royal
Society B:

http://rspb.royalsocietypublishing.org/content/285/1872/20172667

Betto-Colliard C., Hofmann S., Sermier R., Perrin N. & Stöck M.
(2018): Profound genetic divergence and asymmetric parental genome
contributions as hallmarks of hybrid speciation in polyploid toads.
Proceedings of the Royal Society B [DOI:10.1098/rspb.2017.2667].

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news689449

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1985
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LATEINAMERIKA/173: Chile legt gegen den Trend Staudammprojekte zu den Akten (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien / Brasilien / Chile / Ecuador / Kolumbien / Peru

Chile legt gegen den Trend Staudammprojekte zu den Akten

Von Paula Leighton, SciDevNet



(Lima, 13. Februar 2018, servindi) - Dutzende von Staudämmen
zerstückeln sechs der acht wichtigsten Flüsse im andin-amazonischen
Raum. Einer Studie zufolge sind 142 Staudämme bereits in Betrieb oder
in Bau. 160 weitere befinden sich im Planungsstadium. Gegen diesen
Trend wurden in Chile in jüngster Zeit sieben Staudammprojekte zu den
Akten gelegt, da sie sich - offiziell - nicht rechneten.

Staudämme zur Gewinnung von Energie aus Wasserkraft zerschneiden sechs
der acht wichtigsten Fluss-Netze in andin-amazonischen Gebiet.
Betroffen sind Bolivien, Brasilien, Kolumbien, Ecuador und Peru. Dies
hat Auswirkungen auf die Verbindungen zwischen Wasserbecken sowie auf
deren Geomorphologie. Bedroht ist die im Wasser lebende Fauna - sowohl
Tiere, die den Ort wechseln, als auch solche, die in einem bestimmten
Gebiet heimisch sind. Zu diesem Schluss kam eine Ende Januar in der
Fachzeitschrift "Science Advances" veröffentlichte Studie [1]. Sie
untersucht die Auswirkungen der Staudämme auf acht Fluss-Systeme, die
ihren Ursprung in den Anden haben, und deren Wasser sich in die
Nebenflüsse des Amazonas ergießt. Die Wissenschaftler*innen
analysierten die folgenden acht Wasserbecken: Caquetá, Putumayo, Napo,
Marañón, Ucayali, Madre de Dios, Beni und Mamoré.


671 Fischarten wegen Staudämmen bedroht

Als einzige Wasserbecken im andin-amazonischen Raum, die derzeit noch
nicht von Staudämmen betroffen seien, nennt die Studie jene von
Caquetá (Kolumbien-Brasilien) und Putumayo (Kolumbien-Peru-Brasilien).
In allen anderen Fällen konzentrierten sich die Staudämme an
Nebenflüssen. 671 Fischarten seien bedroht, vor allem jene, die
wanderten. Als Gründe nennen die Autor*innen die Veränderungen des
Lebensraums und die für die Fische nicht zu überwindenden Hindernisse.
Zudem bewirkten die Sedimente, welche die Flüsse auf ihrem Weg von den
Anden zum Amazonas mit sich rissen, eine Veränderung der Lebensräume.
Dies habe Folgen für die Fischbestände, die Befahrbarkeit der Flüsse
mit Schiffen und die landwirtschaftliche Nutzbarkeit des Schwemmlandes
in den Ebenen. Die gute Nachricht sei, so Elizabeth Anderson von der
Florida International University, dass die Verbindungen zwischen den
wichtigsten Wasserbecken der großen Flüsse noch bestünden.


Appell zu grenzübergreifender Zusammenarbeit

Die Wissenschaftler*innen richten einen dringenden Appell an die
südamerikanischen Staaten, stärker grenzübergreifend zu kooperieren.
Elizabeth Anderson, die Hauptautorin der Studie, verweist auf
internationale Verträge, die ein Instrument dafür böten, die Probleme
in den Griff zu bekommen. Mehrere Länder seien sich bereits der
Wichtigkeit gesetzlicher Regelungen zum Schutz der Flüsse bewusst
geworden. Dies gelte etwa für Kolumbien, das mit dem Siegel
"Geschützter Fluss" der großen ökologischen, aber auch der kulturellen
Bedeutung der Flüsse, die durch die Staudämme bedroht sei, Rechnung zu
tragen versuche.


Wasserenergie verliert zunehmend an Bedeutung

Entgegen dem Staudamm-Boom gab das italienische Energie-Unternehmen
Enel Ende Januar bekannt, dass es die beiden Wasserkraft-Projekte
Neltume und Choshuenco in Chile aufgebe. Somit sind dort in den
vergangenen anderthalb Jahren insgesamt sieben Staudamm-Projekte zu
den Akten gelegt worden. Massiven Widerstand hatte es vor allem gegen
das Großprojekt HidroAysén in Patagonien gegeben. Diesem wurde im
November 2017 endgültig der Stecker gezogen. In allen Fällen gab
offiziell die mangelnde Rentabilität den Ausschlag. Enel behauptete
aber auch, künftig keine Projekte mehr zu entwickeln, die auf den
Widerstand der betroffenen Bevölkerung stießen.

Es gibt allerdings auch Stimmen, die auf die schwindende
Wettbewerbsfähigkeit der Wasserkraft verweisen, die gegenüber
Sonnen- und Windenergie tendenziell ins Hintertreffen gerate. Hiervon
abgesehen habe sich gezeigt, dass die lokale Bevölkerung, wenn sie
sich organisiere, große Macht entfalten und umweltschädliche
Großprojekte zu Sturz bringen kann.

Für Anderson hingegen steht im Vordergrund, "die Bedeutung zu
erkennen, die der freie Lauf eines Flusses hat (ohne Barrieren oder
Staudämme). Diese natürliche Dynamik ist eng mit vielen ökologischen
Prozessen verknüpft, von denen die amazonischen Spezies und auch die
Menschen abhängen."


Anmerkung:

[1] http://advances.sciencemag.org/content/4/1/eaao1642.full


URL des Artikels:
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Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 19.02.2018

Seltener Fund aus der Tiefsee



Dumbo-Oktopusse leben Tausende Meter tief in den Meeren. Ein seltenes
Schauspiel gibt nun erstmals weiteren Einblick: Ein US-Wissenschaftler
filmte an Bord eines Forschungsschiffes, wie ein nur wenige Zentimeter
kleiner Dumbo-Oktopus aus seinem Ei schlüpft. Anhand der
Videoaufzeichnungen und MRT-Aufnahmen der inneren Organe konnten
Forscher des Delaware Museum of Natural History, der Universität Bonn,
des Universitätsklinikums Münster und der Woods Hole Oceanographic
Institution eine erstaunliche Ähnlichkeit des Schlüpflings mit
erwachsenen Tieren feststellen. Der Fund wird nun in "Current Biology"
vorgestellt.




[image: Foto: © Timothy M. Shank und NOAA Office of Exploration and Research]

Der Dumbo-Schlüpfling kurz nach dem Verlassen der Eikapsel, die nur
knapp zwei Zentimeter lang ist. 

Foto: © Timothy M. Shank und NOAA Office of Exploration and
Research



Wieder taucht der Unterwasserroboter auf und hat diesmal eine Koralle
aus einer Tiefe von fast 2.000 Metern heraufgeholt. An Bord des
US-Forschungsschiffes Ronald H. Brown wird der Fund sofort in einen
Behälter mit Seewasser gelegt, das annähernd die gleiche Temperatur
wie die Tiefsee hat. Der Biologe Dr. Tim Shank beobachtet zufällig,
wie aus einer an der Koralle befestigten, knapp zwei Zentimeter großen
Eikapsel ein kleiner Tiefsee-Oktopus schlüpft und sofort synchron
seine Flossen bewegt. Geistesgegenwärtig filmt er das seltene Ereignis
und konserviert später das kleine Meerestier für weitere
Untersuchungen. Das war im Jahr 2005. Damals nahm Shank von der Woods
Hole Oceanographic Institution an einer Expedition teil, die eine der
Ostküste der USA vorgelagerte Kette von Unterwasserbergen erkundete -
die "New England and Corner Rise Seamounts".




[image: Bild: © Alexander Ziegler]

3D-Modell des Dumbo-Schlüpflings mit transparentem Dottersack. Augen
orange, Nervensystem gelb, Darmtrakt blau, Schale rot, Flossenknorpel
pink, Kiemen und Kiemenmilz grün, Statozysten lila. 

Bild: © Alexander Ziegler



"Dumbo" ist eine Entlehnung aus dem Disney-Trickfilm

"Es war das erste Mal, dass ein solcher Tiefsee-Oktopus direkt beim
Schlüpfen beobachtet wurde", sagt Dr. Liz Shea vom Delaware Museum of
Natural History. Das nur etwa drei Zentimeter große Tier verfügt über
Flossen am Mantelende, die wie Elefantenohren geformt sind. In
Anlehnung an "Dumbo", den fliegenden Elefanten aus den
Walt-Disney-Zeichentrickfilmen, werden solche Tiefsee-Kraken auch
"Dumbo-Oktopusse" genannt.

Die erwachsenen weiblichen Tiere legen ihre Eier bevorzugt in das
Geäst von Tiefseekorallen und verschwinden anschließend. "Wie das
Video von Dr. Shank zeigt, bewegt sich der Dumbo-Oktopus sofort wie
ein etwa zehn Mal größeres erwachsenes Tier", sagt Dr. Alexander
Ziegler vom Institut für Evolutionsbiologie und Ökologie der
Universität Bonn, der zusammen mit Dr. Shea den Schlüpfling
wissenschaftlich untersuchte.

"Durchleuchtung" im Magnetresonanztomografen

Um mehr über das seltene Tier zu erfahren, "durchleuchtete" es das
Team von Prof. Cornelius Faber am Universitätsklinikum Münster mit
einem hochauflösenden Magnetresonanztomografen. Aus den MRT-Aufnahmen
erstellte Dr. Ziegler dann ein dreidimensionales Modell der inneren
Organe des kleinen Tiefseekraken. "Auffällig war ein großer
Dottersack, der direkt nach dem Schlüpfen als Nährstoffquelle dient,
bis das Jungtier selbstständig Beute in der Tiefsee fangen kann",
erklärt Ziegler.

Die Wissenschaftler waren überrascht, wie sehr die anderen inneren
Organe und das Nervensystem des kleinen Kraken strukturell dem von
erwachsenen Tieren glichen. "Während die aus dem Flachwasser bekannten
Oktopusse in aller Regel Brutpflege betreiben, scheint so ein
Verhalten bei dem Tiefsee-Dumbo-Oktopus keinen evolutiven Vorteil zu
bringen", führt Ziegler aus.

Der Fund gehört zur Gattung Grimpoteuthis

Anhand der Größenverhältnisse der Organe konnte der Fund der
Dumbo-Gattung Grimpoteuthis zugeordnet werden, ein absolutes Novum bei
Dumbo-Jungtieren überhaupt. "Die Bestimmung der Art war aber leider
nicht möglich, weil die Tiefseefauna im Nord-Atlantik noch nicht
vollständig beschrieben ist", sagt Dr. Shea. Die Tiefsee zeigt also
noch viele weiße Flecken auf der globalen Biodiversitätslandkarte. Die
Wissenschaftler weisen deshalb in ihrer Publikation nochmal auf die
Bedeutung des Schutzes dieses sensiblen Lebensraumes hin.
Grundschleppnetzfischerei und das Schürfen nach Rohstoffen gefährdeten
den Lebensraum der Tiefseekorallen und alle mit diesen Tieren
assoziierten, zum Teil noch unerforschten Organismen.

Publikation: 

Elizabeth K. Shea, Alexander Ziegler, Cornelius Faber,
Timothy M. Shank: Dumbo octopod hatchling provides insight into early
cirrate life cycle, Current Biology, DOI: 10.1016/j.cub.2018.01.032

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news689384

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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EUROPA/205: Jahreskonferenz - Deutschlands Klimaschutzinitiative für Europa (BMUB)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 21. Februar 2018

Jahreskonferenz: Deutschlands Klimaschutzinitiative für Europa



Am 21./22. Februar 2018 findet die erste Vernetzungskonferenz der
Europäischen Klimaschutzinitiative (EUKI) unter Beteiligung der
bulgarischen EU-Ratspräsidentschaft in Berlin statt.
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks begrüßt zusammen mit der
bulgarischen Vize-Umweltministerin Atanaska Nikolova
Klimaschutzvorreiter aus nahezu allen EU-Mitgliedstaaten. Ziel der
EUKI-Jahreskonferenz ist insbesondere der Austausch guter Praxis zur
Umsetzung des Pariser Abkommens in Europa und die Vernetzung der
Vertreter und Vertreterinnen aus NGOs, Think Tanks, Wissenschaft und
Wirtschaftsverbänden. Darüber hinaus sollen innovative Lösungen zur
Treibhausgasminderung in den Sektoren Energie, Gebäude, Verkehr und
Landwirtschaft diskutiert werden.

Hendricks: "Auch wenn die Ausgangsbedingungen der europäischen
Mitgliedstaaten zum Teil sehr unterschiedlich sind, stehen wir bei der
Umsetzung häufig vor ähnlichen Herausforderungen. Die gute und enge
Zusammenarbeit mit Bulgarien zeigt, dass wir an einem Strang ziehen,
um die europäischen Klimaziele zu erreichen. Wirksamer Klimaschutz
braucht die grenzüberschreitende Kooperation."

Die Europäische Klimaschutzinitiative unterstützt schwerpunktmäßig die
Zusammenarbeit mit Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Projekte reichen
bisher von Konzepten für einen sozialverträglichen Strukturwandel in
Bergbauregionen, über die Entwicklung einer Strategie zur Reduzierung
von Emissionen im polnischen Wärmesektor bis zur Verbesserung der
Energieeffizienz in 80 griechischen Pilotschulen.

Bis zum 16. März 2018 können sich gemeinnützige Organisationen mit
ihren Projektideen für die zweite Förderphase bewerben.




Weitere Informationen:

www.euki.de

Folgen Sie EUKI auch auf Twitter:

https://twitter.com/EUKI_climate

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

 * 
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FORSCHUNG/688: Meeresspiegel - Jede Verzögerung der Emissionswende um 5 Jahre führt bis 2300 zu 20cm höherem Anstieg (PIK)

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 20. Februar 2018

Meeresspiegel: Jede Verzögerung der Emissionswende um 5 Jahre führt
bis 2300 zu 20cm höherem Anstieg



Um die Risiken des Meeresspiegelanstiegs zu begrenzen ist es
entscheidend, so früh wie möglich den Scheitelpunkt der CO2-Emissionen
zu erreichen - selbst wenn die globale Erwärmung auf deutlich unter
2°C begrenzt wird. Eine neue Studie in der Fachzeitschrift Nature
Communications untersucht erstmals das Meeresspiegel-Vermächtnis, das
mit dem Pariser Klima-Abkommen bis 2300 zu erwarten ist. Die zentralen
Projektionen der Studie kommen auf einen Anstieg des globalen
Meeresspiegels zwischen 0,7m und 1,2m, wenn Paris vollständig
umgesetzt wird. Da die Emissionen in der zweiten Hälfte dieses
Jahrhunderts durch die Ziele des Abkommens bereits festgesteckt sind,
werden die Treibhausgas-Emissionen vor 2050 zur wichtigen
Stellschraube für den künftigen Meeresspiegel. Jede Verzögerung des
Emissions-Peaks um fünf Jahre könnte hier eine Erhöhung des
Meeresspiegels um 20 Zentimeter bedeuten, zeigt die Arbeit der
Forscher.

"Der menschgemachte Klimawandel hat bereits jetzt einen gewissen
Anstieg des Meeresspiegels für die kommenden Jahrhunderte
vorprogrammiert, aber das bedeutet nicht, dass unser heutiges Handeln
keinen großen Unterschied macht", erklärt Leitautor Matthias Mengel
vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK). "Beim Höchststand
der CO2-Emissionen kann jede Verzögerung um fünf Jahre zwischen 2020
und 2035 einen zusätzlichen Anstieg des Meeresspiegels von 20cm
bedeuten - das entspricht dem Meeresspiegelanstieg, den wir seit
Beginn der vorindustriellen Ära insgesamt erlebt haben."

Treiber des globalen Meeresspiegelanstiegs sind die Erwärmung und
Ausdehnung der Ozeane, sowie das Abschmelzen von Gletschern, Eiskappen
und den riesigen Eisschilden Grönlands und der Antarktis. Diese
Faktoren reagieren auf unterschiedliche Weise und unterschiedlich
schnell auf ein wärmeres Klima, die Zeitskalen reichen von
Jahrhunderten bis zu Jahrtausenden. Um den Meeresspiegelanstieg unter
dem Pariser Abkommen und die Folgen verzögerter Emissionsminderungen
zu analysieren, verwendeten die Wissenschaftler ein kombiniertes
Klima-Meeresspiegel-Modell. Sie fütterten es mit einer Reihe von
Emissionsszenarien gemäß der Pariser Ziele, die verschiedene
Reduktionsquoten und Emissionswendejahre umfassen.

Großer Eisverlust der Antarktis scheint auch bei mäßiger Erwärmung
möglich zu sein

Das Modell stellt die zum Meeresspiegelanstieg beitragenden Faktoren
einzeln dar und gibt damit die unterschiedlichen Reaktionen auf eine
sich erwärmende Welt wieder. Die Autoren berücksichtigen neue
wissenschaftliche Erkenntnisse, die darauf hinweisen, dass das
antarktische Eisschild sehr empfindlich auf die atmosphärische
Erwärmung reagieren kann. "Tatsächlich wird die Unsicherheit des
künftigen Meeresspiegelanstiegs derzeit von der Reaktion der Antarktis
dominiert. Nach unserem heutigen Kenntnisstand zur Instabilität der
Eisschilde könnten große Eismasseverluste der Antarktis selbst bei
einer mäßigen Erwärmung möglich sein, die im Einklang mit dem Pariser
Abkommen wäre", sagt Matthias Mengel. "Selbst ein Meeresspiegelanstieg
von bis zu drei Metern bis 2300 kann nicht völlig ausgeschlossen
werden, da wir noch nicht mit Sicherheit sagen können, wie das
antarktische Eisschild auf die globale Erwärmung reagieren wird."

"Im Pariser Klima-Abkommen ist ein möglichst früher Scheitelpunkt der
Emissionen festgeschrieben", ergänzt Ko-Autor Carl-Friedrich
Schleussner vom PIK und Climate Analytics. "Das mag wie eine leere
Phrase klingen, doch unsere Ergebnisse zeigen, dass es
quantifizierbare Folgen gibt, wenn die entsprechenden Maßnahmen
verzögert werden. Deshalb sind sogar innerhalb der Ziele des Pariser
Abkommens schnelle Klimaschutzmaßnahmen von maßgeblicher Bedeutung, um
zusätzliche Risiken zu begrenzen. Für Millionen von Menschen in
Küstengebieten auf der ganzen Welt kann jeder Zentimeter den
Unterschied machen - zur Begrenzung des Meeresspiegelanstiegs ist
daher die unmittelbare Senkung der CO2-Emissionen entscheidend."

Artikel: 

Matthias Mengel, Alexander Nauels, Joeri Rogelj, Carl-Friedrich
Schleussner (2018): Committed sea-level rise under the Paris Agreement
and the legacy of delayed mitigation action. Nature Communications
[DOI: 10.1038/s41467-018-02985-8]

Weblink zum Artikel:

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-018-02985-8

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 20.02.2018

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Tel.: +49 (0)331 288-2507, Fax: +49 (0)331 288-2600

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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STANDPUNKT/988: Zur morgigen Entscheidung über Recht auf saubere Luft (BUND BW)

BUND-Kommentar - 21. Februar 2018

zur morgigen Entscheidung des Bundesverwaltungsgericht

"Wir hoffen, dass das Bundesverwaltungsgericht das Recht auf
saubere Luft bestätigt"

Luftreinhaltung darf nicht vom Gutdünken der Autoindustrie abhängen



Am Donnerstag entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über die
Möglichkeit von Fahrverboten in Eigenregie der Bundesländer. Der BUND
Baden-Württemberg hofft, dass die obersten Verwaltungsrichter das
Recht der Bürger*innen auf saubere Luft bestätigen. "Das
Bundesverwaltungsgericht wird morgen darüber entscheiden, ob die
Bevölkerung ein gesetzlich verbrieftes Recht hat, gesunde zu Luft zu
atmen und von den Landesregierungen vor den Emissionen des Autoverkehrs
wirksam geschützt zu werden", sagt Sylvia Pilarsky-Grosch,
Landesgeschäftsführerin des BUND. "Das wäre ein gutes Zeichen dafür,
dass die Grenzwerte zur Luftreinhaltung tatsächlich ein scharfes
Schwert sind und kein zahnloser Papiertiger im Gutdünken der
Autoindustrie."

Sollte das Bundesverwaltungsgericht entscheiden, dass Fahrverbote
allein in der Zuständigkeit des Bundes liegen, wäre das fatal für
unsere Luft und unsere Gesundheit, da kein Rechtsinstrument erkennbar
ist, um das Recht auf saubere Luft gegenüber dem Bund durchzusetzen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.02.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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STANDPUNKT/987: Drohende Fahrverbote aufgrund von Stickoxidbelastung in Hamburg (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 21. Februar 2018

NABU-Kommentierung: 

Drohende Fahrverbote aufgrund von Stickoxidbelastung in Hamburg

Rolle des Schiffsverkehrs darf nicht außer Acht gelassen werden



Kommentierung des NABU zu drohenden Fahrverboten in Hamburg angesichts
der Überschreitung der Stickoxidgrenzwerte an der Max-Brauer-Allee:

Angesichts der latenten Überschreitung europäischer
Stickoxidgrenzwerte, deren Einführung für das Jahr 2010 auch
Deutschland zugestimmt hat, hält der NABU Fahrverbote für
Dieselfahrzeuge in Hamburg grundsätzlich für richtig. "Zur Wahrheit
gehört jedoch auch, dass rund 25 Prozent der an der Max-Brauer-Allee
gemessenen Stickoxidemissionen laut Luftreinhalteplan 2017 allein aus
der Schifffahrt kommen. Wenn entsprechend bei Schiffs- und
Hafenverkehren mehr für eine wirkungsvolle Reduzierung der
Stickoxidemissionen getan würde, gäbe es an der Max-Brauer-Allee für
den Straßenverkehr aller Wahrscheinlichkeit nach keine
Überschreitung", sagt Malte Siegert, Leiter Umweltpolitik beim NABU
Hamburg.

Laut Luftreinhalteplan kommen 39 Prozent der Stickoxidanteile für die
gesamte Stadt aus dem Schiffsverkehr und wirken verstärkt entlang der
Wasserkante in den Bereichen Hafencity, Neustadt, St. Pauli und
Altona-Süd. Aber auch das Gebiet von Bahrenfeld bis Rissen ist
angesichts der erheblichen gesundheitlichen Auswirkungen durch den ein-
 und ausfahrenden Schiffsverkehr besonders betroffen. Dabei seien nach
Auffassung des NABU hafenbezogene Emissionen durch LKW-Umfuhren von
Containern innerhalb des Hafens oder terminalbezogene
Stickoxidemissionen nicht eingerechnet. "Häfen sind europäische
Sonderzonen. Deswegen gibt es im Hafen auch nur eine einzige
Hintergrundmessstation auf dem Kleinen Grasbrook, die regelmäßige
Überschreitungen der Stickoxidgrenzwerte ausweist. Wollte man sich
seitens des Senats wirklich offen und ehrlich die Karten legen, muss
umgehend ein Messnetz für den Hafen her. Für den Schutz der
Bürgerinnen und Bürger wäre Erkenntnisgewinn das Mindeste", so
Siegert.

Der NABU kritisiert zudem, dass im Luftreinhalteplan 2017 die
Feinstaubbelastung nicht abgebildet wurde. "Auch wenn beim Feinstaub
angeblich die Grenzwerte eingehalten wurden, wäre eine Erfassung
hilfreich gewesen. Denn klar ist, dass aus der Schifffahrt riesige
Mengen Feinstaub freigesetzt werden, die durch die Südwestwindlage vor
allem an den Nordrand der Elbe geweht werden. Das Problem löst sich
also nicht in Luft auf, es wird durch den Wind nur weiträumig
verteilt", erklärt Malte Siegert. Vor allem der Anteil ultrafeiner
Rußpartikel im Feinstaub wird von der Weltgesundheitsorganisation als
so krebserregend wie Asbest eingeschätzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 020/18, 21.02.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BILDUNG/3107: Bestimmung heimischer Kleinsäuger - Flintbek, 12.04. (bnur)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3107: Bestimmung heimischer Kleinsäuger - Flintbek, 12.04. (bnur)

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 20. Februar 2018

Einladung zum Seminar 


2018-81 (1): Bestimmung heimischer Kleinsäuger 

am Donnerstag, dem 12. April 2018 von 14:00 bis 18:00 Uhr im
Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume, Flintbek
(Seminarraum)



Kleinsäuger begegnen uns eher sporadisch durch flüchtige Beobachtungen
oder als Totfunde und Katzenopfer. Es gibt eine Reihe bebildeter
Naturführer, die bei der Artbestimmung (begrenzt) weiterhelfen. Eine
genaue Artbestimmung ist jedoch oft nur anhand von Schädeln möglich.
Das gilt insbesondere für Gewölluntersuchungen, die für faunistische
und nahrungsökologische Fragestellungen von großer Bedeutung sind.

In dem Seminar werden Steckbriefe der wichtigsten Kleinsäuger,
Literatur und Präparationstechniken vorgestellt. Den Teilnehmenden
wird durch das Seminar ein erster Zugang in dieses Forschungsgebiet
ermöglicht.

Teilnahmekreis: 

Gebietsbetreuende, Biologielehrkräfte, Forstmitarbeiter/innen,
Eulenschützer/innen, Interessierte aus Naturschutzverbänden,
Interessierte

Teilnahmegebühr: 30 Euro (ermäßigt 20,00 Euro)

Anmeldung schriftlich an:

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

Hamburger Chaussee 25

24220 Flintbek

Fax 0 43 47 704-790

anmeldung@bnur.landsh.de

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen

finden Sie unter: www.schleswig-holstein.de/bnur

→ Service

→ Teilnahmebedingungen

→ Anmeldung

oder bei jeder hinter "Veranstaltungen" aufgeführten

Einzelveranstaltung unter "Anmeldung".

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Kontakt für Fragen zum Anmeldeverfahren

anmeldung@bnur.landsh.de

Telefon 04347 704-787, Fax 04347 704-790



Jahresprogramm 2018 unter: 

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/BNUR/Service/_documents/jahresprogramm2018.html

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 20.02.2018

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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